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Hinweis nach § 2 Abs. 2 S. 2 Vermögensanlagen-Verkaufsprospektverordnung:

Die inhaltliche Richtigkeit der im Prospekt gemachten Angaben ist nicht Gegenstand der Prüfung durch die Bundesan-
stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht ( BaFin ).
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sicher sein, dass Milliarden emsiger Bakterien nichts ande-
res tun, als in Ihren Fonds-Biogas-Anlagen rund um die Uhr 
Gas herzustellen, aus dem umweltfreundlicher Strom und 
kuschelige Wärme gewonnen wird. 

Wir würden uns sehr freuen, wenn wir Sie von dieser Vision 
überzeugen können und Sie uns bei diesem zukunftsfähi-
gen Projekt begleiten. Denn damit profitieren Sie über viele 
Jahre von überdurchschnittlichen Ausschüttungen. Und Sie 
haben teil an den vielfältigen Chancen, die wir Ihnen auf den 
folgenden Seiten dieses Prospektes ausführlich erläutern.

Nürnberg, den 17.12.2010

Georg Hetz

Harald Felker

Sehr geehrte Anlegerin, sehr geehrter Anleger, 

als die Weltwirtschaft in die Krise geriet, standen Sachwerte 
wie Biogas-Anlagen wie eine Eins. Denn sie haben einen 
enormen Vorteil: Sie werden gebraucht, weil sie sauberen 
Strom und Wärme liefern. Also Dinge, die den Menschen 
nützen. 

Das wird in Zukunft sogar noch wichtiger. Experten gehen 
davon aus, dass der weltweite Energiebedarf deutlich stei-
gen wird. Besonders Länder wie China und Indien, die 
zusammen ein Drittel der Weltbevölkerung stellen, gelten 
als enorm energiehungrig. Um diesen Bedarf zu decken, 
darf aber das Weltklima nicht zusätzlich belastet werden. 
Das können nur Erneuerbare Energien garantieren. Denn 
Wind-, Solar- und Biogas-Kraftwerke produzieren sauberen 
Strom, der den Menschen und der Natur gut tut.

Deshalb sind Sie gut beraten, auch künftig verstärkt auf 
diese zukunftsfähigen Energien zu setzen. Denn mit sau-
berer Energie ist gutes Geld zu verdienen. Natürlich müs-
sen solche Investitionen sorgfältig und sachkundig geplant 
und umgesetzt werden. Hierbei ist Know-how gefragt. Wir 
von UDI haben in den letzten zwölf Jahren 85 Erneuerbare-
Energien-Projekte begleitet und dabei viel Erfahrung sam-
meln können.

Gerade bei den hier angebotenen Biogasprojekten kommt 
uns dies verstärkt zugute. Denn Biogasanlagen wollen gut 
ausgewählt werden. Hier spielen neben der regionalen Ver-
sorgung mit allen Inputstoffen die hervorragende Technik 
und eine exzellente Rund-um-die-Uhr-Betreuung eine her-
ausragende Rolle. Nur dann können Sie sich als Anleger 

Vorwor t
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Emittentin UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG
Kellerweg 12, 91154 Roth
Geschäftsanschrift: Lina-Ammon-Str. 30, 90329 Nürnberg

Geschäftsführer Georg Hetz, Bankkaufmann, Harald Felker, Projektentwicklung

Branche Erneuerbare Energien: Biogasproduktion sowie Strom- und Wärmeverkauf

Form der Beteiligung Kommanditanteil an der UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG

Gegenstand der Beteiligung Gegenstand der Vermögensanlage ist eine Kommanditbeteiligung an der 
Fondsgesellschaft UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG. Das Kommanditkapital 
wird in gesellschaftsrechtliche Beteiligungen an Projektgesellschaften inves-
tiert, die in Deutschland Biogas-Anlagen errichten und betreiben. Zudem 
kann die Fondsgesellschaft Beteiligungen an derartigen Projektgesellschaf-
ten kaufen und verkaufen bzw. Anlagen kaufen und verkaufen.

Emissionsvolumen Das Kommanditkapital soll um mindestens € 4.930.000, maximal jedoch 
€ 6 Millionen erhöht werden. 

Anlegerkreis Das Angebot richtet sich an Investoren, die in zukunftsfähige und umwelt-
freundliche Energieerzeugung investieren und dabei eine angemessen 
hohe Rendite erzielen wollen.

Laufzeit Unbegrenzt, erstmalige Kündigungsmöglichkeit zum 31.12.2031.

Mindestzeichnungssumme € 5.000, höhere Beträge durch 1.000 teilbar

Ausschüttungen ( Prognose ) 301 % über den Prognosezeitraum bis 31.12.2031

Agio 5 % des Zeichnungsbetrages

Informations- und Kontrollrechte Jahresbilanz mit Gewinn- und Verlustrechnung, Kontroll- und Wider-
spruchsrechte nach §§ 164, 166 HGB und dem Gesellschaftsvertrag

Übertragbarkeit Weiterveräußerung durch Abtretung mit schriftlicher Zustimmung der 
Geschäftsführung möglich

Nachschussverpflichtung Keine, soweit die gezeichnete Einlage geleistet wurde

Zeichnungsfrist Das öffentliche Angebot der Kommanditanteile beginnt einen Werktag 
nach Veröffentlichung des Verkaufsprospektes und endet am 31.12.2011. 
Die persönlich haftende Gesellschafterin ist berechtigt, die Zeichnung 
vorzeitig zu schließen oder Zeichnungen, Anteile oder Beteiligungen zu 
kürzen. 

Das Angebot im Überbl ick
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Vorbemerkung
Das vorliegende Angebot richtet sich an Personen, die ihren 
Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland haben. Ein 
gleichzeitiges Angebot in anderen Staaten erfolgt nicht.

Stand des Prospektes
Die in diesem Verkaufsprospekt enthaltenen Angaben beru-
hen auf dem Stand vom 17. Dezember 2010. Soweit wäh-
rend der Zeichnungsfrist Veränderungen eintreten, die für 
die Beurteilung der Emittentin oder der Vermögensanlage 
von wesentlicher Bedeutung sind, werden diese unver-
züglich in einem Nachtrag zu diesem Verkaufsprospekt 
veröffentlicht.

Das Beteiligungsangebot
Mit der Beteiligung an der UDI Biogas 2011 GmbH & Co. 
KG können sich Kapitalanleger im Rahmen eines geschlos-
senen Fonds über Kommanditkapital an einer Fondsge-
sellschaft beteiligen, die in Biogasprojekte in Deutschland  
investiert.

Anlageziel ist eine unternehmerische Beteiligung an der UDI 
Biogas 2011 GmbH & Co. KG, um hierdurch eine attraktive 
Rendite für den Anleger zu erzielen.

Tätigkeit der Beteiligungsgesellschaft
und Anlageobjekt 
Die UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG bewegt sich mit 
ihrem operativen Geschäft im Zukunftsmarkt der Erneuer-
baren Energien und hat sich dabei auf das Geschäftsfeld 
Biogas in Deutschland spezialisiert. Nach Einwerbung des 
Kommanditkapitals wird die UDI Biogas 2011 GmbH & Co. 
KG dieses in Biogasprojekte investieren, wenn diese den 

Anforderungen der UDI-Qualitätskriterien genügen. Hierzu 
wird sich die Fondsgesellschaft an Projektgesellschaften 
beteiligen, die die Biogasanlagen errichten und betreiben 
werden. Die von den Projektgesellschaften durch den Ver-
kauf von Strom und Wärme generierten Gewinne werden 
an die Fondsgesellschaft weitergegeben, die sie dann an 
die Anleger ausschüttet. Da die Projektgesellschaften, in 
die investiert werden soll, zum Zeitpunkt der Prospektauf-
stellung noch nicht feststehen, handelt es sich bei dieser 
Vermögensanlage um einen so genannten Blind-Pool.

Anlageobjekte der Vermögensanlage und konkretes Pro-
jekt, für das die Nettoeinnahmen aus dem Angebot genutzt 
werden, sind demnach die gesellschaftsrechtlichen Beteili-
gungen der Fondsgesellschaft UDI Biogas 2011 GmbH & 
Co. KG an den Projektgesellschaften. Da auf Ebene dieser 
Fondsgesellschaft kein Fremdkapital aufgenommen wird, 
reichen die Nettoeinnahmen zur Realisierung der konkreten 
Projekte aus. Aus den Nettoeinnahmen wird eine Liquidi-
tätsreserve auf Ebene der Fondsgesellschaft gebildet. Für 
sonstige Zwecke werden die Nettoeinnahmen nicht genutzt.

Eine Aufnahme von Fremdkapital erfolgt ausschließlich auf 
Ebene der Projektgesellschaften.

Form und Umfang der Beteiligung
Das Angebot bezieht sich auf Kommanditanteile an der UDI 
Biogas 2011 GmbH & Co. KG. Das Kommanditkapital der 
Gesellschaft soll um mindestens € 4.930.000 auf voraus-
sichtlich € 4.933.000, höchstens jedoch auf € 6.003.000 
durch Aufnahme weiterer Gesellschafter erhöht werden. Die 
Mindestbeteiligung beträgt € 5.000. Höhere Einlagen müs-
sen durch 1.000 teilbar sein.

Das Angebot im Detai l

Anleger: Kommanditisten

UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG ( Fondsgesellschaft )

Projekt-
gesellschaft A

Projekt-
gesellschaft B

Projekt-
gesellschaft C

Projekt-
gesellschaft D

Projekt-
gesellschaft E
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Das  A ngebot  im  Deta i l

Realisierungsgrad der Projekte / Blind-Pool
Wegen der Struktur dieser Vermögensanlage als so genann-
ter Blind-Pool steht zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung 
noch nicht fest, in welche Projektgesellschaften investiert 
werden soll, und damit auch nicht, welche Biogasanlagen-
standorte realisiert werden. Eine Investition in eine Projekt-
gesellschaft hat bisher nicht stattgefunden. Die Auswahl der 
Projekte richtet sich nach den auf den Seiten 31 ff. näher 
beschriebenen Investitionskriterien ( UDI-Qualitätskriterien ) 
und wird von einem Wirtschaftsprüfer kontrolliert.

Verträge und behördliche Genehmigungen
Verträge über gesellschaftsrechtliche Beteiligungen an 
Projektgesellschaften wurden von der Emittentin noch 
nicht abgeschlossen. Bisher wurden lediglich die auf Seite 
55 dargestellten Vereinbarungen über die Beratung bei 
der Projektentwicklung, über die Anlegerbetreuung und 
Fondsverwaltung und über die Einwerbung des Eigenka-
pitals getroffen. Behördliche Genehmigungen sind für das 
Anlageobjekt nicht erforderlich. Was die von den Projekt-
gesellschaften zu errichtenden Biogasanlagen angeht, so 
ist das Vorliegen der erforderlichen Genehmigungen Vor-
aussetzung einer Investition der Fondsgesellschaft in die 
Projektgesellschaften.

Investitionsverfahren und Investitionsobjekte
Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung liegen der Fonds-
gesellschaft Angebote zur Beteiligung an zehn Biogas-Pro-
jektgesellschaften vor. Die Fondsgesellschaft wird prüfen, 
ob die ab Seite 31 eingehender dargestellten UDI-Quali-
tätskriterien von diesen Projekten erfüllt werden. Außerdem 

Jahr Ausschüttung 
( Prognose ) Jahr Ausschüttung 

( Prognose )

2011 0 % 2022 10 %

2012 4 % 2023 14 %

2013 5 % 2024 14 %

2014 6 % 2025 16 %

2015 7 % 2026 22 %

2016 8 % 2027 22 %

2017 8 % 2028 25 %

2018 8 % 2029 28 %

2019 8 % 2030 28 %

2020 8 % 2031 52 %

2021 8 % Gesamt 301 %

wird ein als unabhängiger Mittelverwendungskontrolleur 
eingesetzter Wirtschaftsprüfer anhand von ihm vorzulegen-
den Dokumenten prüfen, ob das Projekt den in diesem Pro-
spekt dargestellten hohen Standards entspricht. Erst wenn 
der Mittelverwendungskontrolleur sich davon überzeugt hat, 
dass diese Kriterien eingehalten werden, gibt er das Kapital 
zur Investition frei. Ziel ist es, das eingeworbene Kapital in 
fünf bis sieben Projektgesellschaften zu investieren.

Geplant ist, an den Projektgesellschaften jeweils Mehr-
heitsbeteiligungen zu erwerben. Als sinnvoll hat es sich 
erwiesen, die Substrat liefernden Landwirte als Minder-
heitsgesellschafter an der jeweiligen Projektgesellschaft zu 
beteiligen. Die Fondsgesellschaft bringt in die Projektgesell-
schaft das notwendige Eigenkapital ein. Zusätzlich werden 
zur Finanzierung der Biogasanlagen und gegebenenfalls 
des Wärmenetzes von den Projektgesellschaften Bankkre-
dite zur Finanzierung aufgenommen.

Laufzeit
Grundsätzlich ist die Dauer der Beteiligung unbefristet. Die 
Gesellschafter können ihr Gesellschaftsverhältnis mit einer 
Frist von sechs Monaten zum Ende eines Geschäftsjahres, 
erstmals zum 31.12.2031, kündigen.

Prognose der Ausschüttungen / Entnahmen
Anleger erhalten nach der Prognose Ausschüttungen in 
Höhe von 301 % über die betrachtete Laufzeit. Nähere 
Erläuterungen zu der dargestellten Ausschüttungsreihe 
zugrunde liegenden Annahmen finden Sie in der Ergebnis- 
und Liquiditätsprognose und den Erläuterungen ab Seite 38.
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Risiken der Anlage
Die Beteiligung an der UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG 
ist mit unternehmerischen Risiken verbunden. Ausführliche 
Informationen entnehmen Sie bitte dem Kapitel „Die Risi-
ken“ ab Seite 13 dieses Prospektes.

Haftungsbegrenzung der Kommanditisten
Über das eingezahlte Kommanditkapital hinaus besteht 
keine Nachschusspflicht ( siehe auch Seite 59 ).

Steuerliche Auswirkungen
Den Kommanditisten werden als Mitunternehmer die steu-
erlichen Ergebnisse der Gesellschaft anteilig zugerechnet. 

Zu Einzelheiten der Zurechnung der anteiligen Ergebnisse 
erfahren Sie mehr im Kapitel „Steuerliche Grundlagen“ ab 
Seite 63.

Chancen der Anlage
Die Prognosen über die Wirtschaftlichkeit der Beteiligung 
beinhalten nach Einschätzung der Emittentin hohe Sicher-
heitsabschläge. Daher sind höhere Ausschüttungen als 
geplant möglich. Details finden Sie im Kapitel „Die Chan-
cen“ ab Seite 23.
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Die Risiken im Überbl ick

Veräußerbarkeit ( Fungibilität ) 
der Kommanditanteile

In Ermangelung eines öffentlichen Marktes für Kommanditanteile könnte 
beim Verkauf kein angemessener Preis erzielt werden.

Majorisierung bei 
Gesellschafterbeschlüssen

In der Gesellschafterversammlung ist es möglich, dass eine Mehrheit von 
Anlegern Beschlüsse fasst, die nicht im Interesse aller Anleger sind und 
die Ausschüttungen an den einzelnen Anleger reduzieren können.

Persönliche Anteilsfinanzierung Bei Darlehensfinanzierung der Anteile besteht die Möglichkeit, das Darle-
hen nicht mehr tilgen zu können, wenn Ausschüttungen ausbleiben.

Anlegerhaftung Wird die Kommanditeinlage durch Entnahmen ( Ausschüttungen ) oder 
zusätzliche Zahlungen unter die geleistete Einlage gemindert, kann die 
Haftung wieder aufleben.

Steuerrecht Veränderungen der steuerrechtlichen Grundlagen während der Dauer der 
Beteiligung könnten nachteilige Folgen für die Besteuerung der Erträge 
beim Anleger haben.

Einzahlung gezeichneter 
Kapitaleinlagen

Die verspätete oder unterbleibende Einzahlung gezeichneter Kapitalein-
lagen kann zu unzureichender Kapitalisierung des Fonds führen und hier-
durch die Ausschüttungen an den einzelnen Anleger reduzieren.

A. Risiken auf Ebene des Anlegers

Sachverhalt Folgen für den Anleger 

Mehrstufigkeit der 
Investmentstruktur

Die Mehrstufigkeit von Fonds- und Projektgesellschaft kann zu einer Stei-
gerung einzelner Risiken führen und hierdurch die Ausschüttungen an 
den einzelnen Anleger reduzieren.

Anpassung der 
Investmentstruktur

Eine Anpassung der der Prognose zugrunde liegenden Investmentstruk-
tur kann zu Kostensteigerungen führen und hierdurch die Ausschüttun-
gen an den einzelnen Anleger reduzieren.

Blind-Pool Die Projekte, in die investiert werden soll, stehen noch nicht fest. Hier-
durch entstehen Prognoserisiken, die die Einnahmen vermindern und 
hierdurch die Ausschüttungen an den einzelnen Anleger reduzieren 
könnten.

Marktrisiko Können am Markt nicht genügend Projekte akquiriert werden, die den 
Investitionskriterien entsprechen, kann das die Ausschüttungen an die 
Anleger reduzieren.

Steuerrecht Veränderungen der steuerrechtlichen Grundlagen während der Dauer der 
Beteiligung könnten zu verminderten Ausschüttungen an die Anleger führen.

B. Risiken auf Ebene der Fondsgesellschaft

Sachverhalt Folgen für den Anleger 
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D ie  R i s i ken  im  Übe rb l i c k

C. Risiken auf Ebene der Projektgesellschaften

Spätere Fertigstellung der 
Anlagen

Die Biogasanlagen könnten aufgrund unvorhergesehener Ereignisse 
später als geplant fertiggestellt werden.

Schlechtleistung, Leistungs-
ausfall und Insolvenz von 
Vertragspartnern 

Ausbleibende oder fehlerhafte Leistungen von Vertragspartnern oder 
deren Insolvenz könnten zu finanziellen Einbußen führen.

Technische Verfügbarkeit Ausfallzeiten der Biogasanlagen durch technische Defekte, die das kalku-
lierte Maß überschreiten, könnten die Ausschüttungen reduzieren. 

Versicherungsschutz bei 
Schadensfällen 

Unvorhergesehene Lücken im Versicherungsschutz könnten zu finanzi-
ellen Einbußen bei den Projektgesellschaften führen. Nach einem Scha-
densfall können sich die Versicherungsprämien erhöhen. 

Beschädigung oder Zerstörung 
der Anlagen 

Die Biogasanlagen könnten beschädigt oder zerstört werden, ohne dass 
Versicherungsschutz besteht. 

Fremdkapital Projektgesellschaften könnten das erforderliche Fremdkapital nicht oder 
zu weniger günstigen Konditionen erhalten, als in der Investitionsplanung 
angenommen.

Zinsen nach Ende der 
Zinsfestschreibung

Die Fremdfinanzierung könnte nach Ablauf der Zinsbindung nur zu einem 
höheren Zinssatz, als in der Planung angenommen, fortgeführt werden. 

Genehmigungsrisiko Soweit für die Biogasanlagen bau- oder immissionsschutzrechtliche 
Genehmigungen notwendig sind, besteht die Möglichkeit, dass diese 
nicht oder verspätet erteilt werden.

Sachverhalt Folgen für die Fondsgesellschaft

Rückabwicklung Bei einer Rückabwicklung des Fonds könnten Rückzahlungsansprüche 
der Anleger nicht in vollem Umfang durchsetzbar sein.

Schlüsselpersonen Der Verlust von unternehmerisch für den Fonds handelnden Personen 
kann sich nachteilig auf das Ergebnis der Gesellschaft auswirken und 
hierdurch die Ausschüttungen an den einzelnen Anleger reduzieren.

Beratungsfehler, Management-
fehler und Gutachtenfehler

Beratungs- und Gutachtenfehler interner und externer Berater oder 
Managementfehler können zu Mehrausgaben oder Mindereinnahmen 
führen und hierdurch die Ausschüttungen an den einzelnen Anleger 
reduzieren.

Änderung der Rechtslage Änderungen der Rechtslage könnten die Liquidität der Fondsgesellschaft 
und hierdurch die Ausschüttungen an den einzelnen Anleger reduzieren.

Fortsetzung: B. Risiken auf Ebene der Fondsgesellschaft

Sachverhalt Folgen für den Anleger 

Die nachfolgend beschriebenen Risiken können zu verminderten oder ausbleibenden Ausschüttungen an die Anleger führen.
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Klagen und Widersprüche Soweit für die Biogasanlagen bau- oder immissionsschutzrechtliche 
Genehmigungen notwendig sind, könnten gegen diese Widersprüche 
eingelegt oder Klagen erhoben werden. 

Behördliche Auflagen Nachträgliche behördliche Auflagen für den Betrieb der Biogasanlagen 
könnten zu einer finanziellen Belastung der Fondsgesellschaft oder zur 
Einstellung des Betriebes führen.

Verzinsung liquider Mittel Die Verzinsung für liquide Mittel könnte geringer ausfallen als geplant.

Netzanschluss Der Netzanschluss der Biogasanlagen könnte durch den Netzbetreiber 
verzögert werden.

Betriebskosten Die tatsächlich anfallenden Betriebskosten könnten höher ausfallen als 
geplant.

Prognosen Prognosen, auf denen die Angaben dieses Prospektes beruhen, könnten 
sich als unzutreffend erweisen.

Inflation Eine höhere Preissteigerung als geplant könnte den Wert des Vermögens 
und des Ertrags vermindern.

Netzunterbrechung Wegen Netzunterbrechung könnte die Stromeinspeisung zeitweise nicht 
möglich sein.

Betriebsunterbrechung Störungen oder Schadensereignisse an den Biogasanlagen könnten zu 
Betriebsunterbrechungen führen.

Nutzungseinschränkungen 
durch Behörden

Behörden könnten eine Beschränkung oder die Einstellung des Betriebes 
der Biogasanlagen anordnen.

Anspruchsverjährung und 
-durchsetzung

Anspruchsbegründende Tatsachen ( z. B. Mängel ) könnten erst nach der 
Verjährung erkannt werden.

Betriebshaftung Die Haftung als Anlagenbetreiber gegenüber geschädigten Dritten könnte 
das Ergebnis der Gesellschaft reduzieren.

Rohstoffversorgung Trotz Vorliegen von langfristigen Lieferverträgen kann nicht ausgeschlos-
sen werden, dass die Versorgung der Biogasanlagen mit ausreichenden 
Rohstoffen nicht oder nicht vollständig erreicht wird.

Prozessbiologie Störungen des biochemischen Prozesses der Biogasproduktion durch 
Temperaturschwankungen, Rohstoffqualität etc. können die Gasproduk-
tion mindern.

Wärmeverkauf Der Verkauf der bei der Verstromung des Biogases entstehenden Wärme 
könnte geringer ausfallen als geplant.

Wegfall von Vergütungsboni Können die Voraussetzungen der Einspeisevergütungsboni nicht erfüllt 
werden, verschlechtert sich die Wirtschaftlichkeit.

Fortsetzung: C. Risiken auf Ebene der Projektgesellschaften

Sachverhalt Folgen für die Fondsgesellschaft
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Grundsätzliche Risikoerwägungen
Eine Beteiligung an der UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG 
ist eine unternehmerische Beteiligung und als solche mit 
Unsicherheiten verbunden. Durch zukünftige Entwicklun-
gen in rechtlicher, steuerlicher oder wirtschaftlicher Hinsicht 
kann es zu Abweichungen der tatsächlichen von der pro-
gnostizierten Entwicklung der Fondsgesellschaft kommen. 
Hierdurch könnten sich die Ausschüttungen an die Anleger 
reduzieren oder ganz ausbleiben.

Maximales Risiko
Das maximale Risiko für den Anleger besteht im vollständi-
gen Verlust des investierten Kapitals. Wird die Beteiligung 
statt aus Eigenmitteln durch Darlehen fremdfinanziert, 
müssten zudem die Darlehenszinsen und die Darlehenstil-
gung gezahlt und möglicherweise Steuernachzahlungen 
geleistet werden, auch wenn keine Ausschüttungen erfol-
gen. Die Emittentin rät daher von einer Fremdfinanzierung 
von Kommanditanteilen ab.

Kenntnisnahme des Prospektes und Prüfung der 
individuellen Situation
Vor einer Investition in die hier angebotene Vermögensan-
lage sollte der Anleger den Inhalt dieses Prospektes einge-
hend zur Kenntnis nehmen. Da jeder Anleger mit einer Betei-
ligung individuelle Ziele verfolgen kann, sollten die Angaben 
und Annahmen in diesem Prospekt unter Berücksichtigung 
der individuellen Situation sorgfältig geprüft werden. Gege-
benenfalls sollte sich der Anleger vor dem Beitritt von einem 
fachkundigen Dritten seines Vertrauens beraten lassen. 

A. Risiken auf Ebene des Anlegers

Veräußerbarkeit ( Fungibilität ) der 
Kommanditanteile
Einen nennenswerten öffentlichen Handelsplatz für 
Kommanditanteile wie z. B. eine amtliche Börse gibt es 
derzeit nicht. Die in den letzten Jahren entstandenen nicht 
amtlichen Zweitmarkt-Börsen für den Handel „gebrauchter“ 
Kommanditanteile sind noch im Aufbau begriffen, so dass 
hiervon noch keine signifikante Nachfrage erwartet wer-
den kann. Zudem profitieren Zweiterwerber in der Regel 
nicht wie Ersterwerber von den steuerlichen Effekten der 
Anfangsjahre des Fonds. Bei einem Verkauf besteht daher 
das Risiko, dass bei einem Veräußerungswunsch kein 
Erwerber gefunden werden kann oder eine Veräußerung 
nur zu einem geringeren Preis als gewünscht erfolgen kann. 

Majorisierung bei Gesellschafterbeschlüssen
Es besteht die Möglichkeit, dass sich eine Gruppe von 
Gesellschaftern zusammenschließt und in Gesellschafts-
versammlungen Beschlüsse durch Majorisierung herbei-
führt, die nicht im Interesse aller Anleger sind. 

Persönliche Anteilsfinanzierung
Im Falle einer vollständigen oder teilweisen Fremdfinan-
zierung der Kapitalanlage durch den Anleger besteht das 
Risiko, dass die Ausschüttungen / Entnahmen aus die-
sem Beteiligungsangebot nicht ausreichen, um sämtliche 
Zins- und Tilgungsleistungen für die Fremdfinanzierung 
zu erbringen. Diese Verpflichtung aus einer Fremdfinan-
zierung besteht auch dann, wenn Ausschüttungen / Ent-
nahmen nicht wie prognostiziert erfolgen. In diesen Fällen 
müsste der Anleger weitere Mittel zur Rückführung der 
Fremdfinanzierung samt Zinsen aufwenden. Die Anbieterin 
rät von einer Fremdfinanzierung der Beteiligung ausdrück-
lich ab.

Anlegerhaftung
Die Haftung eines Kommanditisten ist grundsätzlich auf 
die Höhe der im Handelsregister eingetragenen Einlage 
beschränkt. Diese ist identisch mit dem Zeichnungsbe-
trag. Werden die Kapitalanteile jedoch durch übermäßige 
Entnahmen ( Ausschüttungen ) oder zusätzliche Zahlungen 
unter die geleistete Einlage gemindert, lebt die Haftung wie-
der auf. Gleiches gilt, soweit Entnahmen getätigt werden, 
während der Kapitalanteil des Kommanditisten durch steu-
erliche Verluste unter den Betrag der eingezahlten Kom-
manditeinlage gemindert wurde. In beiden Fallen besteht 
das Risiko, dass der Anleger gewährte Ausschüttungen an 
die Gesellschaft zurückzahlen oder für Verbindlichkeiten 
der Gesellschaft haften muss.

Steuerrecht
Die dargestellten Angaben zur steuerlichen Behandlung für 
einen Anleger, der in Deutschland lebt und uneingeschränkt 
steuerpflichtig ist, wurden mit einem Vertreter des steuerbe-
ratenden Berufsstandes abgestimmt. Es kann jedoch nicht 
ausgeschlossen werden, dass sich die rechtlichen und steu-
erlichen Rahmenbedingungen des Fonds im Laufe der Zeit 
ändern. Die in diesem Prospekt dargestellten steuerlichen 
Aspekte beruhen nicht auf einer verbindlichen Auskunft der 
zuständigen Finanzbehörden. Eine anders lautende Auffas-
sung durch die Finanzbehörden oder Finanzgerichte könnte 
zu einer steuerlichen Belastung beim Anleger führen, die 
höher ist als prognostiziert.

Einzahlung gezeichneter Kapitaleinlagen
Es besteht das Risiko, dass Anleger ihre Kapitaleinlage 
nicht oder erst verspätet leisten. Dies hätte zur Folge, dass 
weniger oder unzureichend Kapital für Investitionen zur Ver-
fügung stünde oder die Fondsgesellschaft die geschuldeten 
Einlagen zwischenfinanzieren müsste. Gleichzeitig würde 
der prozentuale Anteil der Nebenkosten der Investition stei-
gen. Dies könnte die Einnahmen der Fondsgesellschaft 
schmälern und damit die Ausschüttungen an die Anleger 
reduzieren.

Die Risiken im Detail
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B. Risiken auf Ebene der Fondsgesellschaft

Mehrstufigkeit der Investmentstruktur
Die Fondsgesellschaft investiert nicht unmittelbar in die 
jeweiligen Biogasanlagen, sondern mittelbar über eine 
Beteiligung an mehreren Projektgesellschaften. Durch die 
Zweistufigkeit der Fondsstruktur kann es bei Eintritt von 
Risiken auf den beiden Ebenen zu einer Steigerung der 
Risiken kommen. Hierdurch könnten die Einnahmen der 
Fondsgesellschaft vermindert und die Ausschüttungen an 
die Anleger niedriger ausfallen als prognostiziert.

Anpassung der Investmentstruktur
Es könnte sich als notwendig erweisen, während der 
Fondslaufzeit z. B. wegen spezifischer Anforderungen der 
finanzierenden Banken, die geplanten und den Prognosen 
zugrunde liegenden Investitionsstrukturen anzupassen. 
Dies könnte zu Kostensteigerungen führen, die geringere 
Einnahmen der Fondsgesellschaft und damit auch gegen-
über der Prognose reduzierte Ausschüttungen an die Anle-
ger zur Folge hätten. 

Blind-Pool
Die Fondsgesellschaft ist als so genannter Blind-Pool zu 
charakterisieren, da zum Zeitpunkt der Prospektaufstel-
lung noch keine der Projektgesellschaften feststeht, in die 
die Fondsgesellschaft das eingeworbene Kapital investie-
ren wird. Hierdurch ergeben sich für den Anleger mehrere 
Unsicherheiten.

Zum einen wurden sämtliche Kalkulationen auf der Basis 
von prognostizierten Werten erstellt. Sollten sich diese Kal-
kulationen als falsch erweisen, könnte dies die Einnahmen 
der Fondsgesellschaft mindern.

Zum anderen werden die Entscheidungen, in welche Pro-
jektgesellschaften investiert werden soll, erst nach der 
Zeichnung der Kommanditanteile getroffen. Zum Zeitpunkt 
der Zeichnung investiert der Anleger in ein Beteiligungs-
konzept, dessen Bestandteile noch nicht konkret definiert 
sind. Es besteht das Risiko, dass nicht genügend passende, 
den Investitionskriterien entsprechende Projekte akquiriert 
werden können. Dies könnte zur Folge haben, dass Pro-
jekte umgesetzt werden, die weniger ertragreich sind als 
geplant. Dies könnte die Einnahmen der Fondsgesellschaft 
reduzieren.

Es könnte sein, dass die zum Zeitpunkt der Prospektaufstel-
lung noch nicht geschlossenen Verträge nicht oder nicht zu 
den prognostizierten Konditionen zustande kommen. Dies 
kann zu zusätzlichen Aufwendungen und dadurch zu niedri-
geren Einnahmen der Fondsgesellschaft führen.

Jedes der im vorstehenden Abschnitt genannten Risi-
ken kann zu einer Reduzierung der Einnahmen der 

Fondsgesellschaft führen und zur Folge haben, dass die 
Ausschüttungen an die Anleger niedriger ausfallen als pro-
gnostiziert oder ganz ausbleiben.

Marktrisiko
Es könnte sein, dass nicht genügend den Investitionskri-
terien entsprechende Biogasprojekte am Markt akquiriert 
werden können und dadurch in eine geringere als die pro-
gnostizierte Anzahl von Projektgesellschaften investiert 
werden kann. Hierdurch könnte die geplante Gesamtin-
vestitionssumme unterschritten werden. Dies könnte zu 
niedrigeren Einnahmen für die Fondsgesellschaft und 
dadurch zu verminderten Ausschüttungen an die Anleger 
führen.

Steuerrecht
Die dargestellten Prognosen zur zukünftigen steuerlichen 
Behandlung der Fondsgesellschaft wurden mit einem Ver-
treter des steuerberatenden Berufsstandes abgestimmt. 
Es kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass sich 
die rechtlichen und steuerlichen Rahmenbedingungen des 
Fonds im Laufe der Zeit ändern. Die in diesem Prospekt 
dargestellten steuerlichen Aspekte beruhen nicht auf einer 
verbindlichen Auskunft der zuständigen Finanzbehörden. 
Eine anders lautende Auffassung durch die Finanzbehörden 
oder Finanzgerichte oder eine Änderung des Steuerrechts 
durch den Gesetzgeber könnte zu einer steuerlichen Belas-
tung der Fondsgesellschaft führen, die höher ist als pro-
gnostiziert. Dies könnte zu einem ungünstigeren Geschäfts-
verlauf der Fondsgesellschaft und dadurch zu niedrigeren 
Ausschüttungen führen.

Rückabwicklung
Grundsätzlich ist eine Rückabwicklung des Fonds nicht vor-
gesehen. Sollte es dennoch dazu kommen, so besteht ein 
Anspruch des Anlegers auf Rückzahlung des investierten 
Kapitals. Der Rückzahlungsanspruch des Anlegers könnte 
aufgrund wirtschaftlicher Schwierigkeiten der Fondsgesell-
schaft nicht oder nicht in vollem Umfang durchsetzbar sein. 

Schlüsselpersonen 
Das wirtschaftliche Ergebnis der Fondsgesellschaft und 
damit die Höhe der Ausschüttungen an die Anleger hängen 
auch von der unternehmerischen Tätigkeit der Geschäfts-
führung der Fondsgesellschaft sowie derjenigen der Pro-
jektgesellschaften ab. Dies betrifft ebenso das Manage-
ment der mit der Errichtung der Biogasanlagen betrauten 
Generalunternehmer sowie der externen Berater und Ver-
tragspartner der Fondsgesellschaft oder der Projektgesell-
schaften. Der Verlust von Mitgliedern der Geschäftsführung 
oder leitender Mitarbeiter dieser Unternehmen könnte sich 
deshalb nachteilig auf die wirtschaftliche Entwicklung der 
Fondsgesellschaft auswirken. Dies könnte dazu führen, 
dass Ausschüttungen nicht oder nicht in der prognostizier-
ten Höhe geleistet werden können.
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Beratungsfehler, Managementfehler und 
Gutachtenfehler
Fehler in den Ertragsgutachten sowie Beratungsfehler inter-
ner oder externer Berater können nicht ausgeschlossen 
werden. Zudem besteht das Risiko, dass das Management 
auf Ebene einzelner oder mehrerer Projektgesellschaften 
und / oder der Fondsgesellschaft Fehlentscheidungen trifft. 
Dies könnte dazu führen, dass die Einnahmen der Projekt-
gesellschaften und damit auch der Fondsgesellschaft nied-
riger sind als prognostiziert, was verminderte Ausschüttun-
gen an die Anleger zur Folge hätte.

Änderung der Rechtslage
Auf Grundlage des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
( EEG ) wird der durch die Biogasanlagen erzeugte Strom 
an den jeweiligen Energieversorger verkauft. Die Energie-
versorger sind nach dem EEG verpflichtet, diesen Strom 
20 Jahre lang zu einem festen Preis zu vergüten. Auf 
absehbare Zeit ist die Mehrheit der Projekte im Bereich der 
Erneuerbaren Energien auf die durch das EEG gewährleis-
teten Vergütungen angewiesen, da die Gestehungskos-
ten für Strom aus Erneuerbaren Energien zum Zeitpunkt 
der Prospektaufstellung über den aktuellen Marktpreisen 
liegen. Ein Wegfall oder nachteilige Änderungen dieses 
Gesetzes oder anderer Fördermechanismen, insbeson-
dere eine Verringerung der Vergütungssätze oder ein 
Wegfall des Anspruchs auf privilegierte Einspeisung in 
das Energieverteilungsnetz, könnten dazu führen, dass die 
Anlagen nicht mehr wirtschaftlich betrieben werden kön-
nen. Hierdurch könnten sich die Ausschüttungen an die 
Anleger reduzieren oder ganz ausbleiben.

Änderungen oder die Aufhebung dieses Gesetzes könn-
ten die Einnahmesituation der Gesellschaft daher nega-
tiv beeinflussen. Ein Wegfall oder die Einschränkung der 
EEG-Förderung könnte z. B. dann eintreten, wenn das 
EEG modifiziert oder als solches abgeschafft würde. Letz-
teres wäre nicht auszuschließen für den Fall, dass das 
EEG gegen höherrangiges Recht, insbesondere gegen 
EU-Recht, verstoßen würde. Eine zukünftige Recht-
sprechung zuungunsten des EEG ist grundsätzlich vor 
dem Hintergrund der weiter gehenden Liberalisierung 
des Strommarktes auf europäischer Ebene nicht völ-
lig auszuschließen. In diesem Fall könnte der deutsche 
Gesetzgeber gezwungen sein, das EEG einschließlich 
der Regelungen der Mindestentgelte ganz oder teilweise 
aufzuheben. Dadurch könnte der wirtschaftliche Betrieb 
der Biogasanlagen gefährdet sein, was zu verminderten 
Ausschüttungen oder einem teilweisen oder vollstän-
digen Verlust der Kapitaleinlage führen könnte. Zudem 
können Änderungen in der Gesetzgebung im Genehmi-
gungs-, Steuer- und Energierecht dazu führen, dass die 
Biogasanlagen nicht oder nicht mehr wirtschaftlich betrie-
ben werden können. Dies kann zu niedrigeren oder aus-
bleibenden Ausschüttungen führen.

C. Risiken auf Ebene der Projektgesellschaft

Spätere Fertigstellung der Anlagen 
Der jeweilige Generalunternehmer übernimmt gegenüber 
den Projektgesellschaften die Errichtung der Biogasanlagen, 
die der Gesellschaft schlüsselfertig zum Festpreis überge-
ben werden. Das Risiko einer unvorhergesehenen Steige-
rung der Baukosten liegt somit in der Regel bei dem Gene-
ralunternehmer. Es ist jedoch möglich, dass sich durch den 
Eintritt unvorhergesehener Ereignisse bei der Errichtung 
der Anlagen die Bauzeit verlängert und diese deshalb nicht 
zum vorgesehenen Zeitpunkt in Betrieb gehen können. Da 
dann erst später als angenommen mit der Produktion von 
Strom und dessen Einspeisung in das Stromnetz sowie mit 
dem Verkauf von Wärme begonnen werden kann, könnten 
sich die Ausschüttungen an die Anleger zumindest im ers-
ten und zweiten Geschäftsjahr entsprechend vermindern.

Schlechtleistung, Leistungsausfall und Insolvenz 
von Vertragspartnern
Durch Verzögerungen bei der Leistungserbringung oder 
mangelhafte Leistungsausführung von Unternehmen, die 
sich vertraglich hierzu verpflichtet haben, könnten die Pro-
jektgesellschaften geringere Erträge erwirtschaften als 
geplant. Sollten Vertragspartner der Projektgesellschaf-
ten mit ihren geschuldeten Leistungen, z. B. im Falle der 
Insolvenz, ganz ausfallen, oder ist es notwendig, z. B. bei 
Vertragsauslauf oder Kündigung, neue Verträge abzuschlie-
ßen, so besteht das Risiko, neue Vertragspartner nicht oder 
nur zu schlechteren Konditionen verpflichten zu können. 
Ferner könnten beim Ausfall eines wichtigen Vertrags-
partners die von diesem vertraglich zugesagten oder den 
Projektgesellschaften gesetzlich zustehenden Garantie-, 
Gewährleistungs- oder Schadenersatzleistungen entfal-
len. Dies könnte zusätzliche, nicht prognostizierte Aufwen-
dungen der Projektgesellschaften zur Reparatur etwaiger 
Mängel erforderlich machen. Auch besteht die Möglichkeit, 
dass der Haftungsumfang dieser Forderungen möglicher-
weise die Kapitalkraft dieses Unternehmens übersteigt. Es 
ist daher nicht auszuschließen, dass Ansprüche nicht oder 
nicht in vollem Umfang durchgesetzt werden könnten. Die 
Insolvenz eines Energieversorgers oder Netzbetreibers 
kann zu Unterbrechungen hinsichtlich der Erlöszahlun-
gen aus der Stromeinspeisung führen. In der Folge eines 
der vorstehend geschilderten Ereignisse könnten sich die 
Einnahmen der Projektgesellschaften und damit auch der 
Fondsgesellschaft vermindern und dazu führen, dass Aus-
schüttungen nicht oder nicht in der prognostizierten Höhe 
geleistet werden können.

Technische Verfügbarkeit 
In den Prognosen über den Stromertrag der Biogasanlagen 
sind Sicherheitsabschläge auf die technische Verfügbar-
keit der unterschiedlichen Anlagen bereits eingerech-
net. Diese beinhalten u. a. Abschläge für planmäßige 
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Wartungen und Reparaturen. Darüber hinausgehende 
Ausfallzeiten durch technische Defekte der Biogasanlagen 
würden zu einer Reduktion der Stromproduktion und der 
Einspeiseerlöse, zu geringeren Einnahmen der Projekt-
gesellschaften und der Fondsgesellschaft und damit zu 
verminderten oder ausbleibenden Ausschüttungen an die 
Anleger führen.

Versicherungsschutz bei Schadensfällen 
Für die Deckung von Bau-, Betriebs- und Haftpflichtrisiken 
werden Versicherungen abgeschlossen. Dennoch sind 
Lücken im Versicherungsschutz nicht auszuschließen, 
so dass Schäden möglicherweise nicht oder nur teilweise 
abgedeckt sind. Eingetretene Versicherungsfälle können 
zu einer Erhöhung der Versicherungsprämien, gegebe-
nenfalls auch zum Wegfall des Versicherungsschutzes 
führen, sofern keine alternative Versicherung für diesen 
Fall gefunden würde. Es könnte sein, dass die entspre-
chenden Risiken infolge des Schadenseintritts nicht mehr 
oder nicht mehr vollumfänglich versicherbar sind und 
Schäden dann von den Projektgesellschaften selbst getra-
gen werden müssen. Hieraus könnten sich höhere Ausga-
ben für Projektgesellschaften ergeben, die zu geringeren 
Ausschüttungen an die Kommanditisten der Fondsgesell-
schaft führen können. Gleiches gilt, wenn ein Schaden 
von der Versicherung zwar reguliert wird, die Projektge-
sellschaften aber einen gewissen Selbstbehalt zu über-
nehmen hätten.

Beschädigung oder Zerstörung der Anlagen 
Die Folgen der völligen oder teilweisen Zerstörung der 
Biogasanlagen tragen, soweit diese nicht durch einen 
Full-Service-Vertrag bzw. entsprechende Versicherungen 
abgedeckt werden, die Projektgesellschaften. Eine Zerstö-
rung einzelner oder mehrerer Anlagen würde einen lang-
fristigen Nutzungsausfall bedeuten, gegebenenfalls Ersatz- 
bzw. Erweiterungsinvestitionen notwendig machen und im 
Extremfall zur vorzeitigen Beendigung des Betriebes der 
Biogasanlagen führen. Dies hätte verminderte Einnahmen 
bzw. erhöhte Ausgaben der Projektgesellschaften und 
damit verminderte Auszahlungen an die Kommanditisten 
der Fondsgesellschaft zur Folge.

Fremdkapital 
Die Projektgesellschaften werden Darlehen aufnehmen, um 
die Gesamtfinanzierung zu gewährleisten. Beabsichtigt ist, 
das Fremdkapital über KfW-Darlehen oder andere Darlehen 
sicherzustellen. Es ist nicht auszuschließen, dass aufgrund 
unvorhergesehener Umstände die Fremdfinanzierung nicht 
oder zu ungünstigeren Konditionen als in der Investitions-
planung vorgesehen gelingt. Ungünstigere Darlehenskon-
ditionen oder die Verweigerung einer Fremdfinanzierung 
hinsichtlich einzelner Projekte würden zu einem reduzierten 
Ergebnis der Projekt- und der Fondsgesellschaft und damit 
möglicherweise zu geringeren Ausschüttungen führen. Da 

für die Projekte bis dahin bereits Anlaufkosten entstanden 
sind, würden die Anleger in einem solchen Falle das inves-
tierte Kapital nicht in vollem Umfang zurück erhalten.

Zinsen nach Ende der Zinsfestschreibung 
Da die Zinsen für die geplanten KfW-Darlehen bzw. für die 
anderweitigen Darlehen der Fremdfinanzierung nur für eine 
bestimmte Zeit festgeschrieben werden, besteht die Mög-
lichkeit, dass die Zinsen zu einem späteren Zeitpunkt höher 
sind als in der Prognose angenommen. Die dadurch entste-
henden höheren Finanzierungskosten könnten das Ergeb-
nis der Projektgesellschaften und damit auch der Fondsge-
sellschaft schmälern und zu verminderten Ausschüttungen 
führen.

Genehmigungsrisiko 
Da für die Biogasanlagen behördliche ( bau- und immissi-
onsschutzrechtliche ) Genehmigungen einzuholen sind, 
kann nicht ausgeschlossen werden, dass die zuständigen 
Behörden die Erteilung dieser Genehmigungen verweigern 
oder nur unter Auflagen erlassen, die einen wirtschaftli-
chen Betrieb unmöglich machen. In diesem Falle wäre eine 
Investition in einen alternativen Standort notwendig. Da für 
die Projekte bis dahin möglicherweise bereits Anlaufkosten 
entstanden sind, könnte dies zu reduzierten Einnahmen 
der Projekt- und damit auch der Fondsgesellschaft und zu 
möglicherweise geringeren Ausschüttungen an die Anleger 
führen als prognostiziert.

Klagen und Widersprüche 
Soweit für die Biogasanlagen behördliche ( bau- und immis-
sionsschutzrechtliche ) Genehmigungen einzuholen sind, 
kann nicht ausgeschlossen werden, dass gegen diese 
Widersprüche eingelegt oder Klagen erhoben werden. Hier-
durch kann es zu Verzögerungen beim Bau und der Fertig-
stellung kommen. Ist die Anlage bereits errichtet, besteht 
die Möglichkeit, dass die Genehmigungen behördlich oder 
gerichtlich wieder entzogen oder nur unter Auflagen erteilt 
werden. In diesen Fällen kann es zu Abweichungen von der 
Prognose- und Renditerechnung und somit zu niedrigeren 
Ausschüttungen an die Anleger kommen.

Behördliche Auflagen 
Nachträgliche behördliche Auflagen für den Betrieb der 
Anlagen können zu zusätzlichen Ausgaben und damit zu 
finanziellen Belastungen der Fondsgesellschaft führen, die 
in der Investitionsplanung bisher nicht berücksichtigt wer-
den konnten. Dies könnte zu nachteiligen Abweichungen 
gegenüber der Investitionsrechnung und der Ergebnispro-
gnose führen. Für den Anleger könnte dies verzögerte oder 
verringerte Ausschüttungen nach sich ziehen.

Verzinsung liquider Mittel 
Die Projektgesellschaften beabsichtigen, liquide Mittel kurz- 
bis mittelfristig anzulegen. Sollte die Verzinsung, von der in 
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der Prognoserechnung ausgegangen wurde, nicht zu erzie-
len sein, könnte dies zu einem geringeren Ergebnis der 
Projekt- und damit auch der Fondsgesellschaft führen. Dies 
kann die Ausschüttungen an die Anleger vermindern.

Netzanschluss
Der jeweilige örtliche Stromnetzbetreiber ist nach dem EEG 
zur Abnahme von Strom aus Erneuerbaren Energien ver-
pflichtet. Sollte der geplante Netzanschluss jedoch nicht in 
der zugesagten Form und Anlagenkonfiguration oder nicht 
rechtzeitig realisiert werden, könnte dies zu niedrigeren Ein-
speisevergütungen, erhöhten Kosten und damit zu vermin-
derten Ausschüttungen führen.

Betriebskosten 
Für die Wartung und Instandhaltung der Biogasanlagen 
werden für jedes Projekt jeweils Wartungsverträge abge-
schlossen. Hierbei besteht zum einen das Risiko, dass die 
Vergütung, die häufig hinsichtlich der Höhe an bestimmte 
Indizes gebunden ist, stärker steigt als prognostiziert, was 
zu einer Belastung des Ergebnisses der Projektgesellschaft 
führen würde.

Nach Ablauf der festen Vertragslaufzeit oder im Falle der 
Kündigung des Vertrages besteht zudem die Möglichkeit, 
dass dann für dieselben Leistungen ein höherer Preis 
gezahlt werden muss und sich die Betriebskosten dadurch 
erhöhen, was zu einer Verminderung des Ergebnisses der 
Projektgesellschaften führen würde. Zudem besteht auch 
die Möglichkeit, dass ein Vertrag mit denselben Leistungen 
nicht mehr abgeschlossen werden kann. Alle hier genann-
ten Fälle können zu verminderten Einnahmen der Fondsge-
sellschaft und damit zu geringeren Ausschüttungen an die 
Anleger führen.

Prognosen 
Dieser Prospekt enthält zukunftsgerichtete Aussagen, 
insbesondere subjektive Zielvorstellungen zur künftigen 
Entwicklung der Projekt- und der Fondsgesellschaft, 
sowie Prognosen, die naturgemäß mit Unsicherheiten 
verbunden sind. Diese geben die gegenwärtigen Ein-
schätzungen und Erwartungen der Emittentin im Hinblick 
auf zukünftige Ereignisse wieder. Prognosen sind in die-
sem Prospekt durch die Formulierungen „Prognose“ und 
„prognostiziert“ gekennzeichnet. Diese Einschätzungen 
und Erwartungen basieren auf Erfahrungswerten sowie 
Marktanalysen und Recherchen. Diese können sich als 
unzutreffend erweisen. Es ist nicht auszuschließen, dass 
die tatsächlichen Erträge der Biogasanlagen erheblich 
niedriger sein werden als angenommen. Hierdurch würde 
die wirtschaftliche Situation der Projektgesellschaften 
schlechter ausfallen als prognostiziert. Dann könnten 
Ausschüttungen an die Kommanditisten der Fondsge-
sellschaft nicht oder nicht in der prognostizierten Höhe 
geleistet werden.

Inflation 
Infolge von Geldentwertung kann grundsätzlich bei Kapi-
talanlagen ein Vermögensschaden entstehen. Die Inflation 
beeinflusst sowohl den Realwert des vorhandenen Vermö-
gens als auch den Ertrag, der mit dem Vermögen erwirt-
schaftet werden soll. Sollte der Kostenanstieg höher sein 
als in der Prognoserechnung kalkuliert, würde sich die Ren-
tabilität des Fonds und damit der Kapitalrückfluss an die 
Anleger vermindern.

Netzunterbrechung 
Es könnte sein, dass durch Unregelmäßigkeiten in der 
allgemeinen Stromversorgung oder Unterbrechung des 
Netzanschlusses keine Einspeisung von Strom erfolgt 
und die Projektgesellschaft keine oder nur eine der Höhe 
nach begrenzte Entschädigung erhält. Dies würde zu einer 
Verminderung der Einnahmen der Projekt- und damit der 
Fondsgesellschaft führen. Dies hätte zur Folge, dass Aus-
schüttungen an die Anleger nicht oder nicht in der prognos-
tizierten Höhe geleistet werden können.

Betriebsunterbrechung 
Aufgrund von Störungen oder Schadensereignissen an den 
Biogasanlagen kann es zu Betriebsunterbrechungen kom-
men. Während dieser Unterbrechungen können nur verrin-
gerte Mengen oder gar kein Strom eingespeist oder Wärme 
verkauft werden. Das könnte, wenn die abgeschlossenen 
Versicherungen durch den Anlagenhersteller nicht eingrei-
fen, die Liquidität der Projektgesellschaft und damit der 
Fondsgesellschaft vermindern und dazu führen, dass Aus-
schüttungen nicht oder nicht in der prognostizierten Höhe 
geleistet werden können.

Nutzungseinschränkungen durch Behörden 
Behördlich angeordnete Betriebseinschränkungen zu Las-
ten der Biogasanlagen können zu Einnahmeausfällen füh-
ren, die nicht durch Versicherungen oder Vertragspartner 
der Projektgesellschaften auszugleichen wären. Das könnte 
die Liquidität der Projekt- und der Fondsgesellschaft ver-
mindern und dazu führen, dass Ausschüttungen nicht oder 
nicht in der prognostizierten Höhe geleistet werden können.

Anspruchsverjährung und -durchsetzung 
Im Rahmen des Generalunternehmervertrages über die 
Errichtung der Biogasanlagen gibt der Hersteller in aller 
Regel Gewährleistungen und Garantien zur Qualität und 
Leistungsfähigkeit der Anlagen. Es könnte sein, dass Sach- 
und Rechtsmängel bezüglich der Anlagen erst nach Ablauf 
der vereinbarten Verjährungsfrist erkannt und dann nicht 
mehr geltend gemacht werden können. Die Beweislast für 
mögliche technische Mängel an den Investitionsobjekten 
liegt zudem auf der Käuferseite. In gleicher Weise könnten 
Ansprüche gegenüber anderen Vertragspartnern im Rah-
men der Errichtung der Projekte nicht rechtzeitig erkannt 
bzw. geltend gemacht werden. Es könnten so zusätzliche 
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Kosten für die Behebung derartiger Mängel entstehen. Dies 
könnte zu einer Verminderung der Liquidität der Fondsge-
sellschaft führen und niedrigere Ausschüttungen an die 
Anleger zur Folge haben.

Betriebshaftung
Als Betreiber der Biogasanlage übernimmt die jeweilige 
Projektgesellschaft sämtliche mit dem Betrieb verbundenen 
Risiken, d. h. insbesondere die Haftung als Anlagenbetrei-
ber gegenüber Dritten. Zudem haftet die Projektgesellschaft 
für die Einhaltung der gesetzlichen Verkehrssicherungs-
pflichten. Dies kann, soweit nicht ausreichend versichert, 
bei Eintritt eines Schadensfalles die Liquidität der Projekt-
gesellschaft vermindern und dazu führen, dass die Fonds-
gesellschaft nur geringere Ausschüttungen an die Anleger 
leisten kann als prognostiziert.

Rohstoffversorgung
Der Betrieb der Biogasanlagen setzt eine ausreichende 
Verfügbarkeit der benötigten Einsatzstoffe voraus. Ziel 
ist es grundsätzlich, die Rohstoffversorgung durch mög-
lichst langfristige Verträge mit den Landwirten zu 100 % 
zu sichern. Es kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, 
dass die ausreichende Versorgung der Anlagen dennoch 
nicht oder nicht rechtzeitig erreicht werden kann, weil die 
Rohstofflieferanten nicht die vertraglich zugesicherten Men-
gen oder Qualitäten zur Verfügung stellen können oder wol-
len ( z. B. aufgrund schlechter Ernten, Naturkatastrophen, 
gesetzlicher oder behördlicher Abgabebeschränkungen, 
Betriebsaufgabe oder Insolvenz von Lieferanten ). In die-
sem Fall wäre ein Zukauf aus anderen Quellen zu mögli-
cherweise höheren Preisen notwendig. Dies würde das 
Ergebnis der Projektgesellschaft schmälern und könnte 
zu geringeren Ausschüttungen führen als geplant. Versor-
gungsengpässe könnten sich auch aus der Logistik erge-
ben, wenn Schwierigkeiten beim Transport auftreten. Sollte 
eine ausreichende Belieferung der Anlagen mit Rohstoffen 
nicht oder nicht rechtzeitig sichergestellt werden können, 
könnte sich die vorgesehene Biogasproduktion verzögern 
oder vermindern. Dies würde zu Einnahmeausfällen führen, 
welche die Ausschüttungen mindern könnten.

Prozessbiologie
Die Gasausbeute und der für den Brennwert des Bioga-
ses maßgebliche Methangehalt hängen im Wesentlichen 
von den Einsatzstoffen und der Prozessbiologie ab. Die 
Rohstoffqualitäten können wetter- und lagerungsbeding-
ten Schwankungen unterliegen, die sich mindernd auf die 
Gaserträge auswirken. Auch die Stabilität der Prozessbiolo-
gie beeinflusst die Gasproduktion. Wesentliche Störungen 
können durch Schwankungen in der Zusammensetzung 
der Einsatzstoffe, durch die Einleitung von Fremd- und 
Hemmstoffen oder durch Temperaturschwankungen auf-
treten. Im Extremfall könnten die biologischen Prozesse im 
Fermenter vollständig zum Erliegen kommen, so dass die 

Gasproduktion für einen längeren Zeitraum unterbrochen 
wäre. Eine dauerhaft geringere Gasausbeute würde die 
Erlöse der Biogasanlagen und die Ausschüttungen an die 
Anleger vermindern.

Wärmeverkauf 
Im Rahmen des Verkaufs der bei der Verstromung des Bio-
gases entstehenden Abwärme als Fernwärme besteht zum 
einen das Risiko, dass es nicht in dem prognostizierten 
Ausmaß gelingt, die Wärme an Endkunden zu verkaufen. 
Zum anderen kann es dazu kommen, dass die geplante 
Wärmemenge nicht in vollem Umfang abgenommen wird, 
z. B. wegen Insolvenz oder Produktionsverlagerung. Es 
kann zudem nicht ausgeschlossen werden, dass die Wär-
meabnehmer langfristig, z. B. wegen besserer Gebäude-
isolierung, weniger Wärme verbrauchen werden, als in der 
Prognoserechnung einkalkuliert. Außerdem ist es möglich, 
dass wärmere Winter zu niedrigeren Wärmeverkäufen füh-
ren. Folge der beschriebenen Risiken wären geringere Ein-
nahmen aus dem Wärmeverkauf und damit auch geringere 
Ausschüttungen an die Anleger.

Wegfall von Vergütungsboni 
Die Kalkulation der Einspeiseerlöse in der Prognoserech-
nung beruht auf der Annahme, dass durch den Betrieb der 
Biogasanlagen die Voraussetzungen für den so genannten 
Gülle-Bonus erreicht werden. Hierzu muss der Anteil von 
Gülle an den Einsatzstoffen jederzeit mindestens 30 % 
betragen. Nach den Verträgen mit den Landwirten sind diese 
zur Lieferung einer entsprechenden Menge verpflichtet. Es 
kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass wegen des 
ungleichmäßigen Anfalls der Gülle nicht zu jedem Zeitpunkt 
der erstrebte Prozentsatz sichergestellt werden kann. Dies 
könnte dazu führen, dass der Gülle-Bonus für einen Teil 
oder für die gesamte Laufzeit nicht mehr geltend gemacht 
werden kann. Dies würde zu niedrigeren Einnahmen für die 
Fondsgesellschaft und damit zu niedrigeren Ausschüttun-
gen an den Anleger führen. Dasselbe gilt für den Fall, dass 
die Voraussetzungen anderer Boni, wie etwa des Bonus für 
Strom aus nachwachsenden Rohstoffen ( NawaRo-Bonus ) 
oder des Kraft-Wärme-Kopplungsbonus ( KWK-Bonus ), 
dauerhaft nicht erreicht werden können.

Weitere Risiken
Weitere wesentliche Risiken existieren nach Kenntnis des 
Anbieters nicht.
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Hohe Ausschüttungen Mit 301 % prognostizierten Ausschüttungen über 21 Jahre bietet der 
Fonds gute Aussichten auf hohe Erträge.

Politische Unterstützung und 
Förderung der Erneuerbaren 
Energien

Bis 2020 sollen 20 % der benötigten Energie in Europa aus Erneuerbaren 
Energien gewonnen werden. Durch den Konsens der EU-Länder ergeben 
sich für Unternehmen, die im Bereich der Erneuerbaren Energien enga-
giert sind, starke Marktpositionen und weitreichende Sicherheiten durch 
gesetzlich geregelte Stromvergütungen. 

Sicherheit durch gesetzlich 
garantierte Einspeisetarife

Der Strom aus Erneuerbaren Energien wird in Deutschland mit gesetz-
lich garantierten Einspeisetarifen nach EEG für 20 Jahre vergütet. Dies 
schafft hohe Investitionssicherheit für die geplanten Projekte.

Sicherheit durch 
UDI-Investitionskriterien

Klar definierte und hohe Qualitätsanforderungen stellen sicher, dass 
die Anlegergelder ausschließlich in aussichtsreiche Projekte investiert 
werden.

Vorsichtiger Kalkulationsansatz Die Planrechnungen für die Biogasanlagen beruhen auf einer niedrig 
kalkulierten Zahl an Volllaststunden, so dass die Erträge die Planzahlen 
übertreffen können.

Streuung Sollte an einem Standort weniger Biogas als geplant erzeugt werden, 
können die anderen Anlagen dies ausgleichen.

Qualitativ hochwertige 
Anlagentechnik

An allen Standorten werden ausschließlich langlebige und qualitativ 
hochwertige Anlagen errichtet, damit wirtschaftlich und effizient Biogas 
erzeugt werden kann.

Bauüberwachung vor Ort Während der Bauphase überwacht ein erfahrener Bauingenieur die 
Baumaßnahmen vor Ort, damit die Anlagen planmäßig in Betrieb gehen 
können.

Überzeugendes regionales 
Versorgungskonzept

Substrate, die vor Ort angebaut werden, sparen Transportkosten und 
kommen den Landwirten aus der direkten Umgebung zugute. 

Langfristig gesicherte Substrate Der Rohstoffbedarf ist für alle Biogas-Projekte langfristig vertraglich 
gesichert. 

Prozessoptimierung Durch Maßnahmen zur Optimierung der technischen Prozesse kann 
mehr Biogas produziert werden als geplant. 

Anlagenoptimierung Durch professionelle Betreuung der Anlagen kann die Gasausbeute 
erheblich gesteigert werden.

Perspektive Gasaufbereitung Zukünftig könnte die Einspeisung von Biogas ins Erdgasnetz eine wirt-
schaftlich interessante Alternative zur Verstromung des Gases werden. 

Konzept für die Wärmenutzung Für alle Standorte wird geprüft, ob die Wärme sinnvoll genutzt werden 
kann. Durch den Wärmeverkauf können zusätzliche Einnahmen erwirt-
schaftet werden. In der Prognose wird mit lediglich 25 % Wärmenutzung 
gerechnet.

Die Chancen im Überbl ick
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Zukunftsenergie Biogas Biogas als Lieferant von Strom und Wärme aus nachwachsenden Rohstof-
fen hat riesiges Potenzial bei knapper werdenden fossilen Brennstoffen.

Mehreinnahmen aus 
Stromverkauf

Wird mehr Biogas erzeugt als kalkuliert, können auch mehr Strom und 
Wärme erzeugt und verkauft werden.

Innovationen bei der Steuerung 
der mikrobiologischen Prozesse 

Potenzial durch Innovationen, z. B. durch neue Bakterienstämme, die 
mehr Gas produzieren.

Innovationen bei der 
Anlagentechnik 

Potenzial durch höhere Wirkungsgrade z. B. der Blockheizkraftwerke.

Innovationen bei den 
Energiepflanzen

Potenzial durch neue Energiepflanzen und Neuzüchtungen, die höhere 
Gaserträge bringen als kalkuliert. 

Perspektive dezentrale 
Stromversorgung

Bei weiter steigenden Strompreisen kann es wirtschaftlich interessant 
sein, den aus Biogas gewonnenen Strom direkt vor Ort zu Preisen über 
der EEG-Vergütung zu verkaufen. 
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Mit einer Beteiligung an der UDI Biogas 2011 GmbH & 
Co. KG ermöglichen Sie die Realisierung hocheffizien-
ter und zukunftsträchtiger Projekte im Bereich der Erneu-
erbaren Energien und sichern sich zugleich attraktive 
Renditechancen.

Vor dem Hintergrund von Klimaschutz, endlichen fossilen 
Energieträgern sowie steigenden Öl- und Gaspreisen ent-
wickelt sich Biogas zur Zukunftsenergie. Biogas als Strom- 
und Wärmelieferant aus nachwachsenden Rohstoffen 
gewinnt immens an Bedeutung. Selbst Erdgas könnte künf-
tig zu einem wesentlichen Teil durch Biogas ersetzt wer-
den. Dabei eröffnet die Produktion von Biogas ökologische 
und ökonomische Chancen gerade für landwirtschaftlich 
geprägte, wirtschaftlich schwache Regionen. Viele Dörfer 
und Gemeinden könnten sich mit Strom und Wärme aus 
Bioenergie preisgünstig selbst versorgen und gleichzeitig 
große Mengen klimaschädigendes CO2 einsparen. Und die 
Landwirte vor Ort profitieren als Substratlieferanten und 
Betriebsführer der Biogasanlagen.

Investitionen in Erneuerbare Energien sind neben den 
wirtschaftlich interessanten Perspektiven zugleich eine 
Investition in den Erhalt der Lebensgrundlagen künftiger 
Generationen. Der Ausbau Erneuerbarer Energien legt den 
Grundstein für einen schrittweisen Umbau der Energiewirt-
schaft zu einem zukunftsfähigen Energiemix.

Die UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG bietet Ihnen die Mög-
lichkeit, sich als Kommanditist an der Gesellschaft zu betei-
ligen und so von diesen Chancen zu profitieren.

Hohe Ausschüttungen
Eine unternehmerische Beteiligung bietet dem Anleger die 
Chance auf überdurchschnittlich hohe Erträge über einen 
langen Zeitraum, wie sie mit konventionellen Zinsanlagen 
kaum zu erzielen sind. In den Jahren, in denen die aufge-
nommenen Darlehen zu tilgen sind, gehen Ausschüttungen 
im einstelligen Bereich an die Anleger. Nach Rückführung 
der Bankdarlehen verbleiben deutlich höhere Liquiditätsüber-
schüsse, die an die Anleger ausgeschüttet werden können.

Politische Unterstützung und Förderung der 
Erneuerbaren Energien
Spätestens seit Veröffentlichung des Weltklimareports 
genießen die Erneuerbaren Energien in Deutschland par-
teiübergreifend die Unterstützung der Politik. Es herrscht 
Einigkeit darüber, dass nur die Erneuerbaren Energien 
langfristig als Alternative zu den fossilen Energieträgern 
Zukunft haben. Deshalb ist damit zu rechnen, dass diese 
auch künftig staatlich vorgegebene Rahmenbedingungen 
erhalten, die ihren weiteren Ausbau wirtschaftlich absi-
chern. Die EU setzt ausdrücklich auf Erneuerbare Energien 

für den Klimaschutz und die Energieversorgung der Zukunft 
und hat sich europaweit ehrgeizige Ziele gesetzt. Dies gibt 
Investoren in diesem Bereich ein hohes Maß an Sicherheit.

Sicherheit durch gesetzlich garantierte 
Einspeisetarife
Mit dem Erneuerbare-Energien-Gesetz ( EEG ) hat Deutsch-
land im internationalen Vergleich die Vorreiterrolle bei den 
Erneuerbaren Energien eingenommen, was der Branche 
große Exportchancen gesichert hat. Das EEG garantiert für 
20 Jahre ( zuzüglich Inbetriebnahmejahr ) feste Preise für 
die Abnahme des Stroms, der aus Biogas erzeugt und ins 
Netz eingespeist wird. Zusätzlich genießt Strom aus rege-
nerativen Quellen bei der Netzeinspeisung generellen Vor-
rang. Dies bedeutet, dass dieser Strom Vorrang vor Strom 
aus fossilen oder atomaren Quellen genießt. Dies sichert 
die Wirtschaftlichkeit von Investitionen in Erneuerbare Ener-
gien nachhaltig ab.

Da alle geplanten Anlagen Biogas aus nachwachsenden 
Rohstoffen ( NawaRo ) im Sinne des EEG gewinnen, ver-
gütet der Netzbetreiber den erzeugten Strom zusätzlich zur 
festgelegten Mindestvergütung mit dem NawaRo-Bonus. 
Neben Pflanzensilage soll auch ein hoher Anteil an Festmist 
und Rindergülle zum Einsatz kommen, so dass dann zusätz-
lich der so genannte Gülle-Bonus in Anspruch genommen 
werden kann. Für fast alle Biogasprojekte liegt zudem bereits 
ein Wärmenutzungskonzept vor. In diesem Fall kommt der 
Bonus für Kraft-Wärme-Kopplung ( KWK ) hinzu, der antei-
lig für die extern genutzte Wärmemenge gezahlt wird. Die 
höhere Grundvergütung und vor allem der Gülle-Bonus 
von 4 Cent/kWh für die ersten 150 kW Leistung schlagen 
im Ertrag spürbar zu Buche. Das bedeutet gute Chancen 
auf hohe und langfristig gesicherte Einnahmen aus dem 
Stromverkauf und damit hohe Sicherheit für den Anleger.
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Sicherheit durch UDI-Investitionskriterien
Bevor der Fonds Kapital für ein Biogas-Projekt bereitstellt, 
prüft die Fondsgesellschaft jeweils sorgfältig, ob das Inves-
titionsobjekt die anspruchsvollen UDI-Qualitätskriterien 
erfüllt. Nähere Angaben dazu finden Sie ab Seite 31. Diese 
sollen sicherstellen, dass ausschließlich Projekte finanziert 
werden, die sowohl ökonomisch rentabel als auch ökolo-
gisch sinnvoll sind. In die UDI-Investitionskriterien ist die 
Erfahrung aus zwölf Jahren Praxis in den Bereichen Sonne, 
Wind und Biomasse eingeflossen. Da die UDI-Experten 
über umfassendes Know-how und langjährige Erfahrung 
verfügen, können sie bei der Auswahl der Biogas-Projekte 
deren Chancen und Risiken realistisch einschätzen. 

Vorsichtiger Kalkulationsansatz
Für die Erstellung der Prognoserechnungen wurde ein 
kaufmännisch vorsichtiger Kalkulationsansatz gewählt. So 
wurde z. B. die Dauer, in der die Biogasanlage pro Jahr 
Strom produziert, kalkulatorisch entsprechend vorsichtig 
angesetzt. In der Planrechnung wurde nicht die theoretisch 
maximale Stundenzahl von 8.760 Stunden pro Jahr ange-
setzt. Um Ausfallzeiten z. B. durch Wartungsarbeiten oder 
natürliche Schwankungen in der Prozessbiologie zu berück-
sichtigen, wurde bei der Planrechnung davon ausgegangen, 
dass die Anlage nur 7.500 Volllaststunden Strom produziert. 
Ziel ist es, Werte von über 8.000 Stunden zu erreichen. Das 
bedeutet eine große Chance, dass die tatsächlich erzielten 
Einspeiseerlöse über den prognostizierten liegen werden, 
wenn die Substratzufuhr entsprechend erhöht wird. Dies 
wiederum reduziert die Risiken beim Betrieb der Anlage 
deutlich.

Streuung
Da der Fonds in jedem Fall in mehrere Biogasanlagen inves-
tiert ( geplant sind fünf bis sieben verschiedene Projekte aus 
der Projekt-Pipeline der UDI Bioenergie GmbH ), kommt es 
zu einer Streuung möglicher Unwägbarkeiten. Falls eine der 
Anlagen weniger ertragreich Biogas produziert, kann dies 
durch andere Projekte ausgeglichen werden.

Qualitativ hochwertige Anlagentechnik
Eine hohe technische Verfügbarkeit und Zuverlässigkeit 
der Anlagen ist grundlegende Voraussetzung für einen 
wirtschaftlichen und effektiven Betrieb. Deshalb kommt nur 
qualitativ hochwertige und langlebige Anlagentechnik für 
die Biogasanlagen von renommierten Anlagenbauern wie 
beispielsweise UTS, PlanET oder SBBiogas infrage. Da 
die Anlagen zum Teil hohen Belastungen ausgesetzt sind, 
macht sich diese Investition in jedem Fall bezahlt. Der Anla-
genbauer sollte über viel Erfahrung aus erfolgreichen Refe-
renzprojekten verfügen, um die Anlagen optimal an die ört-
lichen Gegebenheiten anpassen zu können. Sie müssen so 
konzipiert sein, dass sie flexibel unterschiedliche Substrate 
verarbeiten können, damit keine Abhängigkeit von einem 
bestimmten Rohstoff entsteht. 

Bauüberwachung vor Ort
Um sicherzustellen, dass die Anlagen planmäßig in Betrieb 
gehen, wird jede UDI-Biogasanlage in der Bauphase von 
einem erfahrenen Bauingenieur als Bauleiter aktiv betreut. 
Der Bauleiter überwacht die Bauarbeiten und den Projekt-
fortschritt vor Ort und sorgt dafür, dass die UDI-Qualitätskri-
terien eingehalten werden. Dies bedeutet hohe Sicherheit, 
dass die Anlagen frühzeitig in Betrieb genommen werden 
können, um Biogas zu erzeugen.

Überzeugendes regionales Versorgungskonzept
Die Substrate für die UDI-Biogasanlagen müssen aus 
der Region bezogen werden, in der die Anlage betrieben 
wird. Durch die Einbindung von Landwirten vor Ort wird 
die Akzeptanz der Anlagen erhöht und die Versorgung 
mit pflanzlichen Substraten, bei Bedarf auch mit Gülle und 
Mist, sichergestellt. Das spart Transportkosten und kommt 
sowohl der Wirtschaftlichkeit der Anlagen als auch allen 
Beteiligten vor Ort zugute.

Langfristig gesicherte Substarte
Zur Absicherung der Substratvorräte werden langfristige 
Verträge mit Landwirten vor Ort abgeschlossen. Die Min-
destlaufzeit liegt bei zehn Jahren, eine längere vertrag-
liche Bindung wird angestrebt. Dies stellt sicher, dass die 
Biogasanlagen über einen langen Zeitraum mit Rohstoffen 
zu fest kalkulierbaren Preisen betrieben werden können.

Prozessoptimierung
Da Biogas von lebenden Organismen produziert wird, ist es 
entscheidend, dass der Anlagenbauer neben technischer 
Kompetenz über große Erfahrung in der biologischen Pro-
zessführung verfügt und den Betriebsführer bei der Opti-
mierung der mikrobiologischen und technischen Prozesse 
fortlaufend unterstützt. Ziel ist es, die Gaserträge bei gleich 
bleibender Substratmenge zu steigern und damit die wirt-
schaftliche Rentabilität der Anlagen zu erhöhen. Zu die-
sem Zweck können die Zusammensetzung der Substrate 
( z. B. durch Anbau neuer Energiepflanzen ), die biologi-
schen Prozesse und die technischen Abläufe optimiert wer-
den. Dadurch lässt sich bei gleichem Substrateinsatz mehr 
Energie produzieren, was die Wirtschaftlichkeit der Anlage 
und die Chancen auf höhere Ausschüttungen erhöht.

Anlagenoptimierung
Wenn der Anlagenbauer die professionelle Prozessbe-
treuung übernimmt, können aufgrund dessen Know-hows 
höhere Gaserträge erzielt werden als prognostiziert. Wenn 
der biologische Vergärungsprozess optimal verläuft, können 
Biogasanlagen höhere Leistungen als geplant erbringen. 
In diesem Fall kann die Leistung der Blockheizkraftwerke 
erhöht werden, indem diese erweitert oder ausgetauscht 
werden. Das würde eine deutlich höhere Strom- und Wär-
meproduktion ermöglichen und damit entsprechend höhere 
Erträge erwirtschaften.
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weniger Rohstoffen produzieren. Auch neue Enzympräpa-
rate können die Effizienz der Gärprozesse steigern. Durch 
innovative Bakterienstämme oder Enzyme könnten die 
Anlagen mehr Biogas produzieren als prospektiert wurde. 
Dadurch könnten die Ausschüttungen an die Anleger höher 
ausfallen als geplant.

Innovationen bei der Anlagentechnik
Durch höhere Wirkungsgrade bei künftigen BHKW-Genera-
tionen könnte sich die Energieausbeute aus dem verstrom-
ten Biogas erhöhen. Dadurch könnten höhere Ausschüttun-
gen für die Anleger erzielt werden.

Innovationen bei Energiepflanzen
Heute werden in Biogasanlagen in Deutschland in erster 
Linie Mais, Gülle und Mist zu Biogas vergoren. Neue For-
schungen und Erkenntnisse können dazu führen, dass künf-
tig Pflanzensorten und Energiepflanzen gezüchtet werden, 
die pro Tonne Biomasse wesentlich höhere Gaserträge 
liefern. Gentechnisch verändertes Saatgut darf dabei nicht 
zum Einsatz kommen. Letztendlich soll erreicht werden, 
dass sich die Kosten für die Rohstoffe durch höhere Erträge 
und bessere Anbauverfahren senken lassen. Werden neu-
artige Energiepflanzen in den Anlagen eingesetzt, so könnte 
die Gasausbeute erheblich steigen. Dadurch wären höhere 
Ausschüttungen an die Anleger möglich als geplant.

Perspektive dezentrale Stromversorgung
Die Einspeisevergütung für Biogas-Energie nach dem EEG 
entspricht heute ungefähr den Endverbraucherpreisen für 
Strom. Da Biogas im Gegensatz zu Sonnenenergie und 
Windkraft grundlastfähig ist und für die konstante Strompro-
duktion genutzt werden kann, besteht bei weiter steigenden 
Strompreisen die Perspektive, den Biogas-Strom regional 
zu vermarkten. Wenn die Endverbraucherpreise weiter stei-
gen, könnte Strom in einem lokalen Stromnetz zu einem 
höheren Preis angeboten werden als es die EEG-Vergütung 
vorsieht.

Perspektive Gasaufbereitung
Heute ist die Biogas-Aufbereitung in Verbindung mit der 
Direkteinspeisung ins örtliche Gasnetz nur bei großen Anla-
gen wirtschaftlich. Es ist zu erwarten, dass dieser Weg 
künftig auch kleineren Anlagen zugute kommt. Hierdurch 
könnte die Wirtschaftlichkeit der Biogasanlagen gesteigert 
werden, was den Anlegern durch höhere Ausschüttungen 
zugute käme.

Konzept für die Wärmenutzung
Eine Biogasanlage produziert bei der Verstromung auto-
matisch Wärme, die möglichst vollständig genutzt werden 
sollte. Daher wird für alle Biogasanlagen dieses Fonds 
geprüft, ob es ausreichend Wärmeabnehmer in der Umge-
bung gibt. Wenn zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme noch 
kein Wärmeliefervertrag abgeschlossen werden kann, wird 
dies nachträglich angestrebt. Ein überzeugendes Wärme-
konzept ist ökologisch sinnvoll, da die energetische Nut-
zung von Biomasse erheblich höher ausfällt, wenn sowohl 
der erzeugte Strom als auch die anfallende Wärme genutzt 
werden. Die Mehreinnahmen aus der verkauften Wärme 
sind zudem für den Fonds wirtschaftlich rentabel. Zusätzlich 
zahlt der Stromabnehmer in diesem Fall nach EEG einen 
KWK-Bonus ( Kraft-Wärme-Kopplung ) für den eingespeis-
ten Strom.

Zukunftsenergie Biogas
Bei knapper werden fossilen Brennstoffen wird der Wert von 
Biogas steigen. Es kann daher sein, dass auch Biogasbe-
treiber – wie heute schon einige Windkraftbetreiber – aus 
der EEG-Förderung „aussteigen“ und die Energie am freien 
Markt zu besseren Konditionen verkaufen. Hiervon wür-
den die Anleger durch höhere Ausschüttungen als geplant 
partizipieren.

Mehreinnahmen aus Stromverkauf
Bei den Planrechnungen werden grundsätzlich Volllast-
stunden bei der Stromeinspeisung kalkuliert, die bei durch-
schnittlichem Betrieb gut zu erreichen sind. Deshalb wird die 
Auslastung des BHKW einer UDI-Biogasanlage konservativ 
bei ca. 7.800 Stunden pro Jahr angesetzt ( ein Jahr hat 8.760 
Stunden ). Gelingt es, diesen Wert zu übertreffen, können 
damit höhere Erträge aus dem Verkauf des produzierten 
Stroms erzielt werden. Hierdurch können die Ausschüttun-
gen an die Anleger höher als prognostiziert ausfallen.

Innovationen bei der Steuerung der mikrobiologi-
schen Prozesse
Die Erforschung der mikrobiologischen Prozesse in einer 
Biogasanlage steht noch am Anfang. Betreiber, Anlagen-
bauer, Labore und Hochschulen forschen daher intensiv, 
um den Vergärungsprozess zu optimieren und höhere 
Gaserträge zu erzielen. Neue Bakterienstämme, die die 
Substrate schneller und effizienter abbauen, könnten die 
Gaserträge erhöhen oder die gleiche Gasmenge aus 
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Strom und Wärme aus nachwachsenden Rohstoffen sind 
zwei vielversprechende Wege, um die Energieversorgung 
umweltfreundlich zu gestalten. Hierüber sind sich alle poli-
tischen Lager einig. Energiepflanzen, die vor Ort wachsen 
und speziell für die Energieerzeugung angebaut werden, 
machen unabhängiger von den endlichen fossilen Energie-
trägern Erdöl, Erdgas und Kohle.

Energie aus Biomasse schont das Klima und trägt dazu bei, 
die Klimaschutzziele zu erreichen. Und nicht nur die Umwelt 
profitiert: Der Anbau von Energiepflanzen schafft neue Per-
spektiven selbst für Landwirte im Nebenerwerb, für die die 
Landwirtschaft sonst kaum mehr rentabel ist. Biogas kann 
dank ausgereifter Technik mit hohem Wirkungsgrad und 
größter Effizienz erzeugt werden, denn es kann aus der 
ganzen Pflanze gewonnen werden. Selbst Abfallprodukte 
der Landwirtschaft wie Gülle, Mist oder organische Abfälle 
können verwertet werden.

Multitalent Biogas sichert Mobilität und Energie-
versorgung zugleich 
Biogas ist ausgesprochen vielseitig. Es kann in Blockheiz-
kraftwerken verbrannt werden, um Strom und Wärme zu 
erzeugen. Als immer verfügbare Energiequelle ergänzt 
Biogas deshalb Windkraft und Sonnenenergie ideal. Denn 
Biogas liefert Energie rund um die Uhr und ist somit grund-
lastfähig. Biogas, das als Bio-Methan aufbereitet wird, kann 
in Tanks abgefüllt oder in Pipelines transportiert werden. 
Weil seine Eigenschaften denen des Erdgases gleichen, 
kann es Erdgas ersetzen und dessen bereits bestehende 
Infrastruktur nutzen. An Biogastankstellen kann der Kraft-
stoff vom Acker von Erdgasfahrzeugen getankt werden und 
macht umweltfreundlich mobil. Dabei fährt man mit Biogas 
sogar wesentlich schadstoffärmer als mit Biodiesel. 

Wärme fällt bei der Biogasverstromung automatisch an: 
Wird aus Biogas Strom gewonnen, können zunächst rund 
40 % der Energie umgesetzt werden, die im Biogas enthal-
ten ist. Wird zusätzlich die anfallende Wärme genutzt, steigt 
die Energieausbeute auf bis zu 85 %. Dezentrale Biogas- 
Blockheizkraftwerke erzeugen Strom und versorgen gleich-
zeitig über ein Nahwärmenetz Krankenhäuser, Schulen, 
Schwimmbäder oder das benachbarte Dorf mit klimafreund-
licher Wärme.

Bakterien produzieren Energie
Biogasanlagen arbeiten nach dem Prinzip des Rinderma-
gens. In so genannten Fermentern bauen Bakterien unter 
Luftabschluss Biomasse ab und erzeugen dadurch Bio-
gas. Ausgangsmaterial können unterschiedliche Substrate 
sein. Meist werden mehrere Rohstoffe bakterienfreund-
lich kombiniert. Gülle und Mist sind den Kleinstlebewesen 
ebenso willkommen wie Mais- oder Grassilage. Anlagen, 

die nachwachsende Rohstoffe ( sog. NawaRo ) vergären, 
werden durch das EEG mit einem Zusatzbonus belohnt. 
Einem NawaRo-Substrat ( z. B. Mais ) wird oft auch Gülle 
beigesetzt, um den Gasprozess zu stabilisieren. Bio-
gas besteht vor allem aus Methan, enthält daneben aber 
auch CO2, Stickstoff und weitere Gase wie Spuren von 
Schwefelverbindungen.

Soll Biogas ins Erdgasnetz eingespeist werden, muss der 
Methangehalt auf den von Erdgas ( mindestens 95 % ) ange-
hoben werden. Die Technik hierfür ist bereits praxiserprobt, 
zurzeit allerdings noch relativ aufwendig und teuer und lohnt 
erst bei großen Biogasanlagen.

Energiepflanzen als ökologisch sinnvoller Rohstoff 
Energiepflanzen wie spezielle gentechnikfreie Maiszüch-
tungen liefern besonders hohe Erträge an Biogas. Dazu 
wird Mais gehäckselt, luftdicht abgeschlossen in Silos 
verdichtet und dadurch haltbar gemacht. Vor allem Mais-, 
Gras- oder Getreidesilagen werden in Biogasanlagen ver-
goren. Besonders ertragreich ist der Zwei-Kulturen-Anbau, 
bei dem die Ackerfläche sowohl ökologisch als auch öko-
nomisch sinnvoll genutzt wird. Dabei wird im Frühjahr z. B. 
der Klassiker Mais ausgesät und im frühen Herbst geern-
tet. Danach wird die Zweitkultur – üblicherweise ein Win-
tergetreide – angebaut. Ein weiterer Vorteil kommt hinzu: 
In den Gärrückständen sind noch alle Mineralstoffe und 
Spurenelemente erhalten, die dem Boden zuvor durch das 
Pflanzenwachstum entzogen wurden. Der Gärrückstand ist 
daher ein wertvoller Dünger für die Felder. Außerdem wird 
Gülle durch die Vergärung zu einem höherwertigen Pflan-
zennährstoff veredelt, als wenn sie direkt als Dünger auf 
das Feld ausgebracht wird.

Biogas ist klimafreundlich und CO2-neutral
Wird Biogas verstromt, wird genau so viel CO2 freigesetzt, 
wie die Pflanzen während ihres Wachstums aufgenommen 
haben. Biogas ist deshalb im Gegensatz zu fossilen Brenn-
stoffen CO2-neutral. Wird Biogas in Strom umgewandelt 
und die dabei entstehende Wärme vollständig genutzt, um 
Erdgas- oder Ölheizungen zu ersetzen, schneidet Biogas 
noch besser ab. Mit der gleichen Menge Biogas wird dann 
doppelt Energie gewonnen: Strom und Wärme. Biogas hilft 
so, Treibhausgase zu vermeiden. Laut Öko-Institut sinkt 
der Ausstoß von CO2 dabei um rund 400 Gramm pro Kilo-
wattstunde. Ein weiterer Aspekt: Wenn Gülle oder Stallmist 
mitvergoren werden, erspart dies zusätzlich Methanemissi-
onen aus der Viehhaltung. Das Methan wird dabei verbrannt 
statt in die Luft abgegeben. Schließlich weist Methan etwa 
den 23-fachen Treibhauseffekt von CO2 auf! Das EEG hat 
mit seiner Novelle von 2009 deshalb einen Gülle-Bonus ein-
geführt, der für den eingespeisten Strom gezahlt wird, wenn 
Gülle oder Festmist als Substrat zum Einsatz kommen. 
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Perspektiven

Energiesicherheit durch Biogas
Um diese Chancen zu nutzen, kann Biogas einen bedeu-
tenden Beitrag leisten. Der immer verfügbare Energieträger 
aus nachwachsenden Rohstoffen wird Wind und Sonnen-
energie im Energiemix der Erneuerbaren Energien in Zuver-
lässigkeit, Effizienz und Verfügbarkeit ideal ergänzen.

Bis 2020 können 47 % des deutschen Strombedarfs aus 
erneuerbaren Quellen gedeckt werden. Zu diesem Ergebnis 
kommt das Zukunftsszenario „Stromversorgung 2020“ des 
Bundesverbands Erneuerbare Energie e.V. ( BEE ) und der 
Agentur für Erneuerbare Energien. Windenergie-, Photovol-
taik- und Biogasanlagen, Wasserturbinen, Biomasse- und 
Erdwärmekraftwerke liefern demnach bereits in zehn Jahren 
fast die Hälfte unseres Stroms. Selbst zu Spitzenlastzeiten 
sieht das Branchenszenario eine sichere Stromversorgung 
gewährleistet – ohne zusätzliche Kohlekraftwerke und ohne 
eine Verlängerung der Laufzeiten für Atomkraftwerke. Eine 
sichere, nachhaltige und klimafreundliche Stromversorgung 
ohne Atomkraft rückt damit in greifbare Nähe. Biogas spielt 
dabei eine zentrale Rolle für eine sichere und kontinuierli-
che Energieversorgung.

Potenzial bei Weitem nicht ausgeschöpft
Ende 2009 waren in Deutschland fast 5.000 Biogasanlagen 
mit einer elektrischen Gesamtleistung von 1.893 Megawatt 
in Betrieb. Biogasanlagen lieferten 2009 insgesamt 10.500 
GWh Strom, was der Energiemenge entspricht, die 1,5 
Atomkraftwerke bereitstellen. Dies reicht aus, um 10 % der 
Privathaushalte rund um die Uhr mit Ökostrom zu versor-
gen. Laut Branchenszenario wird die Stromproduktion aus 
Biogas in den kommenden Jahren weiter stark wachsen. Mit 
31.000 GWh könnte Biogas demnach bis 2020 bereits die 
dreifache Strommenge wie heute liefern.

Perspektive Gaseinspeisung
Weitere interessante Perspektiven eröffnen sich, wenn die 
Aufbereitung von Biogas zu Erdgasqualität günstiger und 
damit auch für kleinere Anlagen rentabel wird. Dann könnte 
Biomethan in großem Stil ins Erdgasnetz eingespeist wer-
den. Dies würde unsere Gasversorgung weniger abhängig 
von russischen Gasimporten machen. Hier entsteht aktuell 
ein neuer Trend: 2006 wurde die erste Biogasanlage ans 
Gasnetz angeschlossen. Inzwischen speisen bereits mehr 
als 30 Biogasanlagen Biomethan ein, Tendenz steigend.

Perspektive dezentrale Energieversorgung
Das Energiedorf Jühnde hat einen weiteren Trend gesetzt: 
Dezentrale Wärmenetze stehen aktuell hoch im Kurs. Immer 
mehr Kommunen, in denen Biogasanlagen betrieben wer-
den, sind auf den Geschmack dieser effektiven Form der 
Wärmeversorgung gekommen. Sie fragen zusätzliche Kapa-
zitäten bei den Betreibern nach. So können Biogasanlagen 

sinnvoll erweitert werden. Und das EEG belohnt die ganz-
heitliche Energienutzung mit einem KWK-Bonus für den 
eingespeisten Strom.

Chancen für die regionale Landwirtschaft
Die Biogasproduktion eröffnet Landwirten lohnende neue 
Arbeitsfelder und langfristige Planungssicherheit: Diese 
können Energiepflanzen anbauen und über langfristige Ver-
träge sicher verkaufen oder eine Biogasanlage auf eigenem 
Grund betreiben. Da für eine Biogasanlage eine regionale 
Rohstoffversorgung mit Energiepflanzen, Gülle und Mist am 
sinnvollsten ist, liegen hier Chancen für eine sichere und 
gute Einnahmequelle für Landwirte. Die NawaRo werden 
aus der unmittelbaren Umgebung beschafft. Günstig ist 
dabei ein Radius von etwa 10 bis 20 Kilometern. Die Land-
wirte vor Ort erhalten durch langfristige Lieferverträge für 
die Biomasse eine neue wirtschaftliche Perspektive.

Die Biogas-Vorteile auf einen Blick
►► Nahezu wetter- und saisonunabhängiger 

Anlagenbetrieb

►► Grundlast- und spitzenlastfähig

►► Energieträger speicherbar

►► Konkurrenzlos hohe Energieausbeute bei 
Kraft-Wärme-Kopplung

►► Komplett aus nachwachsenden Rohstoffen 
produzierbar

►► CO2-neutral

►► Umweltfreundlich durch Vermeidung von Methan- 
emissionen aus Gülle

►► 	Hoher technischer Standard der Anlagen

►► Hohe Planbarkeit der wirtschaftlichen Ergebnisse

►► Hohes Potenzial für technische und biochemische 
Fortschritte
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Anspruchsvolle Qualitätskriterien sichern renta-
ble und ökologisch sinnvolle Projekte
UDI ist seit vielen Jahren im Bereich der Erneuerbaren 
Energien zuhause. Die langjährige Erfahrungen aus vielen 
Wind-, Sonnen- und Biogasprojekten der UDI-Experten flie-
ßen in die Qualitätskriterien ein, die UDI jeder Entscheidung 
für ein Investitionsprojekt zugrunde legt. Diese Qualitätskri-
terien stellen sicher, dass nur die aussichtsreichsten Pro-
jekte umgesetzt werden. So kommt Ihr Kapital immer Pro-
jekten zugute, die sowohl wirtschaftlich rentabel als auch 
ökologisch sinnvoll sind.

Basiskriterien für Biogas-Projekte im Einzelnen
Folgende Verträge und Genehmigungen müssen vorliegen, 
damit Eigenkapital aus diesem Fonds für ein Biogas-Projekt 
eingesetzt wird:

►► Alle Genehmigungen, die für Bau und Betrieb der Bio-
gasanlage und die Finanzierungszusage der fremdfi-
nanzierenden Bank notwendig sind.

►► Es muss ein Finanzierungsangebot für das entspre-
chende Biogasprojekt vorliegen, mit dem der Bau und 
die Inbetriebnahme der Biogasanlage sichergestellt 
ist.

►► Langfristige Pacht- oder Kaufverträge für Grundstü-
cke, auf denen die Biogasanlagen errichtet werden. 
Die Pachtverträge müssen mindestens über den Ver-
gütungszeitraum nach EEG ( 20 Jahre ) laufen, damit 
abgesichert ist, dass wirtschaftlich rentabel Ökostrom 
und -wärme gewonnen werden kann.

►► Eine Betreiberdienstbarkeit über die Nutzung der 
Grundstücke ist zugunsten der Projektgesellschaft im 
Grundbuch möglichst erstrangig eingetragen. Dies stellt 
sicher, dass die Biogasanlage auch dann betrieben wer-
den kann, wenn der Eigentümer des Gebäudes oder des 
Grundstücks wechselt.

►► Das zuständige Energieversorgungsunternehmen hat 
die Einspeisekapazität geprüft und die notwendige Netz-
kapazität bestätigt. Damit wird sichergestellt, dass der 
Ökostrom ab der ersten Kilowattstunde vergütet werden 
kann.

►► Jede UDI-Biogasanlage wird in der Bauphase von 
einem erfahrenen Bauingenieur als Bauleiter aktiv 
betreut. Damit wird sichergestellt, dass sie zügig in 
Betrieb gehen und Biogas erzeugen kann. Der Baulei-
ter überwacht die Bauarbeiten und den Projektfortschritt 
vor Ort und sorgt dafür, dass die UDI-Qualitätskriterien 
eingehalten werden.

Detaillierte realistische Planrechnungen über die gesamte 
Laufzeit von 20 Jahren zuzüglich Inbetriebnahme- 
jahr und Bauphase müssen die Wirtschaftlichkeit des 
Projekts belegen. Diese müssen kaufmännisch vorsich-
tig kalkuliert sein und realistische Kostensteigerungen 
berücksichtigen.

Spezifische UDI-Qualitätskriterien für 
Biogas-Projekte
Neben den Basiskriterien müssen folgende Punkte erfüllt 
sein, damit der Fonds Eigenkapital für die Finanzierung 
eines Biogas-Projekts bereitstellt:

Überzeugendes regionales Versorgungskonzept 
für den Standort

►► Am Standort müssen geeignete Substrate ( Pflanzen und 
Wirtschaftsdünger ) in ausreichender Menge verfügbar 
sein. Denn Substrate, die vor Ort angebaut werden, spa-
ren Transportkosten. Zugleich profitieren die Landwirte 
in der direkten Umgebung des Standorts durch Absatz-
möglichkeiten für ihre nachwachsenden Rohstoffe. UDI 
legt Wert darauf, dass die landwirtschaftlichen Betriebe 
nachhaltig produzieren.

►► Langfristige Verträge mit den Substratlieferanten über 
mindestens zehn Jahre, möglichst mit Verlängerungs-
option, müssen vorliegen. Dies ist erforderlich, damit die 
Biogasanlage über einen langen Zeitraum mit Rohstoffen 
zu fest kalkulierbaren Preisen betrieben werden kann.

►► Die Abnahme der Gärreste muss langfristig vertraglich 
geregelt sein. Gärreste einer Biogasanlage liefern wertvol-
len Dünger, der auf die Felder ausgebracht werden kann.

Ertragreiche gentechnikfreie Substrate
►► Mindestens ein Gasertragsgutachten von einem renom-

mierten unabhängigen Gutachter liegt vor und weist 
hohe Gaserträge für die Substrate nach, mit denen die 
Biogasanlage gefüttert werden soll. Ein Substrat-Mix 
aus unterschiedlichen Pflanzen ( Mais, Getreide, Ganz-
pflanzensilage etc. ) kombiniert mit Wirtschaftsdünger 
sollte in der Anlage zu Biogas vergoren werden. Je 
nach aktuell verfügbaren Substraten muss die Anlage 
flexibel arbeiten können. So entsteht keine Abhängigkeit 
von einer bestimmten Pflanze. Zusätzlich vergütet der 
Stromabnehmer den eingespeisten Strom nach EEG mit 
NawaRo- und Gülle-Bonus, wenn nachwachsende Roh-
stoffe und Wirtschaftsdünger als Substrate verwendet 
werden.

►► Ausschließlich gentechnikfreie Pflanzen dürfen einge-
setzt werden. Gen-Mais oder Schlachtabfälle kommen 
für UDI-Biogasanlagen nicht infrage.
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Qualitativ hochwertige Anlagentechnik
►► Die Anlagentechnik muss langlebig und hochwertig 

sein, damit Biogas effektiv und wirtschaftlich gewonnen 
werden kann.

►► Der Anlagenbauer muss über fundiertes Know-how in 
der technischen und biologischen Prozessführung ver-
fügen und Erfahrung aus zahlreichen erfolgreichen Bio-
gas-Projekten nachweisen.

►► Die Anlage muss so konzipiert sein, dass sie flexibel 
und variabel zu füttern ist. Nachwachsende Rohstoffe 
sind Naturprodukte, deren Qualität und Erntemengen 
schwanken. Die Anlage sollte deshalb in der Lage sein, 
unterschiedliche Einsatzstoffe zu verarbeiten.

Maßgeschneidertes Anlagenkonzept
Das Anlagenkonzept berücksichtigt die Gegebenheiten vor 
Ort und ist optimal darauf abgestimmt:

►► Gaseinspeisung: Gibt es ein Gasnetz in der Nähe, 
kann es lohnend sein, das aufbereitete Biogas gegen 
Vergütung dort einzuspeisen.

►► Wärmenutzung: Soweit möglich, wird bei der Standort-
auswahl und der Entwicklung der Projekte auf eine voll-
ständige Nutzung der Abwärme Wert gelegt. Die ener-
getische Nutzung von Biomasse ist insgesamt besser, 
wenn neben dem erzeugten Strom auch die anfallende 
Wärme genutzt wird. Ein überzeugendes Wärmekon-
zept ist ökologisch sinnvoll und kann durch die Mehr-
einnahmen aus der verkauften Wärme für den Fonds 
wirtschaftlich rentabel sein. Zusätzlich zahlt der Strom-
abnehmer in diesem Fall einen KWK-Bonus ( Kraft-
Wärme-Kopplung ) für den eingespeisten Strom.

Qualifizierte und motivierte Betreiber vor Ort
Der Betrieb einer Biogasanlage ist ein lukratives Betäti-
gungsfeld für Landwirte, weshalb großer Wert darauf gelegt 
wird, dass örtliche Landwirte als sog. Betriebsführer einge-
setzt werden. Gleichzeitig erfordern Substratmanagement 
und Betreuung der biologischen Prozesse umfangreiches 
Wissen und Erfahrung, um hohe Erträge an Biogas zu 
erzielen.

►► Die Betriebsführer erhalten deshalb eine teilweise leis-
tungsbezogene Vergütung, um ihre Motivation für einen 
wirtschaftlichen Betrieb der Anlage zu stärken.

►► Wichtig für einen reibungslosen Betrieb der Biogasan-
lage ist qualifiziertes Personal vor Ort, das eigenständig 
handeln und bei einer technischen oder biologischen 
Störung schnell eingreifen kann. UDI kümmert sich 
deshalb darum, dass Betreiber bzw. Betriebsführer der 
Anlage regelmäßig geschult und weitergebildet werden.

►► Langfristige Betreiber- bzw. Betriebsführerverträge 
müssen vorliegen, um einen kontinuierlichen Betrieb der 
Anlage sicherzustellen.

Know-how und Erfahrung der UDI-Experten
Die Geschäftsführung der UDI Biogas 2011 GmbH & Co. 
KG liegt in den Händen von Personen, die seit Jahren 
engagiert im Bereich Erneuerbare Energien tätig sind und 
deren Tätigkeitsschwerpunkte sich ideal ergänzen. Sie 
bringen langjährige Erfahrung und umfassendes Wissen 
aus zahlreichen Erneuerbare-Energie-Projekten sowie 
breit gefächerte Branchenkontakte in die Fondsgesell-
schaft ein.

Georg Hetz, 58 Jahre, Bankkaufmann, Geschäftsführer der 
UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH, war rund 
30 Jahre in unterschiedlichen Positionen bei verschiede-
nen Banken tätig. Unter anderem war er in verantwortlicher 
Position bei der Gründung einer großen deutschen Direkt-
bank sowie einer „grünen“ Direktbank mit Sitz in Nürnberg 
tätig. Bei der letztgenannten verantwortete er als Vertriebs-
leiter die erfolgreiche Einwerbung des gesamten Eigen-
kapitals von rund DM 50,5 Mio. 1998 gründete er die UDI 
UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH, die Eigen-
kapital für Wind-, Solarparks und Biogasanlagen einwirbt. 
Sein Know-how aus der Platzierung von 85 Wind-, Solar- 
und Biogasfonds sowie die Erfahrungen aus dem Praxis-
betrieb der Anlagen kommen der UDI Biogas 2011 GmbH 
& Co. KG zugute.

Harald Felker, 37 Jahre, Geschäftsführer der UDI Bioenergie 
GmbH, ist seit zehn Jahren in der Erneuerbare-Energien-
Branche tätig. Nachdem er bei UDI das Controlling aufge-
baut hatte, spezialisierte er sich zunehmend auf die Prüfung 
von Bioenergie-Projekten. Die Themen Biogas und Bio-
masse baute er innerhalb der UDI zu einem eigenständigen 
Bereich aus. 2007 übernahm Harald Felker die Geschäfts-
führung der UDI Bioenergie GmbH und verantwortet seit-
dem die Projektierung und kaufmännische Betreuung von 
Biogas-Projekten. Harald Felker bringt Praxiserfahrung aus 
der erfolgreichen Projektierung von sieben Biogasanlagen 
mit und pflegt umfassende Branchenkontakte.
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Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung prüft die UDI-Biogas 
2011 GmbH & Co. KG die Umsetzung von insgesamt zehn 
Biogasprojekten in der Bundesrepublik Deutschland, von 
denen fünf bis sieben Anlagen aus Mitteln des hier ange-
botenen Fonds mit Eigenkapital ausgestattet werden sollen. 
Alle in der Prüfung befindlichen Projekte besitzen den Sta-
tus, um im Jahr 2011 die Voraussetzungen zum Baubeginn 
erfüllen zu können. Ein Teil dieser Anlagen wird noch 2011 
fertiggestellt, der andere Teil wird 2012 nach Plan fertigge-
stellt. In der Ergebnis- und Liquiditätsprognose wurde ange-
nommen, dass drei Anlagen mit einer installierten Leistung 
von 1,57 MW im Jahr 2011 mit der Biogasproduktion begin-
nen, der Rest mit insgesamt 1,30 MW folgt 2012.

Von der Höhe des eingeworbenen Eigenkapitals wird es 
abhängen, wie viele dieser Projekte durch diesen Fonds 
umgesetzt werden können. Bei einem Zeichnungsvolumen 

von € 4.930.000 werden voraussichtlich fünf Biogasanlagen 
realisiert, bei € 6.000.000 werden es sieben Biogasanlagen 
sein.

Den Status der einzelnen Projekte können Sie der nachste-
henden Tabelle auf Seite 35 entnehmen. Bei der Entschei-
dung über die Auswahl der einzelnen Projekte dienen die 
vorgenannten Qualitätskriterien als Maßstab. 

Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung werden Gesprä-
che mit Banken über die Ausstattung der einzelnen Pro-
jekte mit Fremdmitteln geführt. Eine endgültige Finan-
zierungszusage für einzelne Projekte liegt derzeit noch 
nicht vor. Nach der Planung sollen die Bankgespräche 
schnellstmöglich in einer verbindlichen Finanzierungs-
zusage münden, damit die Anlagen wie geplant errichtet 
werden können.

Anlagen in Betrieb

Anlagen in Bauphase

Anlagen in Planung
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Standort Anlagengröße Wärmekonzept Inbetriebnahme
Investitionskosten 

eingehalten

Kogel, Mecklenburg-
Vorpommern 536 kW Ja 2009 Ja

Nemsdorf-Göhren-
dorf, Sachsen-Anhalt 536 kW Ja 2009 Ja

Wendlinghausen, 
Nordrhein-Westfalen 750 kW Ja 2009 Ja

Wittenberge, 
Brandenburg 834 kW Ja 2010 Ja

UDI-Biogasanlagen – in Betrieb:

Standort Anlagengröße Wärmekonzept Inbetriebnahme

Spergau, Sachsen-Anhalt 440 kW Ja 2011

Pörsten, Sachsen-Anhalt 600 kW Ja 2011

Bremervörde 
Niedersachsen 400 kW Teilweise 2011

UDI-Biogasanlagen – in der Bauphase:

Bundesland
Geplante 

Anlagengröße Wärmekonzept

Vorausichtli-
ches Investi-
tionsvolumen

Substrate 
gesichert

Geplanter 
Baubeginn

Hessen 450 kW Ja € 3,5 Mio. 80 % Juni 2011

Hessen 500 kW Ja € 3,0 Mio. 100 % Juli 2011

Hessen 500 kW Ja € 3,0 Mio. 100 % August 2011

Hessen 500 kW Ja € 3,0 Mio. 80 % August 2011

Mecklenburg-
Vorpommern 600 kW Ja € 3,8 Mio. 60 % Oktober 2011

Niedersachsen 600 kW Ja € 4,0 Mio. 100 % Juni 2011

Sachsen 850 kW Ja € 4,9 Mio. 60 % Oktober 2011

Sachsen 2 MW
nicht erforderlich, 
Gaseinspeisung 

geplant
€ 6,5 Mio. 100 % August 2011

Sachsen-Anhalt 265 kW geplant € 1,5 Mio. 100 % Juni 2011

Sachsen-Anhalt 600 kW Ja € 3,2 Mio. 100 % August 2011

UDI-Biogasanlagen – in Planung:
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Mittelverwendung in € in %

1. Beteiligung an den Projektgesellschaften 4.460.000 90,47

2. Prospekterstellung und Marketing 45.000 0,91

3. Kaufmännische Projektierung und Konzeption 65.475 1,38

4. Mittelverwendungskontrolleur, Rechtsberatung und Sonstiges 20.000 0,35

5. Einwerbung des Eigenkapitals 246.500 5,00 

6. Sicherheitsreserve 93.025 1,89

 Gesamt 4.930.000 100.00

7. Agio ( 5 % ) 246.500

Gesamt 5.176.500

Mittelherkunft in € in %

8. Eigenkapital 4.930.000 100,00

9. Agio 246.500

Gesamt 5.176.500

Finanz- und Investitionsplanung ( Prognose )

Erläuterungen zur Finanz- und 
Investitionsplanung

Mittelverwendung
Die Finanz- und Investitionsplanung beruht auf der 
Annahme einer Einwerbung von € 4.930.000 Eigenkapital. 
Sollte von der Möglichkeit Gebrauch gemacht werden, das 
Fondsvolumen auf € 6.000.000 auszuweiten, erhöhen sich 
die Beträge für die kaufmännische Projektierung, die Ein-
werbung des Eigenkapitals und das Agio proportional. Die 
anderen Beträge bleiben konstant. 

1. Beteiligung an den Projektgesellschaften 
Die UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG soll sich mit insgesamt 
€ 4.460.000 Eigenkapital an Projektgesellschaften beteili-
gen, welche die Biogasanlagen errichten und betreiben.

2. Prospekterstellung und Marketing
Hier sind die Kosten für die Erstellung, das Layout, die gra-
fische Gestaltung und den Druck des Verkaufsprospektes 
sowie sonstiger Marketingaufwendungen ausgewiesen.

3. Kaufmännische Projektierung 
Für Dienstleistungen bei der kaufmännischen Projektie-
rung des Fonds und der Projektbegleitung erhält die UDI 
Bioenergie GmbH die dargestellte Vergütung von 1,38 % 
des eingeworbenen Kapitals.

4. Mittelverwendungskontrolleur, Rechtsberatung 
und Sonstiges
Die Ausgaben für den Mittelverwendungskontrolleur, für 
die Rechtsberatung der Fondsgesellschaft und für sonstige 
Aufwendungen werden hier ausgewiesen.

5. Einwerbung des Eigenkapitals
Die Einwerbung des Eigenkapitals durch die UmweltDirekt-
Invest-Beratungsgesellschaft mbH ( UDI ) wird mit dem 
dargestellten Betrag zzgl. dem 5 % igem Agio vergütet. 
In Summe erhält UDI € 493.000 für die Platzierung des 
gesamten Eigenkapitals.

6. Sicherheitsreserve 
Aus Sicherheitsgründen wurde eine zusätzliche Kostenre-
serve in der oben genannten Höhe eingeplant.

7. Agio 
Bei der Einwerbung des Eigenkapitals wird ein Ausgabeauf-
schlag ( Agio ) in Höhe von 5 % des vermittelten Kapitals 
erhoben.

der Fondsgesel lschaf t  UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG
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Mittelherkunft

8. Eigenkapital 
Auf Ebene der Fondsgesellschaft wird kein Fremdkapi-
tal aufgenommen. Deswegen wird hier ausschließlich das 
Eigenkapital ausgewiesen.

9. Agio 
Bei der Einwerbung des Eigenkapitals wird ein Ausgabeauf-
schlag ( Agio ) in Höhe von 5 % des vermittelten Kapitals 
erhoben.

Nettoeinnahmen
Die Nettoeinnahmen der Gesellschaft werden nur zur 
Erreichung der Anlageziele sowie zur Bildung einer Liqui-
ditätsreserve verwendet. Für sonstige Zwecke werden die 
Nettoeinnahmen nicht verwendet. Die UDI Biogas 2011 
GmbH & Co. KG wird das eingeworbene Eigenkapital und 
die daraus resultierenden Nettoeinnahmen in den Erwerb 

von Projektgesellschaften investieren, die den Bau und den 
Betrieb von mehreren Biogasanlagen zum Gegenstand 
haben. Die Nettoeinnahmen reichen zur Erreichung der 
Anlageziele aus. Fremdkapital wird auf Ebene der Fondsge-
sellschaft nicht aufgenommen.
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Ergebnis- und Liquiditätsprognose

2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 Gesamt

Erträge

1. Steuerliche Ergebniszuweisung 252-kW-Projekt -128.776 36.447 37.721 38.663 39.563 40.415 41.069 41.672 -11.256 41.955 42.284 42.534 42.721 42.845 42.903 42.593 -11.553 118.497 113.823 108.993 104.024 867.137

2. Steuerliche Ergebniszuweisung 536-kW-Projekte -1.188.190 435.618 438.933 447.904 456.431 464.051 471.249 478.011 108.715 485.373 490.094 494.310 496.789 495.676 493.951 505.400 145.018 1.258.510 1.218.483 1.174.238 1.128.746 10.499.312

3. Verzinsung Guthabenkonto 0 999 727 2.378 3.304 3.496 3.063 2.614 2.755 3.011 3.260 3.501 3.471 3.508 3.534 3.408 3.348 3.274 1.971 1.455 917 53.994

Summe der Erträge -1.316.966 473.063 477.381 488.945 499.298 507.961 515.381 522.297 100.215 530.339 535.638 540.345 542.982 542.030 540.388 551.401 136.813 1.380.282 1.334.278 1.284.686 1.233.687 11.420.443

Aufwendungen

4. Jahresabschluss 7.000 7.140 7.283 7.428 7.577 7.729 7.883 8.041 8.202 8.366 8.533 8.704 8.878 9.055 9.236 9.421 9.609 9.802 9.998 10.198 10.402 -

5. Fondsverwaltung und Anlegerbetreuung 9.094 12.125 12.368 12.615 12.867 13.124 13.387 13.655 13.928 14.206 14.490 14.780 15.076 15.377 15.685 15.999 16.319 16.645 16.978 17.317 17.664 303.699

6. Komplementärvergütung 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 26.250

7. Geschäftsführung Dachfonds 9.094 12.125 12.368 12.615 12.867 13.124 13.387 13.655 13.928 14.206 14.490 14.780 15.076 15.377 15.685 15.999 16.319 16.645 16.978 17.317 17.664 303.699

8. Einwerbung Eigenkapital 493.000 -

9. Prospekterstellung und Marketing 45.000 45.000

10. Mittelverwendungskontolle 10.000 10.000

11. Rechtsberatung 10.000 10.000

12. Konzeption 65.475 65.475

Summe der Aufwendungen 649.913 32.640 33.268 33.908 34.561 35.228 35.907 36.600 37.307 38.028 38.764 39.514 40.280 41.060 41.856 42.668 43.497 44.342 45.204 46.083 46.979 1.437.607

13. Steuerliches Ergebnis -1.966.879 440.423 444.113 455.036 464.737 472.734 479.474 485.697 62.907 492.310 496.874 500.831 502.702 500.970 498.532 508.733 93.316 1.335.940 1.289.074 1.238.604 1.186.708 9.982.836

14. Steuerliches Ergebnis nach § 15 b EStG 0 0 0 0 0 310.165 479.474 485.697 62.907 492.310 496.874 500.831 502.702 500.970 498.532 508.733 93.316 1.335.940 1.289.074 1.238.604 1.186.708 9.982.836

Steuerliches Ergebnis nach § 15 b EStG in % 0 % 0 % 0 % 0 % 0 % 7 % 11 % 11 % 1 % 11 % 11 % 11 % 11 % 11 % 11 % 11 % 2 % 30 % 29 % 28 % 27 % 224 %

Liquiditätsprognose

15. Steuerliches Ergebnis der Fondsgesellschaften -1.966.879 440.423 444.113 455.036 464.737 472.734 479.474 485.697 62.907 492.310 496.874 500.831 502.702 500.970 498.532 508.733 93.316 1.335.940 1.289.074 1.238.604 1.186.708 9.982.836

16. Korrektur steuerliche Ergebniszuweisung 1.316.966 -472.064 -476.654 -486.567 -495.994 -504.466 -512.318 -519.683 -97.460 -527.328 -532.379 -536.844 -539.511 -538.521 -536.854 -547.993 -133.465 -1.377.007 -1.332.306 -1.283.231 -1.232.770 -11.366.449

17. Zufluss Ausschüttung 252-kW-Projekt 0 8.220 24.600 24.600 24.600 32.800 32.800 32.800 41.000 41.000 41.000 41.000 41.000 41.000 49.200 66.848 66.848 133.696 133.696 133.696 202.525 1.212.927

18. Zufluss Ausschüttung 536-kW-Projekte 0 202.500 364.500 364.500 364.500 364.500 364.500 405.000 405.000 405.000 405.000 486.000 688.500 688.500 769.500 1.053.000 1.053.000 1.053.000 1.255.500 1.255.500 1.609.650 13.557.150

19. Verkaufserlös Kommanditanteile 252-kW-Projekt 65.600 -

20. Verkaufserlös Kommanditanteile 536-kW-Projekte 648.000 -

21. Einzahlung Eigenkapital 4.930.000 4.930.000

22. Einzahlung Agio 246.500 246.500

23. Beteiligung an 252-kW-Projekt -410.000 -410.000

24. Beteiligung an 536-kW-Projekte -4.050.000 -4.050.000

25. Liquidität lfd. Jahr 66.588 179.078 356.559 357.570 357.843 365.568 364.456 403.814 411.448 410.982 410.496 490.987 692.691 691.948 780.378 1.080.587 1.079.699 1.145.628 1.345.963 1.344.568 2.479.713 14.816.565

26. Liquidität Vorjahr 0 66.588 48.466 158.525 220.295 233.038 204.206 174.262 183.676 200.724 217.306 233.402 231.388 233.880 235.628 227.206 223.193 218.292 131.421 96.984 61.152 -

27. Liquidität lfd. Jahr vor Ausschüttung 66.588 245.666 405.025 516.095 578.138 598.606 568.662 578.076 595.124 611.706 627.802 724.388 924.080 925.828 1.016.006 1.307.793 1.302.892 1.363.921 1.477.384 1.441.552 2.540.865 -

28. Ausschüttung 0 197.200 246.500 295.800 345.100 394.400 394.400 394.400 394.400 394.400 394.400 493.000 690.200 690.200 788.800 1.084.600 1.084.600 1.232.500 1.380.400 1.380.400 2.540.865 14.816.565

29. Ausschüttung in % des Eigenkapitals 0 % 4 % 5 % 6 % 7 % 8 % 8 % 8 % 8 % 8 % 8 % 10 % 14 % 14 % 16 % 22 % 22 % 25 % 28 % 28 % 52 % 301 %

30. Liquidität kumuliert 66.588 48.466 158.525 220.295 233.038 204.206 174.262 183.676 200.724 217.306 233.402 231.388 233.880 235.628 227.206 223.193 218.292 131.421 96.984 61.152 0 0

der Fondsgesel lschaf t  UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG in €
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Ergebn i s -  und  L iqu id i t ä tsp rognose

2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 Gesamt

Erträge

1. Steuerliche Ergebniszuweisung 252-kW-Projekt -128.776 36.447 37.721 38.663 39.563 40.415 41.069 41.672 -11.256 41.955 42.284 42.534 42.721 42.845 42.903 42.593 -11.553 118.497 113.823 108.993 104.024 867.137

2. Steuerliche Ergebniszuweisung 536-kW-Projekte -1.188.190 435.618 438.933 447.904 456.431 464.051 471.249 478.011 108.715 485.373 490.094 494.310 496.789 495.676 493.951 505.400 145.018 1.258.510 1.218.483 1.174.238 1.128.746 10.499.312

3. Verzinsung Guthabenkonto 0 999 727 2.378 3.304 3.496 3.063 2.614 2.755 3.011 3.260 3.501 3.471 3.508 3.534 3.408 3.348 3.274 1.971 1.455 917 53.994

Summe der Erträge -1.316.966 473.063 477.381 488.945 499.298 507.961 515.381 522.297 100.215 530.339 535.638 540.345 542.982 542.030 540.388 551.401 136.813 1.380.282 1.334.278 1.284.686 1.233.687 11.420.443

Aufwendungen

4. Jahresabschluss 7.000 7.140 7.283 7.428 7.577 7.729 7.883 8.041 8.202 8.366 8.533 8.704 8.878 9.055 9.236 9.421 9.609 9.802 9.998 10.198 10.402 -

5. Fondsverwaltung und Anlegerbetreuung 9.094 12.125 12.368 12.615 12.867 13.124 13.387 13.655 13.928 14.206 14.490 14.780 15.076 15.377 15.685 15.999 16.319 16.645 16.978 17.317 17.664 303.699

6. Komplementärvergütung 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 1.250 26.250

7. Geschäftsführung Dachfonds 9.094 12.125 12.368 12.615 12.867 13.124 13.387 13.655 13.928 14.206 14.490 14.780 15.076 15.377 15.685 15.999 16.319 16.645 16.978 17.317 17.664 303.699

8. Einwerbung Eigenkapital 493.000 -

9. Prospekterstellung und Marketing 45.000 45.000

10. Mittelverwendungskontolle 10.000 10.000

11. Rechtsberatung 10.000 10.000

12. Konzeption 65.475 65.475

Summe der Aufwendungen 649.913 32.640 33.268 33.908 34.561 35.228 35.907 36.600 37.307 38.028 38.764 39.514 40.280 41.060 41.856 42.668 43.497 44.342 45.204 46.083 46.979 1.437.607

13. Steuerliches Ergebnis -1.966.879 440.423 444.113 455.036 464.737 472.734 479.474 485.697 62.907 492.310 496.874 500.831 502.702 500.970 498.532 508.733 93.316 1.335.940 1.289.074 1.238.604 1.186.708 9.982.836

14. Steuerliches Ergebnis nach § 15 b EStG 0 0 0 0 0 310.165 479.474 485.697 62.907 492.310 496.874 500.831 502.702 500.970 498.532 508.733 93.316 1.335.940 1.289.074 1.238.604 1.186.708 9.982.836

Steuerliches Ergebnis nach § 15 b EStG in % 0 % 0 % 0 % 0 % 0 % 7 % 11 % 11 % 1 % 11 % 11 % 11 % 11 % 11 % 11 % 11 % 2 % 30 % 29 % 28 % 27 % 224 %

Liquiditätsprognose

15. Steuerliches Ergebnis der Fondsgesellschaften -1.966.879 440.423 444.113 455.036 464.737 472.734 479.474 485.697 62.907 492.310 496.874 500.831 502.702 500.970 498.532 508.733 93.316 1.335.940 1.289.074 1.238.604 1.186.708 9.982.836

16. Korrektur steuerliche Ergebniszuweisung 1.316.966 -472.064 -476.654 -486.567 -495.994 -504.466 -512.318 -519.683 -97.460 -527.328 -532.379 -536.844 -539.511 -538.521 -536.854 -547.993 -133.465 -1.377.007 -1.332.306 -1.283.231 -1.232.770 -11.366.449

17. Zufluss Ausschüttung 252-kW-Projekt 0 8.220 24.600 24.600 24.600 32.800 32.800 32.800 41.000 41.000 41.000 41.000 41.000 41.000 49.200 66.848 66.848 133.696 133.696 133.696 202.525 1.212.927

18. Zufluss Ausschüttung 536-kW-Projekte 0 202.500 364.500 364.500 364.500 364.500 364.500 405.000 405.000 405.000 405.000 486.000 688.500 688.500 769.500 1.053.000 1.053.000 1.053.000 1.255.500 1.255.500 1.609.650 13.557.150

19. Verkaufserlös Kommanditanteile 252-kW-Projekt 65.600 -

20. Verkaufserlös Kommanditanteile 536-kW-Projekte 648.000 -

21. Einzahlung Eigenkapital 4.930.000 4.930.000

22. Einzahlung Agio 246.500 246.500

23. Beteiligung an 252-kW-Projekt -410.000 -410.000

24. Beteiligung an 536-kW-Projekte -4.050.000 -4.050.000

25. Liquidität lfd. Jahr 66.588 179.078 356.559 357.570 357.843 365.568 364.456 403.814 411.448 410.982 410.496 490.987 692.691 691.948 780.378 1.080.587 1.079.699 1.145.628 1.345.963 1.344.568 2.479.713 14.816.565

26. Liquidität Vorjahr 0 66.588 48.466 158.525 220.295 233.038 204.206 174.262 183.676 200.724 217.306 233.402 231.388 233.880 235.628 227.206 223.193 218.292 131.421 96.984 61.152 -

27. Liquidität lfd. Jahr vor Ausschüttung 66.588 245.666 405.025 516.095 578.138 598.606 568.662 578.076 595.124 611.706 627.802 724.388 924.080 925.828 1.016.006 1.307.793 1.302.892 1.363.921 1.477.384 1.441.552 2.540.865 -

28. Ausschüttung 0 197.200 246.500 295.800 345.100 394.400 394.400 394.400 394.400 394.400 394.400 493.000 690.200 690.200 788.800 1.084.600 1.084.600 1.232.500 1.380.400 1.380.400 2.540.865 14.816.565

29. Ausschüttung in % des Eigenkapitals 0 % 4 % 5 % 6 % 7 % 8 % 8 % 8 % 8 % 8 % 8 % 10 % 14 % 14 % 16 % 22 % 22 % 25 % 28 % 28 % 52 % 301 %

30. Liquidität kumuliert 66.588 48.466 158.525 220.295 233.038 204.206 174.262 183.676 200.724 217.306 233.402 231.388 233.880 235.628 227.206 223.193 218.292 131.421 96.984 61.152 0 0
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Erläuterung zur Ergebnis- und Liquiditätsprognose

Die UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG, an der sich der Anle-
ger beteiligt, ist als Fondsgesellschaft nicht gewerblich tätig, 
da ihr alleiniger Geschäftszweck die Beteiligung an den 
Projektgesellschaften ist. Aus steuerrechtlicher Sicht gilt 
sie jedoch dennoch als gewerblich geprägte Gesellschaft. 
Die Ergebnisfeststellung der Fondsgesellschaft hat Einfluss 
auf das steuerliche Ergebnis, das dem Anleger letztendlich 
zugewiesen wird.

1. und 2. Steuerliche Ergebniszuweisung aus den 
Projektgesellschaften
Hier werden die steuerlichen Ergebnisse aus den Projekt-
gesellschaften dargestellt. 

3. Verzinsung Guthabenkonto
Hier wird die zu erwartende Guthabenverzinsung auf dem 
Gesellschaftskonto dargestellt. Es wurde ein Guthabenzins 
von 1,5 % angesetzt.

4. Jahresabschluss
Die Kosten des Jahresabschlusses werden hier angegeben.

5. Fondsverwaltung und Anlegerbetreuung
Hierin ist der Aufwand für die laufende Betreuung der Anle-
ger, die Ausrichtung der jährlichen Gesellschafterversamm-
lung sowie das Erstellen und Verschicken laufender Infor-
mationen an die Anleger enthalten.

6. Komplementärvergütung
Für die Übernahme der Haftung erhält die UDI Biomasse 
Verwaltungs GmbH als Komplementärin ( persönlich haf-
tende Gesellschafterin ) eine Vergütung.

7. Geschäftsführung der 
UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG
Hier sind die Kosten für die Geschäftsführung der Fondsge-
sellschaft dargestellt.

8. Einwerbung Eigenkapital
Hier werden die Kosten für den Vertrieb des Eigenkapi-
tals durch die UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft 
dargestellt.

9. Prospekterstellung und Marketing
Hier sind die Kosten für die Erstellung, das Layout, die 
grafische Gestaltung und den Druck des Verkaufspro-
spektes sowie sonstiger Marketingaufwendungen ausge- 
wiesen.

10. Mittelverwendungskontrolle
Hier sind die Kosten für den Mittelverwendungskontrolleur 
abgebildet. 

11. Rechtsberatung
Dargestellt sind die Kosten für die Rechtsberatung der UDI 
Biogas 2011 GmbH & Co. KG.

12. Konzeption
Die Kosten für die Konzeption des Fonds.

13. Steuerliches Ergebnis
Das Vorsteuerergebnis der Fondsgesellschaft.

14. Steuerliches Ergebnis nach § 15 b EStG
Gemäß Einkommensteuergesetz wird der auf Ebene der 
Fondsgesellschaft entstandene steuerliche Verlust den 
Kommanditisten zugewiesen. Hierbei werden steuer-
liche Verluste in der Gesellschaft vorgetragen und mit 
späteren Gewinnen verrechnet. Dies führt im darge-
stellten Fall dazu, dass die Anleger erst ab dem Jahr 
2016 mit steuerlichen Gewinnzuweisungen zu rechnen 
haben.

15. Steuerliches Ergebnis der Fondsgesellschaft
Das jährliche steuerliche Ergebnis wird hier wieder 
übernommen.

16. Korrektur steuerliche Ergebniszuweisung
Das rein steuerliche Ergebnis wird um den Beteiligungser-
trag der Projektgesellschaften an die tatsächlichen Geld-
flüsse angepasst.

17. und 18. Zufluss Ausschüttung
aus den Projektgesellschaften
Die bei planmäßigem Verlauf zu erwartenden Ausschüttun-
gen aus den Projektgesellschaften sind hier dargestellt.

19. und 20. Verkaufserlös Kommanditanteile
Die Einnahmen aus dem geplanten Verkauf der 
Kommanditanteile an den Projektgesellschaften werden 
hier abgebildet. Hierbei wird angenommen, dass die Gesell-
schafter der UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG mehrheitlich 
für den Verkauf der Anteile nach Ablauf des dargestellten 
Zeitraumes stimmen. 

21. Einzahlung Eigenkapital
Hier wird der Zufluss der eingeworbenen Anlegergelder 
dargestellt.

22. Einzahlung Agio
Der Zufluss des Agios wird hier dargestellt.

23. und 24. Beteiligung an Projektgesellschaften
Die Beteiligung an den Projektgesellschaften als entspre-
chender Mittelabfluss wird hier abgebildet.
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25. Liquidität laufendes Jahr
Der jährliche Liquiditätszufluss für die Gesellschaft nach Steu-
ern wird hier abgebildet.

26. Liquidität Vorjahr
Die kumulierte Restliquidität des Vorjahres nach den vorge-
nommenen Ausschüttungen wird hier gezeigt.

27. Liquidität lfd. Jahr vor Ausschüttungen
Der Liquiditätszuwachs aus dem laufenden Jahr zzgl. der 
Restliquidität aus dem Vorjahr ergibt die Liquidität der 
Gesellschaft vor Ausschüttungen.

28. Ausschüttung
Dies sind die jährlich geplanten Ausschüttungen an die 
Anleger.

29. Ausschüttung in % des Eigenkapitals
Die geplanten Ausschüttungen in Prozent auf das angelegte 
Kapital werden hier abgebildet.

30. Liquidität kumuliert
Die in dieser Zeile aufgeführten Beträge stellen die Liquidi-
tät der Gesellschaft nach Steuern und Ausschüttungen dar. 
Aus Sicherheitsgründen wird hier immer eine Restliquidität 
in der Gesellschaft gehalten, die nicht ausgeschüttet wird.
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Beispiel 1 ( in € ) – Prognose
Zu versteuerndes Einkommen € 75.000 nach Splittingtabelle, Kommanditeinlage: € 20.000, Agio: € 1.000, Anwendung des § 15 b EStG

Beispiel 2 ( in € ) – Prognose
 Zu versteuerndes Einkommen € 35.000 nach Grundtabelle, Kommanditeinlage: € 10.000, Agio: € 500, Anwendung des § 15 b EStG

2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 Gesamt

1. Einlage inkl. Agio -21.000 -21.000

2. Ausschüttung 0 800 1.000 1.200 1.400 1.600 1.600 1.600 1.600 1.600 1.600 2.000 2.800 2.800 3.200 4.400 4.400 5.000 5.600 5.600 10.308 60.108

3. Steuerwirkung 0 0 0 0 0 -283 -534 -539 -93 -551 -549 -553 -556 -553 -551 -560 -128 -1.412 -1.357 -1.304 -1.250 -10.774

4. Geldfluss p. a. -21.000 800 1.000 1.200 1.400 1.317 1.066 1.061 1.507 1.049 1.051 1.447 2.244 2.247 2.649 3.840 4.272 3.588 4.243 4.296 9.058 28.334

5. Liquidität kumuliert -21.000 -20.200 -19.200 -18.000 -16.600 -15.283 -14.217 -13.156 -11.649 -10.600 -9.549 -8.103 -5.859 -3.612 -963 2.877 7.149 10.737 14.980 19.276 28.334 -

Prognose aus Sicht des Anlegers

2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 Gesamt

1. Einlage inkl. Agio -10.500 -10.500

2. Ausschüttung 0 400 500 600 700 800 800 800 800 800 800 1.000 1.400 1.400 1.600 2.200 2.200 2.500 2.800 2.800 5.154 30.054

3. Steuerwirkung 0 0 0 0 0 -133 -253 -256 -43 -261 -260 -262 -261 -260 -259 -262 -57 -668 -641 -615 -589 -5.080

4. Geldfluss p. a. -10.500 400 500 600 700 667 547 544 757 539 540 738 1.139 1.140 1.341 1.938 2.143 1.832 2.159 2.185 4.565 14.474

5. Liquidität kumuliert -10.500 -10.100 -9.600 -9.000 -8.300 -7.633 -7.086 -6.542 -5.785 -5.246 -4.706 -3.968 -2.829 -1.690 -348 1.589 3.733 5.565 7.724 9.909 14.474 -

Erläuterungen zu den Beispielrechnungen

Allgemeine Hinweise
Die steuerlichen Auswirkungen für den einzelnen Kom-
manditisten können mit den Beispielrechnungen nur nähe-
rungsweise dargestellt werden. Jede Abweichung bei den 
persönlichen Grundlagen führt automatisch zu einem 
abweichenden Ergebnis und ist daher von diesen abhän-
gig. Weitere Hinweise zur Besteuerung der Ergebnisse der 
Beteiligung finden Sie auch im Kapitel „Steuerliche Grund-
lagen“. Das zu versteuernde Einkommen versteht sich als 
Summe aller Einkünfte inkl. der Einkünfte aus dieser Betei-
ligung. Die oben dargestellten Berechnungen sollen dem 
Anleger als grober Richtwert für die Bewertung einer Betei-
ligung dienen. Sie ersetzen nicht die individuelle Beratung 
durch einen Steuerberater.

Einlage inkl. Agio
Die Kommanditeinlage ist zusammen mit dem Agio in Höhe 
von 5 % innerhalb von 14 Tagen nach Annahme der Bei-
trittserklärung zu leisten.

Ausschüttung
Die Ausschüttungen ( Entnahmen ) ergeben sich aus der 
Prognose der freien Liquidität bezogen auf die Höhe der 
Beteiligungssumme.

Steuerwirkung
Bei der Steuerwirkung wird die Versteuerung der jährlich 
prognostizierten Ergebnisse dargestellt. Berücksichtigt ist 
hierbei der Solidaritätszuschlag mit durchgehend 5,5 % 
sowie die Anrechnung der Gewerbesteuer. Eine gegebe-
nenfalls anfallende Kirchensteuer ist nicht berücksichtigt. 
Die Berechnungen erfolgten auf Grundlage der bei Erstel-
lung des Prospektes gültigen Steuertabellen. Eine Anrech-
nung der anteiligen Kapitalertragsteuer zzgl. des Solidari-
tätszuschlags sowie gegebenenfalls der Abgeltungssteuer 
wurde aus Vereinfachungsgründen nicht berücksichtigt. Zur 
Betrachtung der individuellen steuerlichen Situation sollte 
ein Steuerberater hinzugezogen werden.

Geldfluss p. a.
Der jährliche Geldfluss ergibt sich aus den Ausschüttungen 
( Entnahmen ) und der Steuerwirkung. 

Liquidität kumuliert
Es wird der kumulierte Geldfluss für das jeweilige Jahr 
dargestellt. Bitte beachten Sie, dass das ursprünglich ein-
gesetzte Kapital inklusive Agio im Verlauf der Beteiligung 
zurückfließt.



Prognose  aus  S i ch t  des  A n l ege r s

43

2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 Gesamt

1. Einlage inkl. Agio -21.000 -21.000

2. Ausschüttung 0 800 1.000 1.200 1.400 1.600 1.600 1.600 1.600 1.600 1.600 2.000 2.800 2.800 3.200 4.400 4.400 5.000 5.600 5.600 10.308 60.108

3. Steuerwirkung 0 0 0 0 0 -283 -534 -539 -93 -551 -549 -553 -556 -553 -551 -560 -128 -1.412 -1.357 -1.304 -1.250 -10.774

4. Geldfluss p. a. -21.000 800 1.000 1.200 1.400 1.317 1.066 1.061 1.507 1.049 1.051 1.447 2.244 2.247 2.649 3.840 4.272 3.588 4.243 4.296 9.058 28.334

5. Liquidität kumuliert -21.000 -20.200 -19.200 -18.000 -16.600 -15.283 -14.217 -13.156 -11.649 -10.600 -9.549 -8.103 -5.859 -3.612 -963 2.877 7.149 10.737 14.980 19.276 28.334 -

2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 Gesamt

1. Einlage inkl. Agio -10.500 -10.500

2. Ausschüttung 0 400 500 600 700 800 800 800 800 800 800 1.000 1.400 1.400 1.600 2.200 2.200 2.500 2.800 2.800 5.154 30.054

3. Steuerwirkung 0 0 0 0 0 -133 -253 -256 -43 -261 -260 -262 -261 -260 -259 -262 -57 -668 -641 -615 -589 -5.080

4. Geldfluss p. a. -10.500 400 500 600 700 667 547 544 757 539 540 738 1.139 1.140 1.341 1.938 2.143 1.832 2.159 2.185 4.565 14.474

5. Liquidität kumuliert -10.500 -10.100 -9.600 -9.000 -8.300 -7.633 -7.086 -6.542 -5.785 -5.246 -4.706 -3.968 -2.829 -1.690 -348 1.589 3.733 5.565 7.724 9.909 14.474 -
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Die Emit tentin 

UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG
Bei der UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG handelt es sich 
um die Fondsgesellschaft, deren Kommanditist der Anleger 
wird und die das Kapital direkt in die Projektgesellschaf-
ten investiert. Diese Projektgesellschaften werden dann 
Biogasanlagen errichten und betreiben.

UDI Biomasse Verwaltungs GmbH
Die UDI Biomasse Verwaltungs GmbH ist die Komplemen-
tärin und persönlich haftende Gesellschafterin der UDI Bio-
gas 2011 GmbH & Co. KG. Ihr wird im Gesellschaftsvertrag 
( § 6 Abs. 1 ) die Geschäftsführung der Fondsgesellschaft 
übertragen. Zudem wird diese auch die Geschäftsführung 
der einzelnen als GmbH & Co. KG strukturierten Projektge-
sellschaften als Komplementärin übernehmen.

UDI Bioenergie GmbH
Innerhalb der UDI-Gruppe unterstützt die UDI Bioenergie 
GmbH im Rahmen von Beraterverträgen die Emitten-
ten von geschlossenen Bioenergiefonds. In dieser Funk-
tion realisiert sie Finanzierungsmodelle für den Bau von 
Bioenergie-Projekten.

Die UDI Bioenergie GmbH wird die Projektgesellschaften 
bei der Projektierung, der Projektleitung, der kaufmänni-
schen Betriebsführung und der Beschaffung der Finanzie-
rung beraten und unterstützen. 

UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH
Die UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH ( kurz: 
UDI ) wird die Einwerbung des Eigenkapitals übernehmen 
und die Kommanditisten der UDI Biogas 2011 GmbH & Co. 
KG für die Laufzeit des Fonds betreuen. 

Die UDI versteht sich als Finanzdienstleister für Menschen, 
die ökologisch sinnvolle Kapitalanlagen und gleichzeitig 
attraktive Renditen suchen. Anspruch der UDI sind Inves-
titionen in qualitativ hochwertige Projekte. Diese bieten 
im Vergleich zu herkömmlichen Anlageformen eine lang-
fristig rentable Alternative, die Gesellschaft, Umwelt und 
Anlegern nachhaltige Vorteile bringt. 1998 als Vertrieb 
für die Einwerbung von Eigenkapital für Windkraftpro-
jekte gegründet, gehört UDI heute zur Spitzengruppe von 
Anbietern ökologischer Kapitalanlagen. 2002 hat UDI ihr 
Angebot auf Solarprojekte ausgeweitet. Seit 2006 gehört 
auch Biogas zu den Geschäftsfeldern. Qualität steht bei 
allen Produkten an oberster Stelle. Der Erfahrung und 
der Qualität ihrer Beteiligungsangebote vertrauen bereits 
über 10.000 Anleger. Insgesamt wurde bisher Eigenka-
pital in Höhe von € 222 Mio. platziert. Durch das Kapital 
der Anleger konnten 359 Windkraftanlagen, 32 Photo-
voltaikanlagen und 31 Biogasanlagen mit Eigenkapital 
ausgestattet werden. Mit diesen Anlagen werden jährlich 

ca. 1,267 Mrd. kWh Strom erzeugt. Damit können pro Jahr 
rund 1,4 Mio. Menschen mit umweltfreundlich erzeugter 
Energie versorgt werden. Pro Jahr werden so gut 1,4 Mio. 
Tonnen Kohlendioxid-Emissionen eingespart. Heute kann 
UDI in allen wichtigen Bereichen im Energiemix der Erneu-
erbaren Energien – Wind, Sonne und Biomasse – langjäh-
rige Erfahrung vorweisen.

Die Mitglieder der Geschäftsführung
Georg Hetz, 58 Jahre, Bankkaufmann, Mitglied der 
Geschäftsführung der Emittentin, Geschäftsanschrift: Lina-
Ammon-Str. 30, 90329 Nürnberg, war ca. 30 Jahre in unter-
schiedlichen Positionen bei verschiedenen Banken tätig, 
unter anderem in verantwortlicher Position bei der Grün-
dung einer großen deutschen Direktbank. Die zweite Bank-
gründung, in diesem Falle eine „grüne“ Direktbank mit Sitz 
in Nürnberg, gestaltete Georg Hetz als Vertriebsleiter aktiv 
mit und war für die erfolgreiche Einwerbung des gesamten 
Eigenkapitals von rund DM 50,5 Mio. verantwortlich. 1998 
gründete er mit Partnern aus der Windenergiebranche die 
UDI UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH, deren 
Tätigkeit im Einwerben von Eigenkapital an Wind-, Solar-
parks und Biogasanlagen besteht. Das Know-how aus der 
Platzierung von 85 Wind-, Solar- und Biogasfonds sowie die 
Erfahrungen aus dem Praxisbetrieb der Anlagen kommen 
der UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG zugute. 

Harald Felker, 37 Jahre, Mitglied der Geschäftsführung 
der Emittentin, Geschäftsanschrift: Lina-Ammon-Str. 30, 
90329 Nürnberg, ist seit über zehn Jahren in der Erneuer-
bare-Energien-Branche tätig. Als Geschäftsführer der UDI 
Bioenergie GmbH verantwortet er die Projektierung und 
kaufmännische Betreuung von Biogas-Projekten. 

Nach dem Gesellschaftsvertrag ( Seite 71 ff., § 6 Abs. 1 ) 
übernimmt die Komplementärin die Geschäftsfüh-
rung in der Fondsgesellschaft. Die Geschäftsführer der 
Komplementärin, Georg Hetz und Harald Felker, sind damit 
auch zur Geschäftsführung in der UDI Biogas 2011 GmbH 
& Co. KG berechtigt. 

Eine Funktionstrennung im Sinne einer konkreten Aufga-
benverteilung besteht in der Geschäftsführung der UDI Bio-
gas 2011 GmbH & Co. KG nicht.

6. Verflechtungen
Georg Hetz, Mitglied der Geschäftsführung der Emittentin, 
ist gleichzeitig geschäftsführender Gesellschafter der mit 
dem Vertrieb betrauten UmweltDirektInvest-Beratungs-
gesellschaft mbH. Ansonsten sind die Mitglieder der 
Geschäftsführung der Emittentin nicht für Unternehmen 
tätig, die mit dem Vertrieb der angebotenen Vermögensan-
lage betraut sind. 
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Zudem sind Georg Hetz und Harald Felker, die Mitglieder 
der Geschäftsführung der Emittentin, auch als Geschäfts-
führer für die mit der Konzeptionierung des Fonds beauftrag-
ten UDI Bioenergie GmbH tätig. Ansonsten sind Mitglieder 
der Geschäftsführung der Emittentin nicht für Unternehmen 
tätig, die im Zusammenhang mit der Herstellung des Anla-
geobjekts nicht nur geringfügige Lieferungen oder Leistun-
gen erbringen.

Von den Gründungsgesellschaftern führt die Komple-
mentärin die Geschäfte des Fonds. Die Mitglieder der 

Geschäftsführung der Emittentin, Georg Hetz und Harald 
Felker, übernehmen jeweils die Geschäftsführung bei der 
Komplementärin und der Emittentin. Der Mittelverwen-
dungskontrolleur überwacht die bestimmungsgemäße Ver-
wendung der Anlegergelder und überprüft die Einhaltung 
der Auszahlungsvoraussetzungen. Ansonsten werden von 
der Prospektverantwortlichen, den Gründungsgesellschaf-
tern, den Mitgliedern der Geschäftsführung der Emittentin 
und dem Mittelverwendungskontrolleur keine nicht nur 
geringfügigen Leistungen und Lieferungen erbracht. 



46

Die Emittentin und ihr Kapital im Überblick

Firma und Sitz der Emittentin UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG, Kellerweg 12, 91154 Roth

Geschäftsanschrift Lina-Ammon-Str. 30, 90329 Nürnberg

Datum der Gründung der Emittentin 23.11.2010

Für die Emittentin maßgebliche 
Rechtsordnung

Die Emittentin unterliegt der Rechtsordnung der Bundesrepublik 
Deutschland.

Rechtsform der Emittentin Die Emittentin ist eine Gesellschaft in der Rechtsform der 
Kommanditgesellschaft.

Angaben über die Struktur 
des persönlich haftenden 
Gesellschafters

Firma: UDI Biomasse Verwaltungs GmbH
Geschäftsanschrift: Lina-Ammon-Str. 30, 90329 Nürnberg
Sitz: Kellerweg 12, 91154 Roth
Eigenkapital: € 25.000 ( vollständig eingezahlt )
Geschäftsführer: Georg Hetz, Roth; Harald Felker, Nürnberg
Die Geschäftsführer sind nach dem Gesellschaftsvertrag von den 
Beschränkungen des § 181 BGB befreit.
Handelsregister: HRB 24053 ( AG Nürnberg ) 
Da die Haftung der Komplementärin gesetzlich ( § 13 Abs. 2 GmbHG ) auf 
ihr Gesellschaftsvermögen beschränkt ist, weicht die im Gesellschafts-
vertrag bestimmte gesellschaftsrechtliche Struktur von dem gesetzlichen 
Leitbild des als natürliche Person unbeschränkt haftenden Komplemen-
tärs ( § 161 Abs. 1 HGB ) ab. 
Die Komplementärin ist eine 100%ige Tochter der UmweltDirektInvest-
Beratungsgesellschaft mbH ( kurz UDI ). Das Kapital und die Stimmrechte 
werden zu 100 % von der UDI gehalten bzw. ausgeübt. Die UDI Bio-
masse Verwaltungs GmbH gehört somit zum UDI-Konzern.

Von den gesetzlichen Regelun-
gen abweichende Bestimmun-
gen des Gesellschaftsvertrages 

A. Im Gesellschaftsvertrag ( GV) der UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG
1.	 § 5 GV regelt die Beiträge der Gesellschafter abweichend von § 706 BGB.
2.	 § 6 Abs. 1 GV weicht von den gesetzlichen Regelungen der Vertre-

tungsbefugnis in §§ 114, 164 HGB und § 181 BGB ab.
3.	 Der Umfang des Stimmrechts in der Gesellschafterversammlung 

( § 7 Abs. 3 GV) ist abweichend von § 119 Abs. 2 HGB vom finanziel-
len Umfang der Beteiligung abhängig.

4.	 Vom Einstimmigkeitserfordernis in der Gesellschafterversammlung 
( § 119 Abs. 1 HGB) weicht § 7 Abs. 4 GV ab, indem er Abstimmungen 
mit Mehrheit zulässt.

5.	 Die Regelungen über das Abhalten von Gesellschaftsversammlungen 
in § 9 GV weichen von der gesetzlichen Regelung nach § 119 HGB ab.

6.	 Die Regelungen über die Verbuchung von Gewinnen und Verlusten 
über mehrere Kapitalkonten in § 11 GV und die Regelungen in §§ 12, 
13 GV regeln die Gewinn- und Verlustverteilung sowie die Entnahme-
rechte der Gesellschafter abweichend von der gesetzlichen Regelung 
nach §§ 120, 121, 122, 168, 169 HGB.

7.	 Bezüglich der Liquidation der Gesellschaft trifft § 19 GV abweichende 
Regelungen zu § 131 HGB. 

8.	 § 16 GV weicht von den gesetzlichen Todesfallregelungen in §§ 131 
Abs. 3, 139 HGB ab.

9.	 § 4 Abs. 3 GV weicht von der gesetzlichen Regelung eines jederzeiti-
gen Kündigungsrechts ab. 
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Fortsetzung
 
Von den gesetzlichen Regelun-
gen abweichende Bestimmun-
gen des Gesellschaftsvertrages

10.	§ 15 GV weicht von den gesetzlichen Regelungen über die Verfügung 
über Beteiligungsrechte in § 717 BGB ab.

11.	§ 17 GV weicht von den gesetzlichen Regelungen über das Ausschei-
den von Gesellschaftern in besonderen Fällen nach § 140 HGB ab.

12.	§ 18 GV weicht von den gesetzlichen Regelungen über die Abfindung 
bei Ausscheiden eines Gesellschafters in § 738 BGB ab.

13.	§ 20 Abs. 1 GV weicht von den Haftungsregelungen in §§ 713, 664 ff. 
BGB ab.

B. Im Gesellschaftsvertrag der Komplementärin UDI Biomasse Ver-
waltungs GmbH:
1.	 § 7 ( Verfügung über Geschäftsanteil ): Die Beschränkungen und das 

Vorkaufsrecht weichen zulässigerweise von § 15 Abs. 1 GmbHG ab.
2.	 § 8 ( Einziehung von Geschäftsanteilen ): Die Regelungen über die 

Einziehung von Geschäftsanteilen weicht zulässigerweise von § 15 
Abs. 1 GmbHG ab ( vgl. § 34 Abs. 1 GmbHG ).

Zuständiges Registergericht Amtsgericht Nürnberg

Registernummer der Emittentin HRA 15730

Kurzbeschreibung des UDI-Kon-
zerns und der Einordnung der 
Emittentin in diesen 

Die Fondsgesellschaft ist zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung kein 
Konzernunternehmen im Sinne von §§ 18 AktG, 290 HGB, da ein beherr-
schender Einfluss auf die Emittentin von der Konzernmutter nicht ausge-
übt werden kann. 

Höhe des eingezahlten Eigen-
kapitals und des gezeichneten 
Kapitals 

Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung entspricht das gezeichnete Kapital 
der Emittentin einem Kommanditkapital in Höhe von € 3.000, das vollständig 
eingezahlt ist. Auf das gezeichnete Kapital der Emittentin waren somit zum 
Datum der Prospektaufstellung keine Kapitaleinlagen ausstehend. 

Art der Anteile Kommanditbeteiligung

Hauptmerkmale der gezeichne-
ten Kapitalanteile

Mit den gezeichneten Kapitalanteilen verbundene Hauptrechte:
►► Informations- und Kontrollrechte ( § 166 HGB, § 14  GV )
►► Widerspruchsrecht ( § 164 S. 1 Hs. 2 HGB )
►► Recht auf Teilnahme an Gesellschafterversammlungen und Stimm-

recht entsprechend der gezeichneten Kapitaleinlage ( je volle € 1.000 
eine Stimme gem. § 7 GV )

►► Recht auf Ergebnisbeteiligung ( §§ 167 f., 120 f. HGB )
►► Ausschüttungsanspruch / Gewinnauszahlungsanspruch ( §§ 12, 13 GV )
►► Kündigungsrecht ( § 4 Abs. 3 GV )
►► Recht zur Übertragung des Gesellschaftsanteils ( § 15 GV )
►► Recht auf Abfindung bei Ausscheiden ( § 18 GV )

Die Rechte der bereits gezeichneten Anteile sind zu denjenigen der noch 
zu zeichnenden Anteile im Übrigen gleich ( vgl. Seite 57 ).

Hauptrechte der Komplementärin ►► Aufnahme weiterer Gesellschafter, ( § 5 Abs. 4 GV )
►► Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft ( § 6 Abs. 1 GV )
►► Ergebnisunabhängige Haftungstantieme ( § 6 Abs. 6 GV )
►► Initiierung eines schriftlichen Umlaufverfahrens ( § 8 Abs. 1 GV ) oder 

Einberufung einer Gesellschafterversammlung ( § 9 Abs. 1 GV )
►► Entscheidung über die Zustimmung zu Verfügungen über Beteili-

gungsrechte ( § 15 Abs. 1 GV )
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Die Gründungsgesellschafter der Emittentin

Name, Anschrift und Sitz der 
Gründungsgesellschafter und 
Gesamtbetrag der von den 
Gründungsgesellschaftern 
insgesamt gezeichneten und 
eingezahlten Einlagen

Komplementärin:
UDI Biomasse Verwaltungs GmbH
Sitz: Kellerweg 12, 91154 Roth
Geschäftsanschrift: Lina-Ammon-Str. 30, 90329 Nürnberg
Handelsregister AG Nürnberg, HRB 24053
Sie hat insgesamt keine Einlage gezeichnet und keine Einlage eingezahlt. 
Die Komplementärin haftet vollständig und unmittelbar, jedoch maximal in 
Höhe ihres Gesellschaftsvermögens.

Gründungskommanditistin:
UDI Bioenergie GmbH, 
Sitz: Kellerweg 12, 91154 Roth
Handelsregister AG Nürnberg, HRB 23304
Geschäftsanschrift: Lina-Ammon-Str. 30, 90329 Nürnberg
Die Gründungskommanditistin hat eine Kapitaleinlage mit einem Gesamt-
betrag von insgesamt € 3.000 gezeichnet und diese Einlage ( Komman-
diteinlage ) durch Bareinzahlung zum Gesellschaftsvermögen eingezahlt. 

Vergütungen der 
Gründungsgesellschafter

Die persönlich haftende Gesellschafterin erhält für die Übernahme der 
persönlichen Haftung als Komplementärin eine ergebnisunabhängige 
Haftungstantieme von € 1.250 pro Jahr, beginnend mit der Inbetrieb-
nahme der Anlage ( § 6 Abs. 6 Gesellschaftsvertrag ) und für die kauf-
männische Geschäftsführung eine Vergütung in Höhe von 0,35 % des 
eingeworbenen Kapitals. Zudem sind die Gründungskommanditistin und 
die Komplementärin, soweit diese eine Kapitaleinlage leistet, am Gewinn 
und Verlust der Emittentin ( § 12 ) und an den Ausschüttungen ( § 13 ) 
im Verhältnis der gehaltenen Kapitaleinlage zum Gesamtkapital beteiligt. 
Die Gründungskommanditistin erhält zudem von der Fondsgesellschaft 
für die Konzeptionierung des Fonds einmalig 1,38 % des eingeworbe-
nen Kapitals und für die Fondsverwaltung und Anlegerbetreuung jährlich 
0,35 % des eingeworbenen Kapitals. Für das Jahr 2011 werden 75 % 
der regulären Vergütung fällig. Ansonsten bestehen keine Gewinnbe-
teiligungen, Entnahmerechte, sonstigen Gesamtbezüge, insbesondere 
Gehälter, Gewinnbeteiligungen, Aufwandsentschädigungen, Versiche-
rungsentgelte, Provisionen und Nebenleistungen jeglicher Art, die den 
Gründungsgesellschaftern außerhalb und innerhalb des Gesellschafts-
vertrages zustehen. 

Unmittelbare und mittelbare 
Beteiligungen der Gründungs-
gesellschafter an Unternehmen, 
die mit dem Vertrieb der emit-
tierten Vermögensanlage betraut 
sind

Die persönlich haftende Gesellschafterin UDI Biomasse Verwaltungs 
GmbH ist eine 100-%-Tochter der mit dem Vertrieb der emittierten Vermö-
gensanlage betrauten UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH. 
Ansonsten bestehen keine unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligungen 
der Gründungsgesellschafter an Unternehmen, die mit dem Vertrieb der 
emittierten Vermögensanlage betraut sind. 

Beteiligungen der Gründungs-
gesellschafter an Unternehmen, 
die im Zusammenhang mit der 
Herstellung des Anlageobjekts 
Lieferungen oder Leistungen 
erbringen

Es bestehen keine unmittelbaren und mittelbaren Beteiligungen der 
Gründungsgesellschafter an Unternehmen, die im Zusammenhang mit 
der Herstellung des Anlageobjekts nicht nur geringfügige Lieferungen 
oder Leistungen erbringen.
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Vermögens-, Finanz- und Er tragslage

Die Emittentin UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG wurde 
am 29.11.2010 in das Handelsregister des Amtsgerichts 
Nürnberg unter der Nummer HRA 15730 eingetragen. Die 
Eröffnungsbilanz erfolgte somit zum 29.11.2010. Seit Auf-
stellung der Eröffnungsbilanz haben keine erfolgs- oder 
bilanzwirksamen Veränderungen und / oder Geschäftsvor-
fälle stattgefunden. Deshalb wurde auf die Darstellung einer 
Zwischenübersicht verzichtet. Da es sich um eine Neugrün-
dung handelt, weist die Eröffnungsbilanz lediglich die Ein-
lage der Gründungskommanditistin auf.

Wesentliche Annahmen und 
Wirkungszusammenhänge
Nachfolgend dargestellte Prognosen zur künftigen Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin beruhen auf 
den Annahmen, die im Kapitel „Finanz- und Investitionspla-
nung“ auf Seite 36 getroffen wurden, sowie auf der Ergebnis- 
und Liquiditätsprognose für die Gesellschaft auf Seite 38 f. 
Die Prognose hinsichtlich der Vermögenslage wird im Rah-
men der dargestellten Planbilanz für die Jahre 2011 bis 

2015 dargestellt. Aus der Ergebnis- und Liquiditätsprognose 
wird die Prognose der Finanzlage für denselben Zeitraum 
in Kurzform wiedergegeben, die prognostizierte Ertrags-
lage geht aus der Prognose-Gewinn-und-Verlust-Rechnung 
hervor. Über die für das Jahr 2011 und 2012 dargestellten 
Investitionen hinaus sind im Planungszeitraum keine wei-
teren Investitionen geplant. Die Prognoserechnung beruht 
auf der Annahme, dass die Gesamtinvestition in den Jah-
ren 2011 und 2012 vollständig erfolgt. Entsprechend entwi-
ckelt sich das Anlagevermögen in der Bilanz. Ferner wurde 
davon ausgegangen, dass die von den Projektgesellschaf-
ten zu errichtenden Biogasanlagen planmäßig 2011 und 
2012 ans Netz gehen und betrieben werden können, so 
dass der Gesellschaft ab dann entsprechende Mittel lau-
fend zufließen.

Die Liquiditätsprognose weist in den jeweiligen Jahren 
unabhängig vom handelsrechtlichen Erfolg den Zahlungs-
fluss der Gesellschaft sowie die jährlich gehaltene Liquidität 
aus.

ERÖFFNUNGSBILANZ

UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG,
Roth,

zum

29. November 2010
AKTIVA	 PASSIVA

Euro

A. Eigenkapital

I. Kapitalanteile Kommanditisten 3000,00

Euro

A. Umlaufvermögen

I. I. Kassenbestand, Bundesbank-
guthaben, Guthaben bei Kredit-
instituten und Schecks

3000,00
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Vermögens-,  F inanz-  und Er t rags lage

Planbi lanz 2010 – 2015 (  Prognose )

Erläuterung zur Planbilanz

Aktiva

A. Anlagevermögen | I. Finanzanlagen 
Buchwert des in die Projektgesellschaften investierten 
Kapitals.

B. Umlaufvermögen | I. Bank/Kasse
Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks. Hier wird der 
jeweilige Kassenstand der UDI Biogas 2011 GmbH & Co. 
KG wiedergegeben ( Prognose ).

Passiva

A. Eigenkapital
I. Kapital persönlich haftender Gesellschafter
Die persönlich haftende Gesellschafterin ( UDI Biomasse 
Verwaltungs GmbH ) beteiligt sich nicht als Kommanditistin 
an den Projektgesellschaften und leistet keine Einlage.

II. Kapitalanteile Kommanditisten
Angegeben wird hier der Wert der von den Kommanditis-
ten gezeichneten und in die Fondsgesellschaft eingezahlten 
Kapitalanteile.

III. Kapitalrücklage
Hier wird das zusätzlich zu dem Eigenkapital eingeworbene 
Agio ausgewiesen.

IV. Verlustvortrag
Negative steuerliche Ergebniszuweisungen werden nach 
§ 15 EStG in der Gesellschaft vorgetragen und mit späteren 
Gewinnen verrechnet.

B. Verbindlichkeiten
I. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen
Diese Position gibt die Verbindlichkeiten der UDI Biogas 
2011 GmbH & Co. KG gegenüber den Projektgesellschaf-
ten wieder. Da Ausschüttungen der Projektgesellschaften 
die Verbindlichkeiten der Fondsgesellschaft erhöhen, steigt 
der Betrag zunächst an.

2010 2011 2012 2013 2014 2015

Aktiva

A. Anlagevermögen

I. Finanzanlagen 0 3.143.034 3.615.098 4.091.752 4.460.000 4.460.000

B. Umlaufvermögen

I. Bank / Kasse 3.000 66.588 48.466 158.525 220.295 233.038

Bilanzsumme 3.000 3.209.621 3.663.564 4.250.277 4.680.295 4.693.038

Passiva

A. Eigenkapital

I. Kapital persönlich haftender Gesellschafter 0 0 0 0 0 0

II. Kapitalanteile Kommanditisten 3.000 4.930.000 4.732.800 4.486.300 4.190.500 3.845.400

III. Kapitalrücklage ( Agio ) 0 246.500 246.500 246.500 246.500 246.500

IV. Verlustvortrag 0 -1.966.879 -1.526.456 -1.082.343 -627.306 -162.569

B. Verbindlichkeiten

I. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen 
Unternehmen 0 0 210.720 599.820 870.601 763.707

Bilanzsumme 3.000 3.209.621 3.663.564 4.250.277 4.680.295 4.693.038

für die UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG in €
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2010 2011 2012 2013 2014 2015

1. Sonstige betriebliche Aufwendungen 0 649.913 32.640 33.268 33.908 34.561

2. Erträge aus Beteiligungen 0 -1.316.966 472.064 476.654 486.567 495.994

3. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 0 0 999 1.139 2.856 3.134

4. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 0 -1.966.879 440.423 444.525 455.514 464.567

5. Steuern vom Einkommen und Ertrag 0 0 0 0 0 0

6. Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag 0 -1.966.879 440.423 444.525 455.514 464.567

7. Verlustvortrag aus Vorperiode 0 0 -1.966.879 -1.526.456 -1.081.931 -626.417

8. Verlustvortrag 0 -1.966.879 -1.526.456 -1.081.931 -626.417 -161.850

Gewinn-und-Verlust-Rechnung ( Prognose )

Erläuterungen zur Gewinn-und-Verlust-Rechnung 
( Prognose )

1. Sonstige betriebliche Aufwendungen
Dies sind die jährlich zu erwartenden Kosten für die Anle-
gerbetreuung, die Komplementärvergütung, den Jahresab-
schluss sowie die eingeplante Sicherheitsreserve.

2. Erträge aus Beteiligungen
Angegeben wird hier, welche Beträge der Fondsgesell-
schaft aus den Projektgesellschaften zufließen.

3. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge
Hier werden die Kapitalerträge aus dem Liquiditätskonto 
dargestellt.

4. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit
Das ist das Ergebnis der Fondsgesellschaft vor Steuern.

5. Steuern vom Einkommen und Ertrag
Hier wird die bei planmäßigem Verlauf anfallende Steuerlast 
dargestellt.

6. Jahresüberschuss
Hier wird das Ergebnis der Fondsgesellschaft nach Steuern 
dargestellt.

7. Verlustvortrag aus Vorperiode
Diese Position gibt den steuerlichen Verlustvortrag aus dem
vorangegangenen Geschäftsjahr wieder.

8. Verlustvortrag
Dieser Betrag gibt wieder, welche Summe die Fondsgesell-
schaft steuerlich in das nächste Jahr vortragen kann.

für die UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG in €

Die angegebenen Zahlen beziehen sich jeweils auf den Zeitraum vom 01.01. bis zum 31.12. des jeweiligen Jahres.
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L iquiditätsprognose 2010 – 2015

2010 2011 2012 2013 2014 2015

Steuerliches Ergebnis 0 -237.638 87.124 87.787 89.581 91.286

Gewerbesteuer 0 0 0 0 -980 -7.948

Abschreibungen 0 13.750 165.000 165.000 165.000 165.000

Tilgung Darlehen 0 -118.259 -157.679 -157.679 -157.679

Disagio Fremdkapital 0 4.499 5.999 5.999 5.999 5.999

Einzahlung Eigenkapital 0 810.000

Einzahlung Fremdkapital 0 2.117.500

Investition in Anlagen 0 -2.640.000

Vorauszahlung Substrate 0 -30.000 30.000

Liquidität lfd. Jahr 0 38.111 169.863 101.107 101.921 96.659

Liquidität Vorjahr 0 0 38.111 167.475 195.682 224.703

Liquidität lfd. Jahr vor Ausschüttung 0 38.111 207.975 268.582 297.603 321.362

Entnahmebeschränkung Bank 0 118.259 157.679 157.679 157.679 157.679

Entnahmebeschränkung Reparaturen BHKW 7.500 15.150 22.953

Maximale Ausschüttung 0 0 50.296 103.403 124.774 140.730

Ausschüttung an Dachfonds 0 0 40.500 72.900 72.900 72.900

in % der Kommanditeinlage 0 % 0 % 5 % 9 % 9 % 9 %

Liquidität kumuliert 0 38.111 167.475 195.682 224.703 248.462

für die UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG in €

Die Prognose der Liquiditätsplanung ist der umfassenden Ergebnis- und Liquiditätsprognose auf Seite 38 ( Zeilen 15 – 30 ) 
entnommen. Für die Erläuterung zu den Prognosezahlen siehe die Ausführungen hierzu ab Seite 40.

Erläuterung zu den Planzahlen

Die UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG ist kein produzierendes Unternehmen, sondern hält lediglich Beteiligungen an Projektge-
sellschaften, die ihrerseits Strom und Wärme produzieren. Dementsprechend entfallen auf die Gesellschaft weder eine eigene 
Produktion noch macht die Gesellschaft einen Umsatz.

Planzahlen 2011 – 2015 (  Prognose ) 

2011 2012 2013 2014 2015

Investition 4.460.000

Produktion 0 0 0 0 0

Umsatz 0 0 0 0 0

Ergebnis -1.966.879 440.423 444.113 455.036 464.737

für die UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG in €
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Übersicht über die wichtigsten Ver träge

Vertrag Vertragspartner Vertragsdatum Vertragsgegenstand

Beratervertrag über die
Projektentwicklung

UDI Bioenergie GmbH 14.6.2010 Beratung bei Konzeption, 
Planung und Projektent-
wicklung

Vertriebsvereinbarung
für die Einwerbung des 
Eigenkapitals

UmweltDirektInvest-Bera-
tungsgesellschaft mbH

27.11.2010 Einwerbung des Eigenka-
pitals durch die Vermitt-
lung von Kommanditbeteili-
gungen an Privatpersonen

Vertrag über die Anleger-
betreuung und Fondsver-
waltung

UDI Bioenergie GmbH 10.12.2010 Anleger- und Fondsver-
waltung

Die Emittentin hat folgende Verträge mit den angegebenen Vertragspartnern über die Anschaffung und Herstellung des Anla-
geobjekts oder wesentlicher Teile davon geschlossen:

Firma und Sitz des 
Mittelverwendungs-
kontrolleurs

Aufgaben und Rechts-
grundlage der Tätig-
keit des Mittelverwen-
dungskontrolleurs

Die wesentlichen 
Rechte und Pflichten 
des Mittelverwen-
dungskontrolleurs

Vergütung des Mittel-
verwendungskontrol-
leurs

Lorenz & Herzog GmbH
Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft
Zunftstraße 3
91154 Roth

Gemäß Mittelverwen-
dungskontrollvertrag vom 
16.12.2010, der im Pro-
spekt auf Seite 78 und 79 
abgebildet ist, achtet der 
Mittelverwendungskontrol-
leur auf die bestimmungs-
gemäße Verwendung der 
Anlegergelder und über-
prüft die ordnungsgemäße 
Einhaltung der Auszah-
lungsvoraussetzungen bei 
der Mittelverwendung. 

►► Recht / Pflicht, eine von 
der Geschäftsführung 
der Fondsgesellschaft 
schriftlich angeforderte 
Auszahlung auf Über-
einstimmung mit den 
Freigabevoraussetzun-
gen zu prüfen 

►► Recht, bei Nichtvor-
liegen der Freigabe-
voraussetzungen 
eine Auszahlung 
abzulehnen

►► Recht zur Herbeifüh-
rung eines Beschlus-
ses der Gesellschafter-
versammlung über eine 
abgelehnte Auszahlung

►► Recht zur Einforderung 
der zur Prüfung erfor-
derlichen Nachweise 
und Unterlagen

Der Gesamtbetrag der 
Vergütung, die der Mittel-
verwendungskontrolleur 
für die Wahrnehmung der 
Aufgaben erhält, beträgt  
€ 10.000.

Der Mit te lverwendungskontrol leur

Umstände oder Beziehungen, die Interessenkonflikte des Mittelverwendungskontrolleurs begründen könnten, bestehen nicht.
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Rechtl iche Grundlagen

Vorbemerkung
Die folgenden Ausführungen beschreiben die rechtlichen 
Grundlagen einer Beteiligung an der Fondsgesellschaft 
UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG. Erklärt wird unter ande-
rem, welche Rechte mit einer Beteiligung verbunden sind, 
wie sich der Beitritt zur Gesellschaft vollzieht und wie der 
Anleger von seinen Mitwirkungsrechten in der Gesellschaft 
Gebrauch machen kann.

1. Die Rechte des Anlegers
Der Anleger beteiligt sich als Kommanditist an der UDI Bio-
gas 2011 GmbH & Co. KG. Als Kommanditist steht dem 
Anleger eine ganze Reihe von Rechten zu, die es ihm 
ermöglichen, sich über die Tätigkeit seiner Gesellschaft zu 
informieren, deren Geschäftsführung zu kontrollieren sowie 
an wichtigen Entscheidungen im Rahmen der Gesellschaf-
terversammlungen mitzuwirken. Diese Rechte haben ihre 
Grundlage vor allem im Handelsgesetzbuch ( HGB ) und im 
Gesellschaftsvertrag ( GV ). Diese sind:

►► Informations- und Kontrollrechte ( § 166 HGB, § 14 GV )

►► Widerspruchsrecht ( § 164 S. 1 Hs. 2 HGB )

►► Recht auf Teilnahme an Gesellschafterversammlungen 
und Stimmrecht entsprechend der gezeichneten Kapi-
taleinlage ( je volle € 1.000 eine Stimme gemäß § 7 GV )

►► Recht auf Ergebnisbeteiligung ( §§ 167 f., 120 f. HGB )

►► Ausschüttungsanspruch / Gewinnauszahlungsanspruch 
( §§ 12, 13 GV )

►► Kündigungsrecht ( § 4 Abs. 3 GV )

►► Recht zur Übertragung des Gesellschaftsanteils ( § 15 GV )

►► Recht auf Abfindung bei Ausscheiden ( § 18 GV )

2. Gesellschaftsvertrag: Rechtsform, Gegenstand 
und Satzung der Beteiligungsgesellschaft
Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb und die 
Verwaltung von Beteiligungen an Gesellschaften, die Anla-
gen zur Erzeugung regenerativer Energie bauen und/oder 
betreiben und/oder die daraus erzeugte Wärme und/oder 
Energie veräußern. Die Gesellschaft ist befugt, Tochterun-
ternehmen zu gründen und diesen Aufgaben zu übertragen 
sowie gleichartige oder ähnliche Unternehmen zu erwerben, 
sich an solchen zu beteiligen, deren Vertretung zu überneh-
men, Zweigniederlassungen im In- und Ausland zu errichten 
sowie alle Geschäfte zu betreiben, die geeignet sind, die 
Unternehmungen der Gesellschaft zu fördern. Die Gesell-
schaft kann die zur Erreichung ihres Zwecks erforderlichen 

oder zweckmäßigen Handlungen selbst vornehmen oder 
durch Dritte vornehmen lassen. Der Gesellschaftsvertrag 
der Beteiligungsgesellschaft ist ab Seite 71 abgedruckt. Die 
vorstehend zum Gesellschaftszweck genannten Geschäfts-
felder sind auch die wichtigsten Tätigkeitsbereiche der 
Emittentin. 

3. Gesellschafter zum Zeitpunkt der Prospektauf-
stellung und deren Einlagen
Persönlich haftende Gesellschafterin ist die UDI Biomasse 
Verwaltungs GmbH. Sie ist zu einer Kapitaleinlage in die 
UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG nicht verpflichtet. Leis-
tet sie eine Einlage, ist sie am Vermögen sowie am Ergeb-
nis der Fondsgesellschaft anteilig beteiligt. Die persönlich 
haftende Gesellschafterin erhält für die Übernahme der 
persönlichen Haftung eine ergebnisunabhängige Haftungs-
tantieme von € 1.250 pro Jahr, beginnend mit der Inbetrieb-
nahme der Anlage. Gründungskommanditistin ist die UDI 
Bioenergie GmbH mit einer Kommanditeinlage von € 3.000. 
Die Einlage ist voll erbracht. Ausstehende Einlagen auf das 
bisher gezeichnete Kapital bestehen nicht.

4. Aufnahme weiterer Gesellschafter – der Beitritt 
des Anlegers
Das Eigenkapital beträgt mindestens € 4.933.000; die Grün-
dungskommanditistin hat € 3.000 gezeichnet und voll ein-
gezahlt. Der verbleibende, angebotene Gesamtbetrag des 
Zeichnungsvolumens beträgt somit € 4.930.000. Der Min-
destzeichnungsbetrag beträgt mindestens € 5.000 oder einen 
durch 1.000 ohne Rest teilbaren höheren Betrag. Folglich 
beträgt die Anzahl der angebotenen Vermögensanlagen 986.

Das Kommanditkapital der Gesellschaft kann um weitere 
€ 1.070.000 erhöht werden. Der Gesamtbetrag des Zeich-
nungsvolumens beträgt dann € 6.000.000. Die Anzahl der 
angebotenen Vermögensanlagen beträgt im Falle der Aus-
übung der Option zur Erhöhung des Zeichnungsvolumens 
1200.

Der Erwerbspreis beträgt mindestens € 5.000. Die beitre-
tenden Gesellschafter übernehmen eine in das Handelsre-
gister einzutragende Kommanditeinlage nach Maßgabe des 
Zeichnungsscheins.

a) Empfangsberechtigte für den Zeichnungsschein
Die unterschriebene Beitrittserklärung ist an die von der 
persönlich haftenden Gesellschafterin zum Empfang 
bevollmächtigte 

UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH
Lina-Ammon-Str. 30
90329 Nürnberg	
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zu senden. Sie ist diejenige Stelle, die Willenserklä-
rungen des Publikums auf Erwerb von Beteiligungen 
entgegennimmt.

b) Zeichnungsfrist
Die für die Zeichnung oder den Erwerb der Vermögens-
anlage vorgesehene Frist beginnt einen Werktag nach 
Veröffentlichung des Verkaufsprospektes durch entspre-
chende Hinweisbekanntmachung in einem überregionalen 
Börsenpflichtblatt. Diese Frist endet mit der vollständigen 
Zeichnung des Kommanditkapitals, spätestens jedoch am 
31.12.2011. Die Geschäftsführung hat das Recht, die Zeich-
nung vorzeitig zu schließen. Die Möglichkeit, gezeichnete 
Kommanditanteile zu kürzen, besteht insoweit, als dem 
Anleger auch eine niedrigere als die von ihm gezeichnete 
Kommanditeinlage zugewiesen werden kann.

c) Zahlung des Zeichnungs- oder Erwerbspreises
Die Kapitaleinlage zuzüglich Agio wird zwei Wochen nach 
Annahme der Beitrittserklärung fällig. Einzahlungen erfol-
gen auf folgendes Bankkonto der Gesellschaft:

UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG 
Lina-Ammon-Str. 30, 90329 Nürnberg
Kontonummer:	 231 217 795 
BLZ:	 764 500 00
Sparkasse Mittelfranken-Süd

Verspätet geleistete Einlagen sind mit 12 % p. a. zu verzin-
sen, wobei eine gesonderte Mahnung entbehrlich ist. Die 
persönlich haftende Gesellschafterin ist berechtigt, einen 
Kommanditisten aus der Gesellschaft auszuschließen, 
wenn dieser trotz Mahnung unter Setzung einer Nachfrist 
von 30 Tagen seine Kommanditeinlage inklusive des Agios 
nicht oder nicht vollständig leistet oder dieser keine Han-
delsregistervollmacht in der geforderten Form ausstellt. Die 
persönlich haftende Gesellschafterin wird danach die Kom-
manditisten in das Handelsregister eintragen. 

d) Zahlstelle
Darunter versteht man diejenige Stelle, die bestimmungsge-
mäß Zahlungen an den Anleger ausführt. Hier wird auch der 
Verkaufsprospekt für den Anleger zur kostenlosen Ausgabe 
bereitgehalten. Zahlstelle ist hier die von der persönlich haf-
tenden Gesellschafterin bevollmächtigte 

UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH
Lina-Ammon-Str. 30, 90329 Nürnberg

e) Weitere Kosten
Der Anleger hat ein Agio in Höhe von 5 % zu leisten. Zudem 
trägt er die Notargebühr für die Unterschriftsbeglaubigung 
auf der Vollmacht zur Eintragung ins Handelsregister. Sie 
beträgt z. B. bei einer Zeichnungssumme von € 20.000 ca. 
€ 25. Eventuelle Gebühren, die durch die Überweisung des 

Anlagebetrages bei der Bank des Zeichners entstehen, 
übernimmt der Anleger. Zudem hat der Anleger im Falle 
einer verspäteten Leistung seiner Einlagen Verzugszinsen 
in Höhe von 12 % des Anlagebetrages p. a. zu zahlen. Die 
Fondsgesellschaft UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG trägt 
anschließend die Kosten der Eintragung des Kommanditis-
ten ins Handelsregister sowie der Verwaltung des Fonds. 
Darüber hinaus entstehen keine weiteren mit dem Erwerb, 
der Verwaltung und der Veräußerung der Vermögensanlage 
verbundenen Kosten.

5. Geschäftsführung
Die Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft ist 
der UDI Biomasse Verwaltungs GmbH als persönlich haf-
tender Gesellschafterin übertragen. Die Geschäftsführung 
ist berechtigt, sämtliche für das Investitionsvorhaben und 
dessen Finanzierung erforderlichen Verträge abzuschlie-
ßen und durchzuführen. Sie ist berechtigt, die Geschäfte 
der Gesellschaft ganz oder teilweise von Dritten besorgen 
zu lassen und die dazu erforderlichen Vollmachten zu ertei-
len. Die Geschäftsführung bedarf zu Rechtshandlungen 
und Maßnahmen, die nach Art, Umfang oder Risiko über 
den gewöhnlichen Geschäftsbetrieb der Gesellschaft in 
erheblichem Maße hinausgehen und für die Gesellschaft 
von besonderer Bedeutung sind, grundsätzlich der vorheri-
gen Zustimmung der Gesellschafterversammlung. 

6. Gesellschafterversammlung
Die Gesellschafter fassen ihre Beschlüsse in den ersten 
drei Jahren in der Gesellschafterversammlung. Danach ist 
vorgesehen, Beschlüsse im schriftlichen Umlaufverfahren 
zu treffen.
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a) Abstimmung in der Gesellschafterversammlung
Die Geschäftsführung lädt mit einer Frist von vier Wochen 
schriftlich und unter Angabe der Tagesordnung zu den 
Gesellschafterversammlungen ein. Eine Gesellschafter-
versammlung ist beschlussfähig, wenn alle Gesellschaf-
ter ordnungsgemäß geladen wurden und die anwesenden 
oder vertretenen Gesellschafter zusammen über mindes-
tens 50 % der vorhandenen Stimmen verfügen. Ist eine 
Gesellschafterversammlung nicht beschlussfähig, so ist 
unverzüglich eine weitere Gesellschafterversammlung mit 
derselben Tagesordnung einzuberufen, die unabhängig 
von der Anzahl der anwesenden oder vertretenen Stimmen 
beschlussfähig ist. Der wesentliche Verlauf der Gesell-
schafterversammlung und die gefassten Gesellschafter-
beschlüsse sind in einem von der Geschäftsführung zu 
unterzeichnenden Protokoll festzuhalten und den Komman-
ditisten zu übersenden. Einsprüche gegen das Protokoll 
sind innerhalb von vier Wochen nach Absendung schriftlich 
mit Begründung gegenüber der Geschäftsführung geltend 
zu machen. Über die Einsprüche entscheidet die nächste 
Gesellschafterversammlung. 

Eine außerordentliche Gesellschafterversammlung ist 
einzuberufen, wenn dies nach Auffassung der persön-
lich haftenden Gesellschafterin im Interesse der Gesell-
schaft liegt oder Kommanditisten, die mindestens 20 % 
des Kommanditkapitals halten, schriftlich unter Angabe der 
Tagesordnung die Einberufung einer außerordentlichen 
Gesellschafterversammlung verlangen. 

Kommt die persönlich haftende Gesellschafterin dieser Auf-
forderung nicht innerhalb von vier Wochen nach, so sind die 
Kommanditisten, welche die Einberufung ordnungsgemäß 
verlangt haben, berechtigt, diese Gesellschafterversamm-
lung selbst einzuberufen. Jeder Kommanditist kann sich 
in der Gesellschafterversammlung durch einen Mitgesell-
schafter, seinen Ehegatten, die persönlich haftende Gesell-
schafterin, eine zur Berufsverschwiegenheit verpflichtete 
Person oder durch die UmweltDirektInvest-Beratungsge-
sellschaft mbH aufgrund einer schriftlichen Vollmacht ver-
treten lassen.

b) Abstimmung im schriftlichen Umlaufverfahren
Bei der schriftlichen Beschlussfassung sind die Kom-
manditisten mittels einfachen Briefes unter Mitteilung des 
Beschlussgegenstandes zur Stimmabgabe aufzufordern. 
Die schriftlichen Stimmabgaben müssen innerhalb von vier 
Wochen ab Postabgabedatum der Aufforderung bei der 
Komplementärin eingehen. Eine nicht fristgerechte Stimm-
abgabe gilt als Stimmenthaltung. Über die Art der Beschluss-
fassung entscheidet die Gesellschafterversammlung.

c) Gesellschafterbeschlüsse
Die Gesellschafter beschließen über alle Angelegenhei-
ten der Gesellschaft, insbesondere über die Feststellung 

des Jahresabschlusses, die Entlastung der Geschäfts-
führung, die Verwendung des Jahresergebnisses und 
der Entnahmen ( Ausschüttungen ), den Ausschluss eines 
Gesellschafters, die Änderungen des Gesellschaftsvertra-
ges und über die Auflösung der Gesellschaft. Die Gesell-
schafter haben je € 1.000 ihrer Kommanditeinlage eine 
Stimme. Die persönlich haftende Gesellschafterin hat 
ohne Leistung einer Kapitaleinlage je € 5.000 eingewor-
benem Kommanditkapital eine Stimme. Die Gesellschaf-
terversammlung fasst ihre Beschlüsse grundsätzlich mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit 
nicht zwingende gesetzliche Regelungen oder der Gesell-
schaftsvertrag ausdrücklich andere Mehrheitserforder-
nisse vorsehen. Stimmenthaltungen gelten als nicht abge-
gebene Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als 
abgelehnt. 

7. Kontrollrechte / Jahresabschluss
Die Geschäftsführung hat innerhalb von sechs Mona-
ten nach Ende des Geschäftsjahres die Jahresbilanz mit 
Gewinn-und-Verlust-Rechnung nach den gesetzlichen 
Vorschriften aufzustellen. Den Kommanditisten stehen 
Kontroll- und Widerspruchsrechte nach §§ 164, 166 HGB 
zu. Die Kontrollrechte werden insbesondere durch Ein-
sichtnahme in die Jahresabschlüsse wahrgenommen. 
Im Übrigen können Kommanditisten ihr Kontrollrecht mit 
angemessener Frist der Vorankündigung am Sitz der 
Gesellschaft persönlich ausüben oder auf ihre Kosten 
durch einen zur Verschwiegenheit verpflichteten Rechts-
anwalt, Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer geltend 
machen, wenn dieser durch beglaubigte Vollmacht dazu 
ermächtigt wurde. 

8. Anlegerbeirat
Die Gesellschaft kann die Bildung eines Anlegerbeirats 
beschließen. Der Beirat hat für die Geschäftsführung bera-
tende Funktion.

9. Haftung
Bis zur Eintragung in das Handelsregister wird der Anleger 
als atypischer stiller Gesellschafter behandelt und haftet in 
Höhe seiner Einlage. Nach Eintragung ins Handelsregister 
beschränkt sich seine Haftung ebenfalls auf die eingetra-
gene Hafteinlage. Eine weiter gehende Haftung ist aus-
geschlossen, soweit die Einlage geleistet ist. Wenn die 
Kapitalanteile durch Entnahmen ( Ausschüttungen ) unter 
den Wert der ursprünglichen Einlage gemindert werden, 
lebt die Haftung nach § 172 Abs. 4 HGB bis maximal zur 
Höhe der eingetragenen Einlage wieder auf. Das Gleiche 
gilt, soweit Entnahmen erfolgen, während der Kapitalanteil 
des Kommanditisten zuvor durch steuerliche Verluste unter 
den Betrag der Kommanditeinlage gemindert ist. Darüber 
hinaus sind die Kommanditisten nicht verpflichtet, weitere 
Leistungen zu erbringen, insbesondere weitere Zahlungen 
zu leisten.
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10. Vermögens- und Ergebnisbeteiligung
Die Gesellschafter sind im Verhältnis ihrer festen Kapital-
konten zum 31.12. des betreffenden Geschäftsjahres am 
Vermögen und am Ergebnis der Gesellschaft beteiligt. Bis 
zum 31.12.2011 gilt folgende Sonderregelung: Unabhängig 
vom Zeitpunkt seines Beitritts wird dem einzelnen Kom-
manditisten, soweit rechtlich zulässig, im Geschäftsjahr 
2011 das Ergebnis der Gesellschaft so zugerechnet, dass 
alle Kommanditisten zum 31.12.2011 gleichmäßig und ent-
sprechend dem Verhältnis ihrer Beteiligung ( gemäß den 
festen Kapitalkonten zum gesamten Kommanditkapital ) 
am Gesamtergebnis beteiligt sind. Für das Geschäftsjahr 
2012 erfolgt die Ergebnisverteilung gegebenenfalls analog 
der vorstehenden Regelung. Durch diese Sonderregelung 
soll sichergestellt werden, dass alle Kommanditisten ent-
sprechend ihrer Beteiligung an der Gesellschaft an den 
steuerlichen Verlusten der Investitionsphase gleichmäßig 
teilnehmen.

11. Ausschüttungen/Entnahmen
Nach Begleichung der laufenden Aufwendungen und Rück-
stellung einer Liquiditätsreserve kann die Gesellschaft nach 
Feststellung des Jahresabschlusses einen verbleibenden 
freien Liquiditätsüberschuss an die Kommanditisten aus-
schütten. Dies gilt in dem Umfang, wie vertragliche Ver-
pflichtungen gegenüber Dritten, vertragsgleiche Rechte 
und/oder das Gebot der kaufmännischen Vorsicht dem nicht 
entgegenstehen.

12. Anteilsabtretung und -verpfändung /
Fungibilität
Jeder Kommanditist kann seine Beteiligung mit Zustimmung 
der persönlich haftenden Gesellschafterin, die nur aus wich-
tigem Grund versagt werden darf, durch Abtretung übertra-
gen oder in sonstiger Weise darüber verfügen ( z. B. durch 
Verpfändung des Anteils ). Eine solche Verfügung ist jedoch 
nur zum Ende des jeweils laufenden Geschäftsjahres und 
nur dann möglich, wenn sich der abgetretene Betrag ohne 
Rest durch 1.000 teilen lässt ( § 15 Gesellschaftsvertrag ). 
Voraussetzung eines Verkaufs des Anteils ist es, dass der 
neue Gesellschafter der Geschäftsführung eine Handelsre-
gistervollmacht erteilt. Einen relevanten öffentlichen Han-
delsplatz für Kommanditanteile ( z. B. Börse ) gibt es derzeit 
nicht. Die Emittentin wird sich aber bei Bedarf um die Ver-
mittlung möglicher Verkaufswünsche aus dem Gesellschaf-
terkreis an andere Anleger bemühen. Für den Erfolg einer 
Vermittlung kann jedoch keine Gewähr übernommen wer-
den. Die Handelbarkeit der Vermögensanlage ist deshalb 
durch die Erteilung der Zustimmung durch die persönlich 
haftende Gesellschafterin, durch die Möglichkeit der Abtre-
tung nur zum Jahresende, durch das Erfordernis der Teil-
barkeit des Betrages durch 1.000, durch das Erfordernis 
der Erteilung einer Handelsregistervollmacht und durch die 
Tatsache eingeschränkt, dass es keinen relevanten öffentli-
chen Markt für Kommanditanteile gibt.

13. Ausscheiden aus der Gesellschaft / 
Abfindungsguthaben
Ein Kommanditist scheidet aus der Gesellschaft aus, wenn:

a )	 er die Kommanditbeteiligung wirksam kündigt,

b )	 in seine Kommanditbeteiligung die Zwangsvollstreckung 
betrieben wird und diese nicht innerhalb von drei Mona-
ten oder spätestens bis zur Verwertung aufgehoben wird,

c )	 über das Vermögen des Kommanditisten das Insolvenz-
verfahren eröffnet oder das Insolvenzverfahren mangels 
Masse abgelehnt wurde oder wenn

d )	 er nach den Regelungen des Gesellschaftsvertrages 
( § 17 Abs. 2 und 3 ) aus der Gesellschaft ausgeschlossen 
wird.

Bei einer wirksamen Kündigung erhält der ausscheidende 
Gesellschafter eine Abfindung, die sich nach dem wirkli-
chen Wert seiner Gesellschaftsbeteiligung richtet. Dieser 
Wert wird anhand einer nach handelsrechtlichen Grundsät-
zen zu erstellenden Auseinandersetzungsbilanz ermittelt. 
Weitere Details zum Abfindungsguthaben sind in § 18 des 
Gesellschaftsvertrages enthalten.

14. Dauer der Gesellschaft
Gemäß Gesellschaftsvertrag ist die Beteiligung an der Gesell-
schaft unbefristet und kann erstmals zum 31.12.2031 gekün-
digt werden. Die Gesellschaft endet erst mit dem Beschluss 
der Gesellschafterversammlung, die Gesellschaft aufzulö-
sen. Dieser Beschluss bedarf einer Dreiviertelmehrheit.

15. Verkauf oder Weiterbetrieb der Biogasanlagen
Geplant ist, die Biogasanlagen mindestens bis zum 31.12. 2031 
zu betreiben. Eine Möglichkeit ist danach grundsätzlich der 
Verkauf der Anlagen zu einem guten Preis. Eine Alternative 
hierzu ist der Weiterbetrieb. Ob sich die Gesellschaft für einen 
Verkauf oder einen Weiterbetrieb der Biogasanlagen entschei-
det, wird maßgeblich von der wirtschaftlichen Situation und 
Perspektive im Jahre 2031 abhängen.

16. Erbfall
Für den Fall des Ablebens eines Kommanditisten wird die 
Gesellschaft mit seinen Erben bzw. Vermächtnisnehmern fort-
geführt. Die Rechtsnachfolger des verstorbenen Kommandi-
tisten haben sich durch Vorlage eines Erbscheins zu legitimie-
ren. Sofern im Erbfall eine Kommanditbeteiligung auf mehrere 
Personen übergeht, sind die Rechtsnachfolger verpflichtet, 
einen gemeinsamen Bevollmächtigten für die Ausübung ihrer 
Rechte aus der Beteiligung zu bestellen und sich durch ihn 
vertreten zu lassen. In diesem Fall ruhen bis dahin alle Rechte 
( z. B. Stimmrechte ) mit Ausnahme des Rechtes auf Ergebnis-
beteiligung. Sämtliche Zahlungen aus der Gesellschaft sind 
an den gemeinsamen Bevollmächtigten vorzunehmen. 
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17. Provisionen oder vergleichbare Vergütungen
Gemäß der Investitionsplanung werden folgende Provisio-
nen und vergleichbare Vergütungen anfallen:

►► 5 % des gezeichneten Eigenkapitals in Form eines 
Agios sowie weitere 5 % aus dem eingeworbenem Kapi-
tal zu Gunsten der mit der Vermittlung des Eigenkapitals 
beauftragten UDI UmweltDirektInvest-Beratungsgesell-
schaft mbH

►► 5 % des in die jeweilige Projektgesellschaft investierten 
Kapitals als Vermittlungsprovision an die UDI Umwelt-
DirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH. Diese Vergü-
tung wird erst zum Zeitpunkt der Investition des Kapitals 
in die Projektgesellschaft fällig. 

Bei der Einwerbung von € 4.930.000 Kommanditkapital 
werden also Provisionen, insbesondere Vermittlungsprovi-
sionen oder vergleichbare Vergütungen, in einer Gesamt-
höhe von € 739.500 geleistet. Bei einer Erhöhung des 
Zeichnungsvolumens werden sich die Provisionen propor-
tional erhöhen. Weitere Provisionen, insbesondere Vermitt-
lungsprovisionen oder vergleichbare Vergütungen, werden 
nicht geleistet.
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Vorbemerkungen
Im Folgenden werden die wesentlichen Grundlagen der 
steuerlichen Konzeption der Vermögensanlage dargestellt. 
Die Erläuterungen beziehen sich ausschließlich auf natürli-
che, in der Bundesrepublik Deutschland unbeschränkt steu-
erpflichtige Personen. Sofern die Beteiligung zum Betriebs-
vermögen des Anlegers gehört, hat dies Auswirkungen auf 
die steuerliche Behandlung. Es wird daher empfohlen, sich 
mit seinem Steuerberater zu besprechen.

Steuerliche Grundlagen für die Beteiligungs-
gesellschaft – Besteuerungsverfahren
Die Beteiligungsgesellschaft unterliegt als gewerblich 
geprägte Personengesellschaft der Gewerbesteuer, ist 
jedoch selbst nicht einkommensteuerpflichtig. Stattdessen 
wird auf Ebene der Gesellschaft ein handelsrechtlicher 
Jahresabschluss sowie eine darauf basierende steuerli-
che Gewinnermittlung vorgenommen. Hieraus wird eine 
Erklärung zur einheitlichen und gesonderten Feststellung 
der Einkünfte der Beteiligungsgesellschaft erstellt, durch 
welche die durch die Beteiligungsgesellschaft erzielten 
Gewinne und Verluste insgesamt festgestellt und den ein-
zelnen Kommanditisten anteilig zugerechnet werden.

Gewerbesteuer
Die Einkünfte der Gesellschaft unterliegen grundsätzlich 
der Gewerbesteuer. Die Gesellschaft beteiligt sich an Pro-
jektgesellschaften in der Rechtsform der GmbH & Co. KG, 
die ihrerseits der Gewerbesteuer unterliegen. Auf Ebene der 
Fondsgesellschaft fallen nur dann Belastungen mit Gewer-
besteuer an, wenn sie ein eigenes steuerliches Ergebnis, 
beispielsweise Zinseinkünfte aus Kapitalanlagen, vermin-
dert um steuerlich abzugsfähige Betriebsausgaben, erwirt-
schaftet. Hinsichtlich der Besteuerung der Beteiligungser-
träge kann die Gesellschaft wegen der Doppelstöckigkeit 
der Gesellschaften die besondere Kürzungsvorschrift des 
§ 9 Nr. 2 GewStG in Anspruch nehmen. Der bei der Gesell-
schaft anfallende Gewerbesteueraufwand ist in Höhe des 
3,8-Fachen des Gewerbesteuermessbetrags auf Gesell-
schaftsebene auf die persönliche Einkommensteuer des 
Anlegers anrechenbar. Die Anrechnung der Gewerbesteuer 
auf die Einkommensteuer ist auf die tatsächlich gezahlte 
Gewerbesteuer beschränkt. 

Umsatzsteuer
Die UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG erwirtschaftet durch 
Kapitalanlagen Zinserträge. Hierbei handelt es sich um 
sonstige Leistungen im Sinne des Umsatzsteuergesetzes. 
Die UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG ist daher umsatzsteu-
erlich als Unternehmerin einzustufen. Das alleinige Halten 
und Verwalten von Beteiligungen an Personengesellschaf-
ten begründet keine unternehmerische Tätigkeit im Sinne 
des Umsatzsteuergesetzes. Deshalb steht der Gesellschaft 

das Recht zum Vorsteuerabzug auch nur in dem Maße zu, 
in 	 dem in Rechnung gestellte Umsatzsteuer aus emp-
fangenen Leistungen in Zusammenhang mit steuerpflichti-
gen Ausgangsumsätzen steht. Vorsteuerbeträge in Zusam-
menhang mit der Beteiligung an der Projektgesellschaft 
oder steuerfreien Zinserträgen sind nicht abzugsfähig und 
als Anschaffungskosten der Beteiligung oder Betriebsaus-
gaben einzustufen.

Steuerliche Grundlagen für den Kommanditisten 
– Besteuerungsverfahren
Nach Feststellung des Jahresabschlusses der Beteiligungs-
gesellschaft durch die Gesellschafterversammlung wird 
dieser an das Betriebsstättenfinanzamt weitergeleitet. Die 
Einkünfte werden hier gesondert und einheitlich festgestellt. 
Die Kommanditisten geben davon unabhängig ihre persön-
liche Einkommensteuererklärung bei dem für sie zuständi-
gen Wohnsitzfinanzamt ab. Vom Betriebsstättenfinanzamt 
erhalten die Wohnsitzfinanzämter über eine Kontrollmittei-
lung die erforderlichen Daten zur Feststellung der gewerbli-
chen Einkünfte aus der Fondsgesellschaft.

Mitunternehmerschaft
Gemäß den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages 
sind die Kommanditisten an positiven wie negativen steuer-
lichen Ergebnissen der Gesellschaft beteiligt. Das jeweilige 
Beteiligungsverhältnis eines Kommanditisten errechnet sich 
aus dem Verhältnis seines festen Kapitalkontos zum gesam-
ten Kommanditkapital. Durch die im Gesellschaftsvertrag 
verankerten Stimm-, Kontroll- und Widerspruchsrechte, die 
den Bestimmungen der §§ 164 und 166 des Handelsgesetz-
buches entsprechen, sind die Kommanditisten Mitunterneh-
mer der Gesellschaft.

Einkunftsart
Die Fondsgesellschaft wird Beteiligungen an Projekt-
gesellschaften in der Rechtsform der GmbH & Co. KG 
erwerben und halten. Die Projektgesellschaften werden 
Biogasanlagen betreiben. Da der persönlich haftende 
Gesellschafter der UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG 
allein die UDI Biomasse Verwaltungs GmbH ist und nur 
sie zur Geschäftsführung befugt ist, handelt es sich bei der 
Fondsgesellschaft gemäß § 15 Abs. 3 Nr. 2 EStG um eine 
gewerblich geprägte Personengesellschaft. Die Tätigkeit 
der Fondsgesellschaft gilt in vollem Umfang als Gewerbe-
betrieb. Die Anleger sind nach § 15 Abs. 1 Nr. 2 S. 2 EStG 
als Mitunternehmer an einer doppelstöckigen GmbH & Co. 
KG einzustufen und erzielen folglich Einkünfte aus Gewer-
bebetrieb. Aufgrund der damit bestehenden Mitunterneh-
merschaft sind die Einkünfte der Gesellschaft den Anlegern 
grundsätzlich als gewerbliche Einkünfte zuzurechnen und 
von diesen im Rahmen der privaten Einkommensteuer zu 
erfassen.
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Gewinnerzielungsabsicht
Die Anerkennung der steuerlichen Ergebnisse durch die 
Finanzverwaltung setzt eine Gewinnerzielungsabsicht 
sowohl auf Ebene der Fonds- und Projektgesellschaft als 
auch auf Ebene des einzelnen Kommanditisten voraus. 
Nach dem Urteil des Bundesfinanzhofs vom 12. Dezem-
ber 1995 ist eine Gewinnerzielungsabsicht definiert als das 
Streben nach Betriebsvermögensmehrung in Form eines 
Totalgewinnes. Ein Totalgewinn liegt vor, wenn das steuerli-
che Ergebnis der Totalperiode positiv ist.

Gewinnerzielungsabsicht der 
Beteiligungsgesellschaft
Die Beurteilung der Gewinnerzielungsabsicht auf der Ebene 
der Fondsgesellschaft erfolgt auf Grundlage der Ergeb-
nisse aus den Steuerbilanzen der Projektgesellschaften 
sowie aus dem eigenen steuerlichen Ergebnis der Fonds-
gesellschaft. Die Erzielung des Totalgewinns muss sowohl 
auf Ebene der Fondsgesellschaft als auch auf Ebene der 
Projektgesellschaften nachgewiesen werden. Gemäß den 
Prognosen und unter den Voraussetzungen eines planmä-
ßig laufenden Betriebs der Biogasanlagen werden die Pro-
jektgesellschaften einen steuerlichen Totalgewinn erzielen. 
Auch die Fondsgesellschaft wird danach einen Totalgewinn 
ausweisen, da der Geschäftsbetrieb der Fondsgesellschaft 
ausschließlich auf den Erwerb und das Halten der Betei-
ligungen ausgerichtet ist. Von dieser Beteiligung werden 
Gewinnanteile erwartet, die die steuerlichen Aufwendungen 
auf Ebene der Fondsgesellschaft deutlich übersteigen.

Gewinnerzielungsabsicht des Kommanditisten
Da auf Ebene der Fonds- und Projektgesellschaft eine Ge-
winnerzielungsabsicht vorliegt, sollte auch auf Ebene des ein-
zelnen Kommanditisten von einer solchen Absicht ausgegan-
gen werden. Für die Anerkennung der steuerlichen Verluste 
beim Kommanditisten sind die individuellen Sonderbetriebs-
ausgaben und -einnahmen zu berücksichtigen. So entstehen 
Sonderbetriebsausgaben z. B., wenn der Kommanditist seine 
Kommanditeinlage fremdfinanziert. Durch Geltendmachung 
der Zinsaufwendungen für eine derartige Fremdfinanzierung 
oder etwaige andere Sonderbetriebsausgaben könnte der zu 
erwartende steuerliche Totalgewinn beim Kommanditisten zu 
einem späteren Zeitpunkt entstehen oder vollständig aufge-
zehrt werden. Dies könnte dazu führen, dass die Finanzver-
waltung die Gewinnerzielungsabsicht dieses Kommanditisten 
infrage stellt und die steuerlichen Verluste nicht anerkennt. 
Sollte ein Kommanditist seine Anteile entgeltlich veräußern, 
ohne dass ein steuerlicher Totalgewinn erzielt wird, was ins-
besondere bei einer Veräußerung nach wenigen Jahren der 
Fall sein könnte, so lässt dies seitens der Finanzverwaltung 
die Vermutung zu, dass die Veräußerung von vornherein 
geplant oder beabsichtigt war. Damit könnte die Finanzver-
waltung die Gewinnerzielungsabsicht beim Kommanditisten 
verneinen und die steuerlichen Verluste wegen so genannter 
„Liebhaberei“ nicht anerkennen. Insbesondere für den Fall 

jeglicher Fremdfinanzierung der Kommanditeinlage oder Ver-
äußerungsabsicht der Beteiligung wird jedem Gesellschaf-
ter dringend empfohlen, das Bestehen seiner persönlichen 
Gewinnerzielungsabsicht sowie das Vorliegen und den Zeit-
punkt des Eintrittes seines Totalgewinnes von seinem steuer-
lichen Berater ermitteln zu lassen.

Veräußerung des Kommanditanteils
Für den Fall der Veräußerung des Kommanditanteils, der 
Liquidation oder des Ausscheidens eines Gesellschafters 
kann bei dem einzelnen Kommanditisten ein Veräußerungs- 
bzw. Aufgabegewinn entstehen, welcher der Versteuerung 
unterliegt. Der Veräußerungsgewinn ergibt sich dabei aus 
der Differenz von Veräußerungserlös zum Kapitalkonto 
der Kommanditisten unter Abzug etwaiger Veräußerungs-
kosten. Hat der Kommanditist zum Zeitpunkt der Veräuße-
rung ein negatives Kapitalkonto und wird er von einer Aus-
gleichsverpflichtung freigestellt, gilt dieser negative Betrag 
als zusätzlicher Veräußerungserlös und erhöht somit den 
Veräußerungs- bzw. Aufgabegewinn. Gemäß § 34 EStG 
kann die Versteuerung nach der so genannten Fünftelre-
gelung oder mit 56 % des durchschnittlichen Steuersatzes 
( mindestens aber 15 % ) des betreffenden Kommanditisten 
in Betracht kommen. Die Inanspruchnahme des ermäßigten 
Steuersatzes ( = 56 % des durchschnittlichen Steuersatzes ) 
wird neben anderen Voraussetzungen auf Antrag einmal im 
Leben und nur dann gewährt, wenn der Betroffene das 55. 
Lebensjahr vollendet hat oder dauernd berufsunfähig ist.

Verteilung von Gewinn und Verlust
Die Kommanditisten sind zum Ende des jeweiligen 
Geschäftsjahres im Verhältnis ihrer festen Kapitalkonten am 
Vermögen, Gewinn und Verlust der Gesellschaft beteiligt.

Beschränkung der Verlustverrechnung aus
Steuerstundungsmodellen nach § 15 b EStG
Mit Wirkung zum 11. November 2005 trat ein Gesetz zur 
Beschränkung der Verlustverrechnung im Zusammenhang 
mit Steuerstundungsmodellen in Kraft. Aufgrund des § 15 
b EStG können Verluste aus einem Steuerstundungsmodell 
weder mit Einkünften aus Gewerbebetrieb noch mit Einkünf-
ten aus anderen Einkunftsarten ausgeglichen werden; sie 
dürfen auch nicht nach § 10 d EStG abgezogen werden. Die 
Verluste können jedoch mit Gewinnen aus derselben Ein-
kunftsquelle vor- oder zurückgetragen werden. Ein Steuer-
stundungsmodell in diesem Sinne liegt vor, wenn aufgrund 
einer modellhaften Gestaltung steuerliche Vorteile in Form 
negativer Einkünfte erzielt werden. Dies gilt jedoch nur, wenn 
das Verhältnis der Summe der prognostizierten Verluste in 
der Verlustphase zur Höhe des gezeichneten und nach dem 
Konzept auch aufzubringenden Kapitals 10 % übersteigt. Auf 
Basis der Prognoserechnung wird das Verhältnis der Summe 
der Verluste in der Verlustphase die 10-%-Grenze überstei-
gen. Eine Verrechnung der Verluste aus dieser Beteiligung 
mit anderen Einkünften ist damit nicht möglich.
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Verluste bei beschränkter Haftung nach
§ 15 a EStG / Entnahmen
Zu Informationszwecken sollen an dieser Stelle trotz der 
Anwendung des § 15 b EStG noch einmal die Regelun-
gen des § 15 a EStG dargestellt werden. Die Haftung der 
Gesellschafter gegenüber Gläubigern der Gesellschaft ist 
ab Eintragung in das Handelsregister auf die nominale Höhe 
der Einlage beschränkt. Die geplanten Ausschüttungen ent-
sprechen nicht den jeweiligen steuerlichen Ergebnissen der 
einzelnen Jahre; sie stellen grundsätzlich Entnahmen dar. 
Soweit durch Ausschüttung das Kapitalkonto des Gesell-
schafters unter die Haftsumme gemindert wird, lebt insoweit 
die persönliche Haftung des einzelnen Gesellschafters auf. 
Dabei ist die so entstehende persönliche Haftung in ihrem 
Aufleben auf die Höhe der gezeichneten Kommanditein-
lage begrenzt. Nach § 15 a Abs. 1 EStG kann der einem 
Kommanditisten zuzurechnende Verlust nicht mit seinen 
positiven Einkünften ausgeglichen werden ( abzugsfähige 
Verluste ), soweit ein negatives Kapitalkonto entsteht oder 
sich erhöht. Es darf insoweit nicht nach § 10 d EStG abge-
zogen werden. Diese übersteigenden Verluste sind dann 
nur mit Gewinnen, die dem Kommanditisten später aus sei-
ner Beteiligung zufließen, zu verrechnen ( verrechenbare 
Verluste ).

Beschränkung der Verlustvor- und Verlustrück-
träge, Mindestbesteuerung nach § 10 d EStG
Gemäß § 10 d EStG können Steuerpflichtige, wenn nach 
Saldierung sämtlicher Einkünfte ein Saldo von negativen 
Einkünften verbleibt, diese bis zu € 511.500 ( bei zusammen 
veranlagten Ehegatten bis zu € 1.023.000 ) in das voran-
gegangene Jahr zurücktragen. Für negative Einkünfte, die 
weder mit anderen positiven Einkünften verrechnet noch 
zurückgetragen werden können, besteht das Recht eines 
zeitlich unbeschränkten Vortrags. Verlustvorträge sind bis 

zu € 1.000.000 ( bei Zusammenveranlagung von Ehegat-
ten bis zu € 2.000.000 ) pro Jahr ohne Einschränkung mit 
anderen positiven Einkünften verrechenbar. Darüber hin-
ausgehende Verlustvorträge können maximal bis zu 60 % 
der dann verbleibenden positiven Einkünfte verrechnet wer-
den, so dass die verbleibenden 40 % des die € 1.000.000 
( bzw. € 2.000.000 ) übersteigenden Betrags zu versteuern 
sind. Die Emittentin empfiehlt jedem Gesellschafter, wegen 
steuerlicher Auswirkungen seinen steuerlichen Berater zu 
konsultieren. 

Pauschale Gewerbesteueranrechnung
nach § 35 EStG
§ 35 EStG enthält eine Regelung, nach der die gewerbe-
steuerliche Belastung bei der Fondsgesellschaft durch 
eine Steuerermäßigung bei der Einkommensteuer beseitigt 
werden soll. Handelt es sich um Einkünfte aus Gewerbe-
betrieb, wie dies bei der Beteiligung als Kommanditist an 
dieser Gesellschaft der Fall ist, ermäßigt sich die tarifliche 
Einkommensteuer. Die Steuerermäßigung beträgt das 3,8-
Fache des jeweils für den Veranlagungszeitraum festge-
setzten anteiligen Gewerbesteuer-Messbetrags, höchstens 
jedoch die anteilig tatsächlich zu zahlende Gewerbesteuer. 
Der jeweils zugrunde liegende Anteil eines Kommanditisten 
am Gewerbesteuermessbetrag richtet sich nach dem Anteil 
des Kommanditisten am Gewinn der Gesellschaft. Maß-
gebend dafür ist der allgemein gültige Gewinnverteilungs-
schlüssel, der im Gesellschaftsvertrag geregelt ist ( § 13 
Abs. 2 Gesellschaftsvertrag ). Erforderlich ist, dass auf der 
Ebene des Kommanditisten auf die gewerblichen Einkünfte 
überhaupt Einkommensteuer entfällt. Zu einer vollständigen 
Entlastung von der anteiligen Gewerbesteuer kommt es nur 
unter bestimmten Konstellationen aus Hebesatz und per-
sönlichem Einkommensteuersatz. Auch wirken sich andere 
einkommensteuerliche Vergünstigungen wie zum Beispiel 
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der horizontale Verlustausgleich, Sonderbetriebsausgaben 
und andere Steuerermäßigungen, die § 35 EStG im Range 
vorgehen, mindernd auf das Anrechnungspotenzial aus. Da 
Anrechnungsüberhänge nicht erstattungsfähig sind und es 
unter gewissen Voraussetzungen zum vollständigen Weg-
fall der Gewerbesteueranrechnung kommen kann, sollte 
jeder Anleger mit seinem steuerlichen Berater klären, ob 
eine Gewerbesteueranrechnung nach § 35 EStG zum Tra-
gen kommt. 

Sonderbetriebsausgaben
Sonderbetriebsausgaben ( z. B. Darlehenszinsen zur Anteils- 
finanzierung ) der Kommanditisten können nur im Rah-
men der Steuererklärung der Fondsgesellschaft geltend 
gemacht werden. Daher haben die Kommanditisten gemäß 
den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages ( § 10 Abs. 
3 Gesellschaftsvertrag ) die Möglichkeit, eine Aufstellung 
über die ihnen entstandenen Kosten für das vorangegan-
gene Jahr unter Beifügung der Originalbelege bis zum 
15. März des Folgejahres der Fondsgesellschaft zuzuleiten. 
Nach diesem Termin können die Sonderbetriebsausgaben 
nur noch im Rahmen der Einspruchsfristen bzw. über Ände-
rungsanträge bei Steuerbescheiden unter dem Vorbehalt 
der Nachprüfung nach § 164 Abgabenordnung berücksich-
tigt werden. 

Kapitalertragsteuer
Erzielt die Gesellschaft Zinserträge ( z. B. Verzinsung von 
Liquiditätsreserven ), so handelt es sich hierbei steuerlich um 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb, die nicht der Abgeltungsteuer 
unterliegen. Die Zinsen werden mit 25 % Kapitalertragsteuer 
besteuert. Diesem Betrag ist noch der Solidaritätszuschlag 
von derzeit 5,5 % zuzurechnen. Damit werden 26,38 % der 
Zinserträge vorab an das Finanzamt abgeführt. Dieser Betrag 
fließt der Gesellschaft nicht zu. Die abgeführte Kapitalertrag-
steuer und der dazugehörige Solidaritätszuschlag werden 
beim einzelnen Kommanditisten auf die spätere persönliche 
Einkommensteuer bzw. den Solidaritätszuschlag über die 
einheitliche und gesonderte Feststellung angerechnet. 

Erbschaft- und Schenkungsteuer
Die seit 1. Januar 2009 geltende Neuregelung des Erb-
schaft- und Schenkungsteuergesetzes sieht vor, dass Unter-
nehmen und damit auch Anteile an Unternehmen künftig mit 
dem gemeinen Wert zu bewerten sind. Der gemeine Wert 
ist – soweit eine Wertermittlung aus Verkäufen unter frem-
den Dritten oder andere anerkannte Bewertungsmethoden 
nicht vorhanden sind – durch ein vereinfachtes Ertrags-
wertverfahren zu ermitteln. Der sich ergebende Wert kann 
gegebenenfalls durch Abzug eines Verschonungsabschla-
ges von der Erbschaftsteuer freigestellt werden. Aufgrund 
der Komplexität der Erbschaft- und Schenkungsteuer wird 
jedem Anleger empfohlen, sich zu den Sachverhalten steu-
erlich beraten zu lassen. 

Steuerliche Vorbehalte
Die Darstellung der steuerlichen Grundlagen beruht auf 
der aktuellen Rechtslage unter Berücksichtigung der der-
zeit geltenden Steuergesetze sowie der Auffassung der 
Finanzverwaltung und der Rechtsprechung zum Zeitpunkt 
der Prospektherausgabe. Zukünftige Änderungen der 
Gesetze, ihrer Auslegung durch Gerichte und Finanzver-
waltung sowie Änderungen der Verwaltungsauffassungen 
können abweichende Auswirkungen auf die dargestellten 
steuerlichen Grundlagen haben. Die vorstehenden Ausfüh-
rungen enthalten die wesentlichen Grundlagen der steuerli-
chen Konzeption der Vermögensanlage. Sie erfolgen nach 
bestem Wissen zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung und 
erheben nicht den Anspruch auf Vollständigkeit. Im Übrigen 
verweisen wir auf die entsprechende Rubrik bei der Dar-
stellung der Risiken auf Seite 13 ff. Eine Haftung für die 
von der Gesellschaft und den Anlegern erstrebte steuer-
liche Behandlung kann daher nicht übernommen werden. 
Letztlich sollten aber nicht die steuerlichen Folgen für das 
angestrebte Investment ausschlaggebend sein, sondern die 
langfristigen wirtschaftlichen Erfolgsaussichten.

Empfehlung
Wir empfehlen jedem Interessenten, sich über unsere Infor-
mationen hinaus zu steuerlichen Fragen der Beteiligung bei 
Fachleuten der steuerberatenden Berufe zu informieren.
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Negativ testate

§ 2 Abs. 1 Satz 5 
VermVerkProspV

Der Verkaufsprospekt ist weder ganz noch teilweise in einer anderen in 
Finanzkreisen gebräuchlichen Sprache abgefasst.

§ 2 Abs. 5 VermVerkProspV Vorgeschriebene Angaben sind dem nach § 10 Abs. 1 VermVerkProspV 
in den Verkaufsprospekt aufgenommenen Jahresabschluss nicht unmit-
telbar zu entnehmen.

§ 3 Hs. 1 VermVerkProspV Die UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG übernimmt die Verantwortung für 
diesen Prospekt. Natürliche Personen, die diese Verantwortung überneh-
men, existieren nicht.

§ 4 S. 1 Nr. 2 VermVerkProspV Die Anbieterin übernimmt für den Anleger in keiner Weise die Zahlung 
von Steuern.

§ 4 S. 1 Nr. 8 VermVerkProspV Das Angebot erfolgt nicht in unterschiedlichen Staaten mit bestimmten 
Teilbeträgen.

§ 4 S. 2 Var. 2 VermVerkProspV Bei den angebotenen Anteilen handelt es sich nicht um ein Treuhandver-
mögen im Sinne des § 8 f Abs. 1 S. 1 Verkaufsprospektgesetz.

§ 5 Nr. 2 VermVerkProspV Die Emittentin ist nicht nur für eine bestimmte Zeit gegründet worden 
( § 4 Abs. 2 Gesellschaftsvertrag ).

§ 6 Satz 1 Nr. 2 VermVerkProspV Wertpapiere oder Vermögensanlagen im Sinne des § 8 f Abs. 1 des Ver-
kaufsprospektgesetzes sind bisher nicht ausgegeben worden.

§ 6 Satz 2 und 3 
VermVerkProspV

Die Emittentin ist weder eine Aktiengesellschaft noch eine Kommanditge-
sellschaft auf Aktien.

§ 7 Abs. 1 S. 2 VermVerkProspV Verminderte Prospektanforderungen nach § 7 Abs. 1 S. 2 VermVerkProspV 
kommen hier nicht in Betracht, weil die Emittentin vor weniger als fünf 
Jahren gegründet wurde.

§ 7 Abs. 2 Nr. 2 VermVerkProspV Unmittelbare oder mittelbare Beteiligungen der Gründungsgesellschafter 
an Unternehmen, die der Emittentin Fremdkapital zur Verfügung stellen, 
bestehen nicht.

§ 8 Abs. 1 Nr. 2 VermVerkProspV Es besteht keine Abhängigkeit der Emittentin von Patenten, Lizenzen, 
Verträgen oder neuen Herstellungsverfahren, die von wesentlicher 
Bedeutung für die Geschäftstätigkeit oder Ertragslage sind.

§ 8 Abs. 1 Nr. 3 VermVerkProspV Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung bestehen keine Gerichts- oder 
Schiedsverfahren, die einen wesentlichen Einfluss auf die wirtschaftliche 
Lage der Emittentin haben können.

§ 8 Abs. 1 Nr. 4 VermVerkProspV Mit Ausnahme der Finanzanlagen werden keine laufenden Investitionen 
getätigt.

§ 8 Abs. 2 VermVerkProspV Die Tätigkeit der Emittentin ist nicht durch außergewöhnliche Ereignisse 
beeinflusst worden.

§ 9 Abs. 1 VermVerkProspV Die Nettoeinnahmen werden zu keinen sonstigen Zwecken genutzt.
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§ 9 Abs. 2 Nr. 2 VermVerkProspV Dem Prospektverantwortlichen, den Gründungsgesellschaftern, den Mit-
gliedern der Geschäftsführung des Emittenten und dem Mittelverwen-
dungskontrolleur standen oder stehen das Eigentum am Anlageobjekt 
oder wesentlichen Teilen desselben nicht zu, und es steht diesen Perso-
nen auch aus anderen Gründen eine dingliche Berechtigung am Anlage-
objekt nicht zu.

§ 9 Abs. 2 Nr. 3 VermVerkProspV Es besteht keine nicht nur unerhebliche dingliche Belastung des 
Anlageobjekts.

§ 9 Abs. 2 Nr. 4 VermVerkProspV Rechtliche Beschränkungen der Verwendungsmöglichkeiten des Anla-
geobjekts, insbesondere im Hinblick auf das Anlageziel, bestehen nicht.

§ 9 Abs. 2 Nr. 4 VermVerkProspV Tatsächliche Beschränkungen der Verwendungsmöglichkeiten des Anla-
geobjekts, insbesondere im Hinblick auf das Anlageziel, bestehen nicht.

§ 9 Abs. 2 Nr. 7 VermVerkProspV Ein Bewertungsgutachten für das Anlageobjekt wurde nicht erstellt.

§ 10 Abs. 1 S. 1 Nr. 1, Nr. 2 a und 
2 b, Abs. 3 VermVerk-ProspV

Da die Emittentin nicht zur Aufstellung eines geprüften Jahresabschlus-
ses und Lageberichts verpflichtet ist und auch tatsächlich keinen geprüf-
ten Jahresabschluss und keinen Lagebericht aufgestellt hat und zudem 
vor weniger als 18 Monaten gegründet wurde, richten sich die Prospekt-
anforderungen nach § 15 VermVerkProspV.

§ 10 Abs. 1 S. 1 Nr. 3
VermVerkProspV

Eine zwischenzeitlich veröffentlichte Zwischenübersicht wurde nicht 
erstellt.

§ 10 Abs. 2 und Abs. 3 
VermVerkProspV

Die Emittentin ist weder zur Aufstellung eines Konzernabschlusses noch 
zur Aufstellung eines Jahresabschlusses verpflichtet. 

§ 11 VermVerkProspV Der Jahresabschluss der Emittentin wurde nicht nach den gesetzlichen 
Vorschriften geprüft. Es erfolgte eine prüferische Durchsicht, die nicht die 
durch eine Abschlussprüfung erreichbare Sicherheit bietet.

§ 12 Abs. 1 Nr. 1 
VermVerkProspV

Die Emittentin besitzt keinen Vorstand, kein Aufsichtsgremium und kei-
nen Beirat.

§ 12 Abs. 1 Nr. 2 
VermVerkProspV

Den Mitgliedern der Geschäftsführung der Emittentin oder sonstigen Per-
sonen wurden insgesamt für das letzte abgeschlossene Geschäftsjahr 
keine Gesamtbezüge, insbesondere Gehälter, Gewinnbeteiligungen, Auf-
wandsentschädigungen, Versicherungsentgelte, Provisionen und Neben-
leistungen jeder Art gewährt.

§ 12 Abs. 2 Nr. 2 
VermVerkProspV

Mitglieder der Geschäftsführung sind nicht für Unternehmen tätig, die der 
Emittentin Fremdkapital zur Verfügung stellen.

§ 12 Abs. 3 VermVerkProspV Einen Treuhänder gibt es bei der Beteiligung an der UDI Biogas 2011 
GmbH & Co. KG nicht.

§ 12 Abs. 4 i. V. m. § 12
Abs. 1 und Abs. 2 VermVerk-
ProspV

Personen, die nicht in den Kreis der nach dieser Verordnung angabe-
pflichtigen Personen gehören, die aber die Herausgabe oder den Inhalt 
des Prospektes oder die Angaben oder den Inhalt des Angebots der Ver-
mögensanlage wesentlich beeinflusst haben, existieren nicht.
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§ 13 VermVerkProspV Da die Emittentin nicht zur Aufstellung eines geprüften Jahresabschlus-
ses und Lageberichts verpflichtet ist und auch tatsächlich keinen geprüf-
ten Jahresabschluss und keinen Lagebericht aufgestellt hat und zudem 
vor weniger als 18 Monaten gegründet wurde, richten sich die Prospekt-
anforderungen nach § 15 VermVerkProspV.

§ 14 VermVerkProspV Für die angebotene Vermögensanlage hat keine juristische Person oder 
Gesellschaft eine Gewährleistung für ihre Verzinsung oder ihre Rückzah-
lung übernommen.
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Gesel lschaf tsver trag
der UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG

§ 1 Firma und Sitz
(1) Die Firma der Kommanditgesellschaft ( KG ) lautet 
„UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG“.

(2) Sitz der Gesellschaft ist Kellerweg 12, 91154 Roth.

§ 2 Gegenstand des Unternehmens
(1) Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb und die 
Verwaltung von Beteiligungen an Gesellschaften, die Anla-
gen zur Erzeugung regenerativer Energie bauen und/oder 
betreiben und/oder die daraus erzeugte Wärme und/oder 
Energie veräußern.

(2) Die Gesellschaft ist befugt, Tochterunternehmen zu 
gründen und diesen die Aufgaben nach Abs. 1 zu über-
tragen sowie gleichartige oder ähnliche Unternehmen zu 
erwerben, sich an solchen zu beteiligen, deren Vertre-
tung zu übernehmen, Zweigniederlassungen im In- und 
Ausland zu errichten sowie alle Geschäfte zu betreiben, 
die geeignet sind, die Unternehmungen der Gesellschaft 
zu fördern. Die Gesellschaft kann die zur Erreichung 
ihres Zwecks erforderlichen oder zweckmäßigen Hand-
lungen selbst vornehmen oder durch Dritte vornehmen 
lassen.

§ 3 Geschäftsjahr
Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 4 Beginn, Dauer, Kündigung
(1) Die Gesellschaft beginnt am 23.11.2010.

(2) Ihre Dauer ist nicht begrenzt.

(3) Die Gesellschafter können ihr Gesellschaftsverhält-
nis mit einer Frist von sechs Monaten zum Ende eines 
Geschäftsjahres, erstmals jedoch zum 31.12.2031 sowie 
zum Ende jedes nachfolgenden Geschäftsjahres, durch 
ein an die persönlich haftende Gesellschafterin gerichtetes 
Einschreiben kündigen. Für die Rechtzeitigkeit der Kündi-
gung kommt es auf den Zugang bei der persönlich haften-
den Gesellschafterin an. Die Kündigung eines Gesellschaf-
ters hat nicht die Auflösung der Gesellschaft zur Folge, 
sondern führt lediglich mit Wirksamwerden der Kündigung 
zum Ausscheiden des kündigenden Gesellschafters aus 
der Gesellschaft.

§ 5 Kommanditkapital, Gesellschafter,
Zeichnungsfrist, Kapitalanteile
(1) Persönlich haftende Gesellschafterin ist die UDI Bio-
masse Verwaltungs GmbH.

(2) Sie ist nicht verpflichtet, aber berechtigt, eine Kapi-
taleinlage zu leisten. Leistet sie keine Kapitaleinlage, ist 
sie nicht am Vermögen und am Ergebnis der Gesellschaft 
beteiligt.

(3) Gründungskommanditistin ist die UDI Bioenergie GmbH, 
Roth, mit einer Kommanditeinlage von € 3.000.

(4) Das Kommanditkapital der Gesellschaft soll zwischen 
dem ersten Werktag nach Veröffentlichung des Verkaufs-
prospektes und dem 31.12.2011 ( Zeichnungsschluss ) um 
mindestens € 4.930.000 auf voraussichtlich € 4.933.000, 
höchstens jedoch auf € 6.003.000 durch Aufnahme weite-
rer Gesellschafter erhöht werden. Die persönlich haftende 
Gesellschafterin ist berechtigt, auch im Namen der übrigen 
Gesellschafter weitere Kommanditisten im Rahmen der 
Erhöhung des Gesellschaftskapitals aufzunehmen. Sie ist 
zur Annahme der Beitrittserklärungen namens aller Gesell-
schafter unter Befreiung von den Beschränkungen des § 181 
BGB bevollmächtigt. Die persönlich haftende Gesellschaf-
terin ist zudem befugt, die Zeichnung vorzeitig zu schließen 
oder Zeichnungen, Anteile oder Beteiligungen zu kürzen.

(5) Die Kommanditeinlage der beitretenden Kommanditis-
ten beträgt mindestens € 5.000 und muss durch 1.000 ohne 
Rest teilbar sein. Das Kommanditkapital haben die Kom-
manditisten grundsätzlich in voller Höhe einzuzahlen.

(6) Die beitretenden Kommanditisten zeichnen grundsätz-
lich eine Einlage, die aus einer Kapitaleinlage und einem 
Agio ( Aufgeld ) in Höhe von 5 % der Kapitaleinlage besteht. 

(7) Die Kapitaleinlage inklusive Agio wird zwei Wochen 
nach Annahme der Beitrittserklärung fällig. Einzahlungen 
erfolgen durch Banküberweisung auf folgendes Bankkonto 
der Gesellschaft:

Kontonummer:	231 217 795 
BLZ:	 764 500 00
Sparkasse Mittelfranken-Süd

(8) Verspätet geleistete Einlagen sind mit 12 % p. a. zu 
verzinsen; einer Mahnung bedarf es dafür nicht. Die Gel-
tendmachung weiterer Schadenersatzansprüche durch die 
Gesellschaft bleibt hiervon unberührt.

(9) Im Außenverhältnis wird die Beteiligung eines weite-
ren Kommanditisten erst mit seiner Eintragung ins Han-
delsregister wirksam. Bis dahin wird seine Beteiligung als 
atypisch stille Gesellschaftsbeteiligung in Höhe seiner 
Einlage behandelt, die sich nach den Vorschriften dieses 
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Gesellschaftsvertrages richtet. Der Kommanditist haftet den 
Gläubigern der Gesellschaft bis zur Eintragung in das Han-
delsregister in Höhe seiner Einlage.

(10) Die Kommanditisten sind verpflichtet, der persönlich 
haftenden Gesellschafterin in notariell beglaubigter Form 
eine Registervollmacht zu erteilen. Das hierfür zu verwen-
dende Formular wird dem beitretenden Kommanditisten mit 
der Annahmebestätigung zugesandt.

(11) Sobald die Kommanditeinlage voll geleistet ist, sind 
die Gesellschafter nicht zum Nachschuss verpflichtet. Eine 
Nachschussverpflichtung über die gesetzlichen Bestim-
mungen hinaus kann ohne Zustimmung aller Gesellschafter 
auch nicht durch einen den Gesellschaftsvertrag ändernden 
Beschluss begründet werden.

(12) Die Gesellschafter unterliegen keinem Wettbewerbs- 
verbot.

§ 6 Geschäftsführung und Vertretung
(1) Zur Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft 
ist die persönlich haftende Gesellschafterin berechtigt und 
verpflichtet. Sie ist vom Wettbewerbsverbot des § 112 HGB 
entbunden. Die Geschäftsführer bzw. deren Organe sind 
für alle Rechtsgeschäfte zwischen ihr und der Gesellschaft 
sowie den Kommanditisten von den Beschränkungen des 
§ 181 BGB befreit.

(2) Die Geschäftsführung ist berechtigt, sämtliche für das 
Investitionsvorhaben und dessen Finanzierung erforderli-
chen Verträge abzuschließen und durchzuführen. Hierunter 
fallen insbesondere auch die Abgabe von Erklärungen und 
der Abschluss von Verträgen, welche zur Eingehung und 
Verwaltung der vorgesehenen Beteiligungen erforderlich 
sind oder dieser zu dienen geeignet erscheinen. 

(3) Die Gesellschafter erteilen hiermit der Geschäftsführung 
Auftrag und Vollmacht, die nachfolgenden Maßnahmen zur 
Erfüllung des Gesellschaftszweckes nach kaufmännischem 
Ermessen durchzuführen:

a )	 das Eingehen von Beteiligungen an geeigneten Unter- 
nehmen;

b )	 die Festlegung und ggf. Änderung des Verhältnis- 
ses von Eigenkapital zu Fremdkapital bei den Projekt- 
gesellschaften;

c )	 den Abschluss aller Verträge und Abgabe aller Erklärun-
gen, die zur Verwirklichung des Gesellschaftszwecks 
erforderlich sind oder geeignet erscheinen, insbeson-
dere den Abschluss von Verträgen wie

►► Bestellung von Gutachten und Durchführung sonsti-
ger Maßnahmen, die der Einhaltung der UDI-Quali-
tätskriterien dienen,

►► Vermittlung und Aufnahme von kapitalgebenden 
Neugesellschaftern im Rahmen von § 5 Abs. 4,

►► Vermittlung der Fremdfinanzierung für die Projekt- 
gesellschaften,

►► Eigene Aufnahme von Fremdmitteln;

d )	 den Abschluss von Veräußerungsverträgen für die 
Beteiligungen zum Ende der Laufzeit der Gesellschaft.

(4) Die Geschäftsführung ist berechtigt, zur Durchführung 
von Geschäftsführungsaufgaben Dritte einzuschalten und 
ggf. Untervollmachten zu erteilen. Die Verantwortlichkeit für 
die Geschäftsführung bleibt davon unberührt.

(5) Die Geschäftsführung bedarf – vorbehaltlich Abs. 3 – zu 
Rechtshandlungen und Maßnahmen, die nach Art, Umfang 
oder Risiko über den gewöhnlichen Geschäftsbetrieb der 
Gesellschaft in erheblichem Maße hinausgehen und für die 
Gesellschaft von besonderer Bedeutung sind, der vorheri-
gen Zustimmung der Gesellschafterversammlung.

(6) Die persönlich haftende Gesellschafterin erhält für 
die Übernahme der persönlichen Haftung eine ergeb-
nisunabhängige Haftungstantieme von € 1.250 pro Jahr, 
beginnend mit der erstmaligen Einspeisung von Strom 
durch eine der von den Projektgesellschaften betrie-
benen Biogasanlagen. Zusätzlich werden der persön-
lich haftenden Gesellschafterin ihre Aufwendungen 
erstattet.

(7) Die Investitionen der Gesellschaft richten sich nach dem 
Investitions- und Finanzierungsplan.

(8) Während der Investitionsphase wird ein unabhängiger 
Mittelverwendungskontrolleur die zweckgerechte Verwen-
dung der Kommanditeinlagen und die Einhaltung der UDI-
Qualitätskriterien sicherstellen.

§ 7 Gesellschafterbeschlüsse
(1) Die Gesellschafter fassen ihre Beschlüsse in den 
ersten drei Jahren in der Gesellschafterversammlung, 
danach ist ein schriftliches Umlaufverfahren vorgesehen. 
Die Gesellschafter fassen ihre Beschlüsse weiter in der 
Gesellschafterversammlung, wenn dies nach Auffas-
sung der persönlich haftenden Gesellschafterin im Inte-
resse der Gesellschaft liegt oder Kommanditisten, die 
mindestens 20 % des Kommanditkapitals halten, dies 
schriftlich unter Angabe der Tagesordnung verlangen. 
Die Regelungen des § 7 gelten sowohl für das schriftliche 
Umlaufverfahren ( § 8 ) als auch für die Gesellschafterver-
sammlung ( § 9 ).

(2) Die Gesellschafter beschließen nach Maßgabe dieses 
Vertrages über alle Angelegenheiten der Gesellschaft. Sie 
beschließen insbesondere über:
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a )	 die Feststellung des Jahresabschlusses;

b )	 die Entlastung der persönlich haftenden Gesellschafterin;

c )	 Maßnahmen der Geschäftsführung gemäß § 6 Abs. 5;

d )	 die Verwendung des Jahresergebnisses und Entnahmen/
Liquiditätsausschüttungen;

e )	 den Ausschluss eines Gesellschafters gemäß § 17 Abs. 3;

f )	 Änderungen des Gesellschaftsvertrages;

g )	 die Auflösung der Gesellschaft.

(3) Die Gesellschafter haben je € 1.000 ihrer Kommanditein-
lage eine Stimme. Die persönlich haftende Gesellschafterin 
hat – ohne Leistung einer Kapitaleinlage – je € 5.000 einge-
worbenes Kommanditkapital eine Stimme. Kommanditisten, 
die ihr Gesellschaftsverhältnis gekündigt haben, besitzen 
kein Stimmrecht mehr.

(4) Die Gesellschafterversammlung fasst ihre Beschlüsse 
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen, sofern 
dem nicht zwingende gesetzliche Regelungen entgegenste-
hen oder dieser Gesellschaftsvertrag andere Mehrheitser-
fordernisse vorsieht. Änderungen des Gesellschaftsvertra-
ges bedürfen einer Dreiviertelmehrheit. Stimmenthaltungen 
gelten als nicht abgegebene Stimmen. Bei Stimmengleich-
heit gilt ein Antrag als abgelehnt.

(5) Fehlerhafte Gesellschafterbeschlüsse können von jedem 
Gesellschafter analog §§ 241 ff. AktG angefochten werden. 
Die Klage ist gegen die Gesellschaft, vertreten durch die 
Komplementärin, zu richten und der Komplementärin zuzu-
stellen. Die Frist für die Erhebung der Klage beträgt einen 
Monat ab Beschlussfassung ( § 246 Abs. 1 AktG analog ). 
Nach Ablauf der Monatsfrist gilt ein Mangel als geheilt.

§ 8 Schriftliches Umlaufverfahren
(1) Die Beschlüsse im schriftlichen Umlaufverfahren sind 
von der persönlich haftenden Gesellschafterin herbeizufüh-
ren. Jeder Gesellschafter ist berechtigt, bis zum 28. Februar 
des jeweiligen Jahres einen Antrag auf Beschlussfassung 
über einen bestimmten Beschlussgegenstand schriftlich bei 
der persönlich haftenden Gesellschafterin zu stellen. Die 
persönlich haftende Gesellschafterin ist verpflichtet, diesen 
Beschlussgegenstand als Abstimmungspunkt in die Auffor-
derung zur Beschlussfassung aufzunehmen.

(2) Die persönlich haftende Gesellschafterin bestimmt den 
Abgabetermin, der mit Ausnahme von § 8 Abs. 6 mindes-
tens vier Wochen nach Absendung der Beschlussfassungs-
unterlagen an die Gesellschafter liegen muss.

(3) Für die Beschlussfassung im schriftlichen Umlaufver-
fahren sind die Kommanditisten schriftlich mittels einfachen 

Briefs, per Telefax oder E-Mail unter Mitteilung sämtli-
cher Abstimmungspunkte, der Mitteilung des Verfahrens, 
der Mitteilung des letzten Abstimmungstages und der 
Zahl der Stimmen des Gesellschafters zur Stimmabgabe 
aufzufordern.

(4) Die Versendung der Beschlussfassungsunterlagen ist 
ordnungsgemäß erfolgt, wenn sie an die der Gesellschaft 
zuletzt genannte Adresse, Faxnummer oder E-Mail-Adresse 
des Gesellschafters gerichtet wurde. Ist der Aufenthalt eines 
Gesellschafters unbekannt oder können ihm aus anderen 
Gründen die Beschlussfassungsunterlagen nicht zugestellt 
werden, so ruht sein Stimmrecht bis zur Beseitigung dieses 
Zustandes.

(5) Die persönlich haftende Gesellschafterin ist zur Annahme 
der Stimmabgaben berechtigt.

(6) Die Stimmabgabe hat innerhalb kürzerer Zeit zu erfol-
gen, wenn dies nach Auffassung der persönlich haftenden 
Gesellschafterin im Interesse der Gesellschaft liegt. In die-
sem Fall hat die Aufforderung zur Stimmabgabe mittels 
eingeschriebenen Briefs zu erfolgen. Die Frist zur Stimm-
abgabe muss in diesem Fall mindestens 17 Tage ab Postab-
gabedatum betragen. Eine nicht fristgerechte Stimmabgabe 
gilt als Stimmenthaltung. Eine Stimmenthaltung gilt als nicht 
abgegebene Stimme. 

(7) Die Beschlüsse im Umlaufverfahren sind mit Eingang 
der erforderlichen Mehrheit gemäß § 7 Abs. 4 bei der per-
sönlich haftenden Gesellschafterin mit Ablauf des letzten 
Abstimmungstags wirksam gefasst. Für die Wahrung der 
Frist ist der Zugang maßgebend.

(8) Ein Beschluss im Umlaufverfahren bedarf neben 
der erforderlichen Mehrheit einer Stimmabgabe von 
Gesellschaftern, die zusammen mindestens 50 % des 
Kommanditkapitals halten. Die Ergebnisse einer schriftli-
chen Abstimmung werden von der persönlich haftenden 
Gesellschafterin festgestellt, schriftlich festgehalten und 
den Kommanditisten durch Übersendung einer Ablichtung 
der schriftlichen Feststellung mitgeteilt. 

(9) Ab dem dritten Jahr soll einmal im Jahr bis spätestens 
zum 30. September eine schriftliche Beschlussfassung 
erfolgen, die insbesondere die Genehmigung des geprüf-
ten Jahresabschlusses, die Entlastung der persönlich haf-
tenden Gesellschafterin und die Ausschüttungen gemäß 
§ 12 und § 13 zum Gegenstand hat. Der Aufforderung zur 
Stimmabgabe müssen in diesem Fall der Jahresabschluss 
und der Geschäftsbericht der Gesellschaft beigefügt sein.

§ 9 Gesellschafterversammlung
(1) Gesellschafterversammlungen werden von der persön-
lich haftenden Gesellschafterin mit einer Frist von mindes-
tens vier Wochen unter Angabe der Tagesordnung schrift-
lich einberufen. Die Einladung hat an die der Gesellschaft 



74

Gese l l scha f tsve r t r ag

zuletzt bekannt gegebene Anschrift des Gesellschafters 
mittels einfachen Briefs zu erfolgen, der mit Aufgabe zur 
Post als zugestellt gilt.

(2) Eine Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, 
wenn alle Gesellschafter ordnungsgemäß geladen wur-
den und die anwesenden oder vertretenen Gesellschafter 
zusammen über mindestens 50 % der vorhandenen Stim-
men verfügen. Ist eine Gesellschafterversammlung nicht 
beschlussfähig, so ist gemäß Absatz 1 unverzüglich eine 
weitere Gesellschafterversammlung mit derselben Tages-
ordnung einzuberufen, die unabhängig von der Anzahl der 
anwesenden oder vertretenen Stimmen beschlussfähig ist. 
Hierauf ist in der Einladung zur Gesellschafterversammlung 
hinzuweisen.

(3) Die Gesellschafterversammlung wird von der persönlich 
haftenden Gesellschafterin oder durch einen von dieser 
benannten Vertreter geleitet.

(4) Eine ordentliche Gesellschafterversammlung, in der ins-
besondere über die Genehmigung des Jahresabschlusses, 
die Entlastung der persönlich haftenden Gesellschafterin 
und über Ausschüttungen gemäß § 12 und § 13 zu beschlie-
ßen ist, soll in den ersten drei Jahren jeweils bis zum 
30. September stattfinden. Davor ist den Kommanditis-
ten der Jahresabschluss und der Geschäftsbericht der 
Gesellschaft zuzusenden. Nach Ablauf von drei Jahren 
sollen diese Entscheidungen bis zum 30. September im 
schriftlichen Umlaufverfahren getroffen werden. Mit den 
Abstimmungsunterlagen ist der Jahresabschluss sowie der 
Geschäftsbericht der Gesellschaft zu versenden.

(5) Eine außerordentliche Gesellschafterversammlung ist 
einzuberufen, wenn dies nach Auffassung der persönlich 
haftenden Gesellschafterin im Interesse der Gesellschaft 
liegt oder Kommanditisten, die zusammen mindestens 
20 % des Kommanditkapitals halten, schriftlich unter Angabe 
der Tagesordnung die Einberufung einer außerordentlichen 
Gesellschafterversammlung verlangen. Kommt die persön-
lich haftende Gesellschafterin dieser Aufforderung nicht 
innerhalb von vier Wochen nach, so sind die Kommanditis-
ten, die deren Einberufung ordnungsgemäß verlangt haben, 
berechtigt, diese selbst einzuberufen.

(6) Jeder Kommanditist kann sich in der Gesellschafter-
versammlung durch einen Mitgesellschafter, seinen Ehe-
gatten, die persönlich haftende Gesellschafterin, eine zur 
Berufsverschwiegenheit verpflichtete Person oder durch die 
UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH aufgrund 
einer schriftlichen Vollmacht vertreten lassen.

(7) Der wesentliche Verlauf der Gesellschafterversamm-
lung nebst den gefassten Gesellschafterbeschlüssen ist 
in einem von der persönlich haftenden Gesellschafterin zu 
unterzeichnenden Protokoll festzuhalten und den Komman-
ditisten zu übersenden. Hinsichtlich der Übersendung gilt 

Abs. 1 Satz 2 sinngemäß. Einsprüche gegen das Protokoll 
sind innerhalb von vier Wochen nach Absendung schrift-
lich mit Begründung gegenüber der persönlich haftenden 
Gesellschafterin geltend zu machen. Über die Einsprüche 
entscheidet die nächste Gesellschafterversammlung.

§ 10 Jahresabschluss, Berichte
(1) Die persönlich haftende Gesellschafterin hat innerhalb 
von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres den 
Jahresabschluss mit Bilanz sowie Gewinn-und-Verlust- 
Rechnung nach den gesetzlichen Vorschriften aufzustellen. 
Sondervergütungen im Sinne von § 15 Abs. 1 Nr. 2 EStG, 
insbesondere die Vergütungen der persönlich haftenden 
Gesellschafterin und Zinsgutschriften, sind als Aufwand der 
Gesellschaft zu behandeln.

(2) Die persönlich haftende Gesellschafterin wird den Kom-
manditisten alljährlich einen Geschäftsbericht erstatten und 
sie über außergewöhnliche Geschäftsvorfälle unverzüglich 
unterrichten.

(3) Sonderbetriebsausgaben der Gesellschafter ( z. B. Zin-
sen auf die Finanzierung der Kommanditeinlage ) sind der 
persönlich haftenden Gesellschafterin bis zum 15. März des 
Folgejahres nachzuweisen. Später nachgewiesene Sonder-
betriebsausgaben können nur berücksichtigt werden, wenn 
dies verfahrensrechtlich noch möglich ist, und nur gegen 
Erstattung der entstehenden Aufwendungen.

§ 11 Gesellschafterkonten
(1) Für die Gesellschafter werden folgende Konten geführt:

a )	 Gesellschafterkonten ( Kapitalkonten I ),

b )	 Verlustvortragskonten ( Kapitalkonten II ),

c )	 Agiokonten ( Kapitalkonten III ),

d )	 Verrechnungskonten.

(2) Auf den Gesellschafterkonten, die Festkonten sind, sind 
die Kommanditeinlagen ( einschließlich Kapitalerhöhungen ) 
der Gesellschafter zu buchen.

(3) Auf den Verlustvortragskonten, die Unterkonten der Gesell-
schafterkonten sind, werden die Verlustanteile der Gesell-
schafter verbucht. Gewinnanteile sind den Verlustvortrags-
konten so lange gutzuschreiben, bis diese ausgeglichen sind.

(4) Auf den Agiokonten, die Unterkonten der Gesellschafter-
konten sind, werden die Agiozahlungen verbucht.

(5) Auf den Verrechnungskonten werden alle Gutschriften 
und Belastungen verbucht, die nach den vorstehenden 
Bestimmungen nicht auf einem der anderen Konten zu ver-
buchen sind. Die Verrechnungskonten sind weder im Soll 
noch im Haben zu verzinsen.
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§ 12 Ergebnis- und Vermögensbeteiligung
(1) Am Vermögen sowie am Gewinn und Verlust sind die 
Gesellschafter grundsätzlich in dem zum 31. Dezember des 
betreffenden Geschäftsjahres gegebenen Verhältnis ihrer 
festen Gesellschafterkonten beteiligt. 

(2) Für das Geschäftsjahr 2011 wird das Ergebnis auf die 
Kommanditisten – unabhängig vom Zeitpunkt des Bei-
tritts oder der Erhöhung der Einlagen – so verteilt, dass 
die Verlustvortragskonten zum 31. Dezember im selben 
Verhältnis zueinander stehen wie die festen Gesellschaf-
terkonten. Die Verteilung erfolgt dabei in der Weise, dass 
das Ergebnis der Gesellschaft vom Zeitpunkt des Beitritts 
eines Kommanditisten oder der Erhöhung der Einlage an 
zunächst dem beitretenden oder die Einlage erhöhenden 
Gesellschafter bis zu der Höhe allein zugewiesen wird, in 
der vorher beigetretene Kommanditisten entsprechend ihrer 
festen Gesellschafterkonten am Ergebnis beteiligt waren. 
Das nach Abzug dieser Vorabverteilung verbleibende 
Ergebnis wird auf alle Kommanditisten im Verhältnis ihrer 
festen Gesellschafterkonten verteilt. Für das Geschäftsjahr 
2012 erfolgt die Ergebnisverteilung gegebenenfalls analog 
den vorstehenden Regelungen. Durch diese Sonderrege-
lung soll sichergestellt werden, dass alle Kommanditisten 
entsprechend ihrer Beteiligung an der Gesellschaft an den 
steuerlichen Verlusten der Investitionsphase gleichmäßig 
teilnehmen.

(3) Einem Kommanditisten werden Verlustanteile auch dann 
zugerechnet, wenn diese die Kommanditeinlage überstei-
gen. Zum Ausgleich eines Verlustvortragskontos sind die 
Kommanditisten weder gegenüber der Gesellschaft noch 
untereinander verpflichtet.

§ 13 Verwendung von
Liquiditätsüberschüssen, Ausschüttungen
(1) Aus dem Liquiditätsüberschuss der Gesellschaft ist 
nach Ermessen der persönlich haftenden Gesellschafterin 
zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Geschäftsfüh-
rung eine angemessene Liquiditätsreserve zu halten. Diese 
Reserve ist mindestens in der Höhe zu halten, wie sie in 
der Liquiditätsprognose des Beteiligungsprospektes ange-
geben ist.

(2) Der nach Bildung der Liquiditätsreserve gemäß Abs. 1 
verbleibende Liquiditätsüberschuss kann nach Feststel-
lung des Jahresabschlusses an die Kommanditisten im 
Verhältnis ihrer festen Gesellschafterkonten ausgeschüttet 
werden.

(3) Soweit die Ausschüttungen nach den handelsrechtli-
chen Vorschriften als Rückzahlung der Kommanditeinlagen 
anzusehen sind, entsteht bis zur Höhe der jeweils übernom-
menen Hafteinlage eine persönliche Haftung der Komman-
ditisten für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft ( § 172 
Abs. 4 HGB ). 

§ 14 Kontrollrechte der Kommanditisten
(1) Die Kommanditisten sind berechtigt, selbst oder auf 
ihre Kosten durch eine zur Berufsverschwiegenheit ver-
pflichtete Person die Bücher und Papiere der Gesell-
schaft am Sitz der Gesellschaft nach Ankündigung 
mit angemessener Frist einzusehen bzw. einsehen zu 
lassen.

(2) Die Informationsrechte aus § 166 HGB bleiben unberührt.

§ 15 Verfügungen über Beteiligungsrechte
(1) Jeder Kommanditist kann nach vollständiger Einzah-
lung der Einlage samt Agio seinen Gesellschaftsanteil oder 
Teile davon mit Wirkung zum Jahresende übertragen oder 
in sonstiger Weise darüber verfügen, soweit dadurch nicht 
Kommanditanteile unter dem Betrag der Mindestbeteiligung 
gemäß § 5 Abs. 5 entstehen und der Betrag ohne Rest durch 
1.000 teilbar ist. Weiterhin hat der Erwerber zugunsten der 
persönlich haftenden Gesellschafterin eine Handelsregis-
tervollmacht in der dem Anleger von dieser zur Verfügung 
gestellten Form zu erteilen.

(2) Voraussetzung für die Abtretung ist die Zustimmung 
der persönlich haftenden Gesellschafterin, die nur bei 
Vorliegen eines wichtigen Grundes verweigert werden 
darf. Als wichtiger Grund gilt hierbei auch die Nichter-
teilung der Handelsregistervollmacht in der als Anlage 
beigefügten Form zugunsten der persönlich haftenden 
Gesellschafterin.

(3) Für die Verpfändung von Gesellschaftsanteilen ist ledig-
lich die Zustimmung der persönlich haftenden Gesellschaf-
terin erforderlich. Die Zustimmung kann nur aus wichtigem 
Grund verweigert werden.

§ 16 Ableben eines Kommanditisten
(1) Verstirbt ein Kommanditist, so geht seine Kommandit-
beteiligung auf seine Erben über. Abtretungen von Erben 
an Vermächtnisnehmer bedürfen weder der Zustimmung 
der persönlich haftenden Gesellschafterin noch der 
anderen Kommanditisten. Die Ausübung der Rechte aus 
der Kommanditbeteiligung eines verstorbenen Komman-
ditisten durch einen Testamentsvollstrecker ist zulässig. 
Die Rechtsnachfolger des verstorbenen Kommandi-
tisten haben sich gegenüber der persönlich haftenden 
Gesellschafterin durch Vorlage eines Erbscheins zu 
legitimieren.

(2) Geht eine Kommanditbeteiligung auf mehrere Personen 
über, so sind diese verpflichtet, einen gemeinsamen Bevoll-
mächtigten für die Ausübung ihrer Rechte aus der Beteili-
gung zu bestellen. Bis zur Bestellung des Bevollmächtigten 
ruhen mit Ausnahme der Ergebnisbeteiligung alle Rechte 
aus der Beteiligung. Sämtliche Zahlungen aus der Gesell-
schaft sind nur an den gemeinsamen Bevollmächtigten 
vorzunehmen.
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§ 17 Ausscheiden von Gesellschaftern
(1) Ein Kommanditist scheidet aus der Gesellschaft aus, wenn:

a )	 er die Kommanditbeteiligung wirksam kündigt;

b )	 in die Kommanditbeteiligung oder einzelne Ansprüche 
aus dem Gesellschaftsverhältnis aufgrund eines nicht nur 
vorläufig vollstreckbaren Titels die Zwangsvollstreckung 
betrieben wird und diese nicht innerhalb von drei Mona-
ten, spätestens bis zur Verwertung, aufgehoben wird;

c )	 über das Vermögen des Kommanditisten das Insolvenz-
verfahren eröffnet oder die Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens mangels Masse abgelehnt wird;

d )	 der Kommanditist gemäß Abs. 2 oder Abs. 3 aus der 
Gesellschaft ausgeschlossen wird.

(2) Die persönlich haftende Gesellschafterin ist berechtigt, 
einen Kommanditisten aus der Gesellschaft auszuschlie-
ßen, wenn dieser trotz Mahnung unter Setzung einer Nach-
frist von 30 Tagen seine Kommanditeinlage nicht oder nicht 
vollständig leistet oder seine Mitwirkungspflichten, insbe-
sondere hinsichtlich seiner Eintragung in das Handelsregis-
ter, nicht erfüllt.

(3) Ein Kommanditist kann durch Beschluss der Gesell-
schafterversammlung aus der Gesellschaft ausgeschlos-
sen werden, wenn er seine Verpflichtungen aus dem Gesell-
schaftsverhältnis verletzt und den anderen Gesellschaftern 
die Fortsetzung des Gesellschaftsverhältnisses mit die-
sem Kommanditisten unzumutbar geworden ist. Bei der 
Beschlussfassung über den Ausschluss hat der betroffene 
Kommanditist kein Stimmrecht. Er ist jedoch anzuhören, 
wenn er an der Gesellschafterversammlung, in der über sei-
nen Ausschluss Beschluss gefasst werden soll, teilnimmt.

(4) Scheidet ein Kommanditist aus der Gesellschaft aus, so 
wird die Gesellschaft von den verbleibenden Gesellschaf-
tern fortgesetzt. Der Gesellschaftsanteil des ausgeschiede-
nen Kommanditisten wächst den Gesellschaftsanteilen der 
verbleibenden Kommanditisten im Verhältnis ihrer festen 
Gesellschafterkonten zu, sofern nicht etwas anderes ver-
einbart ist. Der ausscheidende Kommanditist ist gemäß den 
Bestimmungen des § 18 abzufinden.

§ 18 Abfindung
(1) Soweit keine andere Regelung getroffen ist, erhält der 
ausscheidende Gesellschafter eine Abfindung, die sich 
nach dem wirklichen Wert seiner Gesellschaftsbeteiligung 
richtet. Dieser Wert wird anhand einer nach handelsrecht-
lichen Grundsätzen zu erstellenden Auseinandersetzungs-
bilanz, welche die vorhandenen stillen Reserven sowie 
notwendigen Rückstellungen und Risiken berücksichtigt, 
ermittelt. Scheidet ein Gesellschafter zum Schluss eines 
Kalenderjahres aus, ist der Jahresabschluss zum 31.12. der 
Auseinandersetzungsbilanz zugrunde zu legen; andernfalls 

ist der Jahresabschluss zum 31.12. des Jahres, welches 
dem Zeitpunkt des Ausscheidens voranging, Grundlage für 
die Auseinandersetzungsbilanz. Der ausscheidende Kom-
manditist erhält als Abfindung mindestens einen Betrag 
in Höhe der Salden seiner Gesellschafterkonten ( § 11 ). 
Bilanzberichtigungen aufgrund steuerlicher Außenprüfun-
gen haben auf die Abfindung keinen Einfluss.

(2) Scheidet ein Kommanditist gemäß § 17 Abs. 2 aus der 
Gesellschaft aus, so ist er an dem Ergebnis, das die Gesell-
schaft während der Investitionsphase erzielt, nicht beteiligt. 
Er hat an die Gesellschaft zur Deckung der mit seinem Bei-
tritt zur Gesellschaft verbundenen Kosten einen Betrag in 
Höhe von 10 % des Nominalbetrages seiner gezeichneten 
Einlage zu zahlen. Hat dieser Kommanditist einen Teil sei-
ner Einlage geleistet, so erhält er spätestens binnen sechs 
Monaten nach seinem Ausscheiden diesen Teil seiner Ein-
lage, gekürzt um den Kostenbeitrag gemäß Satz 1, zurück.

(3) Scheidet ein Kommanditist gemäß § 17 Abs. 1 lit. b), c) 
oder d) aus, so erhält er eine Abfindung, die sich nach den 
Salden seiner Gesellschafterkonten richtet. Auf die abwei-
chende Regelung des Abs. 2 wird verwiesen.

(4) Scheidet ein Kommanditist nicht mit Ablauf eines 
Geschäftsjahres aus der Gesellschaft aus, nimmt er am 
Ergebnis des dann laufenden Geschäftsjahres und am 
Ergebnis der bei seinem Ausscheiden noch schwebenden 
Geschäfte nicht mehr teil.

(5) Die Ermittlung des Abfindungsguthabens des ausschei-
denden Kommanditisten ist auf dessen Kosten vom Steuer-
berater der Gesellschaft vorzunehmen.

(6) Im Streitfall erfolgt die Ermittlung des Abfindungsgutha-
bens für sämtliche Beteiligten verbindlich durch einen von 
der örtlich zuständigen Industrie- und Handelskammer zu 
benennenden Wirtschaftsprüfer, sofern sich die Beteilig-
ten nicht auf eine andere sachverständige Person einigen. 
Die Kosten der Ermittlung des Abfindungsguthabens durch 
den Sachverständigen sind dann von der Gesellschaft und 
dem ausscheidenden Kommanditisten in entsprechender 
Anwendung der Bestimmungen der §§ 91 ff. ZPO zu tragen.

(7) Das Abfindungsguthaben gemäß Abs. 1 oder 3 ist in 
sechs gleichen Halbjahresraten zu bezahlen, deren erste 
ein Jahr nach dem Ausscheiden fällig wird. Das Abfin-
dungsguthaben ist mit 2 % p. a. über dem Zinssatz des 
Bürgerlichen Gesetzbuches ( § 247 BGB ) zu verzinsen. 
Die Zinsen sind jeweils mit der nächsten Abfindungsrate 
fällig. Die Gesellschaft ist berechtigt, das Abfindungsgut-
haben vorzeitig auszuzahlen. Eine Sicherheitsleistung 
für das Abfindungsguthaben oder eine Haftungsbefreiung 
gegenüber den Gesellschaftsgläubigern kann der ausschei-
dende Gesellschafter nicht verlangen. Die Gesellschaft hat 
den ausscheidenden Kommanditisten jedoch von der Inan-
spruchnahme für Gesellschaftsschulden freizuhalten.



77

Gese l l scha f tsve r t r ag

(8) Die Änderung der in Absatz 1 bis 6 getroffenen Abfindungs-
regeln bedarf eines Gesellschafterbeschlusses mit einer 
Mehrheit von mindestens 90 % der vorhandenen Stimmen.

§ 19 Auflösung der Gesellschaft
(1) Die Gesellschaft tritt unter den gesetzlichen Vorausset-
zungen sowie dann in Liquidation, wenn die Gesellschafter 
die Auflösung mit einer Mehrheit von mindestens 75 % der 
vorhandenen Stimmen beschließen.

(2) Bei Auflösung der Gesellschaft erfolgt die Liquidation 
durch die persönlich haftende Gesellschafterin. Der Umfang 
ihrer Geschäftsführungs- und Vertretungsmacht wird durch 
die Auflösung der Gesellschaft nicht verändert. 

(3) Die persönlich haftende Gesellschafterin hat das Ver-
mögen der Gesellschaft bestmöglich zu veräußern und den 
nach Berichtigung aller Verbindlichkeiten der Gesellschaft 
verbleibenden Liquidationsüberschuss an die Gesellschafter 
im Verhältnis der festen Gesellschafterkonten auszuzahlen.

§ 20 Haftung und Verjährung
(1) Die Gesellschafter untereinander sowie die Gesellschaf-
ter im Verhältnis zur Gesellschaft haften nur für Vorsatz und 
grobe Fahrlässigkeit. Schadenersatzansprüche der Gesell-
schafter untereinander verjähren innerhalb von drei Jahren 
nach Bekanntwerden des haftungsbegründenden Sachver-
halts, soweit nicht das Gesetz oder andere Bestimmungen 
eine kürzere Verjährungsfrist vorsehen. 

(2) Die Ansprüche sind binnen einer Frist von sechs Mona-
ten nach Kenntniserlangung von dem Schaden gegenüber 
dem Verpflichteten per eingeschriebenem Brief geltend zu 
machen.

§ 21 Beirat
Die Gesellschaft kann auf der Gesellschafterversammlung 
die Bildung eines Beirats beschließen. Dieser Beirat hat für 
die Geschäftsführung beratende Funktion.

§ 22 Schriftform
(1) Sämtliche rechtsgeschäftliche Erklärungen, die das 
Gesellschaftsverhältnis berühren, bedürfen zu ihrer Wirk-
samkeit der Schriftform, die mündlich nicht abbedungen 
werden kann.

(2) Dies gilt nicht für Erklärungen durch Gesellschafterbe-
schlüsse, die mit dem Tag der Beschlussfassung oder – bei 
Beschlussfassung im schriftlichen Umlaufverfahren – mit 
dem Tag des Ablaufs der Beschlussfassung wirksam wer-
den, unabhängig davon, wann das Beschlussfassungser-
gebnis schriftlich mitgeteilt wird.

§ 23 Erfüllungsort und Gerichtsstand
Erfüllungsort und Gerichtsstand für alle Ansprüche, Ver-
pflichtungen und Streitigkeiten aus diesem Gesellschafts-
vertrag ist der Sitz der Gesellschaft.

§ 24 Kosten des Vertrages und seiner Durchführung
Die Kosten dieses Vertrages und seiner Durchführung trägt 
die Gesellschaft.

§ 25 Schlussbestimmungen
(1) Änderungen dieses Vertrages sowie ein Verzicht auf ein 
Recht aus diesem Vertrag bedürfen zu ihrer Wirksamkeit 
der Schriftform und der ausdrücklichen Bezugnahme auf 
diesen Vertrag, soweit nicht eine strengere Form gesetzlich 
vorgeschrieben ist. Dies gilt auch für den Verzicht auf das 
Schriftformerfordernis.

(2) Dieser Vertrag gibt die Vereinbarungen zwischen den 
Vertragspartnern hinsichtlich des Vertragsgegenstands 
vollständig wieder; Nebenabreden sind nicht getroffen. Alle 
bisherigen Abreden der Vertragspartner im Zusammenhang 
mit dem Vertragsgegenstand werden durch diesen Vertrag 
ersetzt.

(3) Dieser Vertrag unterliegt dem Recht der Bundesrepublik 
Deutschland.

(4) Für alle Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit 
diesem Vertrag oder seine Gültigkeit sind in erster Instanz 
die Gerichte in Nürnberg ausschließlich zuständig. 

(5) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages ganz oder teil-
weise unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, 
so wird dadurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen 
dieses Vertrages nicht berührt. Das Gleiche gilt, wenn und 
soweit sich in diesem Vertrag eine Lücke herausstellen 
sollte. Anstelle der unwirksamen oder undurchführbaren 
Bestimmung oder zur Ausfüllung der Lücke soll eine ange-
messene Regelung gelten, die, soweit rechtlich möglich, 
dem an nächsten kommt, was die Vertragsparteien wirt-
schaftlich gewollt haben oder nach dem Sinn und Zweck 
dieses Vertrages gewollt hätten, sofern sie bei Abschluss 
dieses Vertrages oder der späteren Aufnahme der Bestim-
mung diesen Punkt bedacht hätten.

Nürnberg, 23.11.2010

UDI Biomasse 
Verwaltungs GmbH, 
Komplementärin 

UDI Bioenergie GmbH, 
Gründungskommanditistin 
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Mit te lverwendungskontrol lver trag

zwischen 

UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG
Kellerweg 12
91154 Roth
– im Folgenden Auftraggeberin – 

und 

Lorenz & Herzog GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Zunftstraße 3
91154 Roth
– im Folgenden Auftragnehmerin – 

§ 1 Auftrag
(1) Die Auftraggeberin beteiligt sich als Kommanditist an 
voraussichtlich fünf bis sieben Projektgesellschaften, die 
in der Form einer GmbH & Co. KG betrieben werden. Eine 
Beteiligung soll nur dann erfolgen, wenn die Projektgesell-
schaften gewisse Qualitätskriterien erfüllen. Diese sind in 
einer gesonderten Anlage zum Mittelverwendungskontroll-
vertrag genau definiert und entsprechen den Kriterien, wie 
sie auch im Vermögensanlagenverkaufsprospekt der Auf-
traggeberin ab Seite 31 dargestellt sind.

(2) Die Auftraggeberin beauftragt die Auftragnehmerin mit 
der kontrollierenden Mitwirkung bei der Verwendung ihres 
Kommanditkapitals gemäß den nachfolgenden Bestimmun-
gen ( „Mittelverwendungskontrolle“ ).

(3) Die Auftraggeberin wird für die von den Kommanditis-
ten zu erbringenden Pflichteinlagen ein Konto ( nachfolgend 
„Einlagenkonto“ ) einrichten, über das – als so genanntes 
UND-Konto – die Geschäftsführung der Auftraggeberin in 
den unter § 2 genannten Geschäftsvorfällen nur gemeinsam 
mit der Auftragnehmerin verfügen kann. Die Auftraggeberin 
hat in dem Vermögensanlagenverkaufsprospekt, in ihrem 
Gesellschaftsvertrag sowie in der Beitrittsvereinbarung mit 
den Kommanditisten sicherzustellen, dass Einzahlungen 
der gezeichneten Pflichteinlagen ausschließlich auf dieses 
Einlagenkonto zu erfolgen haben.

§ 2 Freigabevoraussetzungen
(1) Die Auftragnehmerin ist berechtigt und verpflichtet, 
einer von der Geschäftsführung der Auftraggeberin schrift-
lich angeforderten Auszahlung von auf dem Einlagenkonto 
befindlichen Mitteln durch Mitwirkung an entsprechenden 
Verfügungen zuzustimmen ( „Freigabe“ ), wenn eine der fol-
genden Fälle vorliegt:

a )	 Zahlungen zur Beteiligung an einem Biogasanlageunter-
nehmen, wenn die in einer gesonderten Anlage aufge-
führten Gütekriterien vollständig erfüllt sind;

b )	 Auszahlungen von vertraglich vereinbarten Vergütun-
gen nach dem Gesellschaftsvertrag oder diesem Mittel-
verwendungskontrollvertrag für Prospekterstellung und 
Marketing, Rechts-, Beratungs- und Genehmigungs-
kosten, Kosten für kaufmännische Projektierung, Kos-
ten für Einwerbung von Eigenkapital sowie Kosten für 
Geschäftsbesorgung und Begleitung in der Errichtungs-
phase des Fonds;

c )	 Erstattung von nachgewiesenen Auslagen der 
Geschäftsführung der Auftraggeberin;

d )	 Rückzahlung von eingezahltem Kapital bzw. Auszah-
lung von Abfindungsguthaben an Kommanditisten bzw. 
Treugeber, die aus der Gesellschaft ausscheiden oder 
nach den Regelungen des Gesellschaftsvertrages aus 
der Gesellschaft ausgeschlossen werden;

e )	 Auszahlungen, die durch einen Gesellschafterbeschluss 
der Auftraggeberin ausdrücklich genehmigt wurden.

(2) Stimmt die Auftragnehmerin einer von der Geschäfts-
führung der Auftraggeberin schriftlich angeforderten Aus-
zahlung von auf dem Einlagenkonto befindlichen Mitteln 
endgültig nicht zu, insbesondere wenn ihrer Ansicht nach 
die Gütekriterien für einen Beteiligungserwerb an einem 
Biogasanlageunternehmen nicht vorliegen, so kann die Auf-
traggeberin einen Gesellschafterbeschluss über die ange-
forderte Auszahlung herbeiführen. Stimmen die Gesell-
schafter der Auszahlung zu, ist die Auftragnehmerin nach 
§ 2 Abs. 1 lit. f zur Freigabe verpflichtet. 

(3) Die Auftragnehmerin übernimmt ausschließlich die 
in diesem Vertrag beschriebene Kontrolle der von dem 
Einlagenkonto der Auftraggeberin zu bewirkenden Zah-
lungen. Eine darüber hinausgehende Überwachung der 
Auftraggeberin, deren Geschäftsführung oder des/der 
Kommanditisten ist nicht Gegenstand dieses Vertrages. 
Insbesondere ist mit diesem Vertrag keine Überprüfung 
über die Angemessenheit oder Werthaltigkeit von Gegen-
leistungen für die zur Auszahlung freizugebenden Mittel 
verbunden.

(4) Die Auftragnehmerin ist von den Beschränkungen des 
§ 181 BGB befreit. 

§ 3 Zusammenarbeit zwischen Auftraggeberin und
Auftragnehmerin / Vertraulichkeit
(1) Die Auftraggeberin wird der Auftragnehmerin alle zur 
Durchführung der übernommenen Aufgaben erforderlichen 
Unterlagen zur Verfügung stellen, erforderliche Auskünfte 
erteilen und jede erbetene und sachdienliche Unterstützung 
in geeigneter Form gewähren.
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(2) Die Auftraggeberin wird der Auftragnehmerin Auszah-
lungsanforderungen und entsprechende Nachweise stets 
so rechtzeitig vorlegen, dass der Auftragnehmerin ein ange-
messener Zeitraum zur Prüfung der Freigabevoraussetzun-
gen verbleibt.

(3) Die Auftragnehmerin erhält Duplikate von allen Konto-
auszügen des Einlagenkontos.

(4) Die Auftragnehmerin wird durch diesen Vertrag nicht 
gehindert, vergleichbare Leistungen auch für andere Auf-
traggeber zu erbringen, sofern diese nicht den gleichen 
oder einen ähnlichen Geschäftsgegenstand in derselben 
Branche verfolgen. 

§ 4 Vergütung
Die Auftragnehmerin erhält eine Vergütung in Höhe von 
€ 10.000. Sollte sich der geplante Umfang von sieben 
Beteiligungen erhöhen, so ist eine entsprechende Anpas-
sung vorzunehmen. Abschlagszahlungen dürfen nach jeder 
Zeichnung einer Beteiligung erhoben werden.

§ 5 Haftung der Auftragnehmerin
Die Auftragnehmerin haftet ausschließlich für schuldhafte 
( § 276 BGB ) Pflichtverletzung im Rahmen des vorliegen-
den Vertragsverhältnisses und der danach geschuldeten 
Leistung. Die Haftung ist auf € 1 Mio. begrenzt.

§ 6 Dauer des Vertrages
Der Vertrag endet mit der letzten Zeichnung der Beteiligung 
an einem Biogasanlageunternehmen.

§ 7 Schlussbestimmungen
(1) Für diesen Vertrag ist ausschließlich deutsches Recht 
maßgeblich.

(2) Erfüllungsort und Gerichtsstand für sämtliche Streitigkei-
ten aus diesem Vertrag ist Nürnberg, soweit dies zulässig 
vereinbart werden kann.

(3) Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedür-
fen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Dies gilt auch für 
diese Schriftformklausel.

(4) Sollte sich eine Bestimmung dieses Vertrages als nicht 
rechtswirksam erweisen, so wird die Wirksamkeit der übri-
gen Bestimmungen hiervon nicht berührt. Die Vertrags-
schließenden verpflichten sich, etwaige unwirksame Bestim-
mungen dieses Vertrages durch andere Bestimmungen zu 
ersetzen, die den beabsichtigten Zweck der unwirksamen 
Bestimmung auf rechtlich zulässige Weise bestmöglich 
erreichen. Entsprechendes gilt, wenn sich bei Durchführung 
des Vertrages eine ergänzungsbedürftige Lücke ergeben 
sollte. 

Roth, 16.12.2010

UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG,
vertreten durch die Geschäftsführer der
Komplementärin UDI Biomasse Verwaltungs GmbH

Georg Hetz Harald Felker
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Hinweise zu Fernabsatzver trägen

Aufgrund der §§ 312b–312d BGB, die Regelungen zu Fern-
absatzverträgen bei Finanzdienstleistungen treffen, sind wir 
verpflichtet, Ihnen als Verbraucher rechtzeitig vor Abgabe 
Ihrer Beitrittserklärung folgende Informationen zur Verfü-
gung zu stellen: Grundlage Ihrer Beteiligung an der UDI 
Biogas 2011 GmbH & Co. KG ist der vorliegende Beteili-
gungsprospekt mit Stand vom 17.12.2010.

I. Informationen zu den Beteiligten

1. Anbieterin des Beteiligungsangebots / 
Emittentin
Emittentin ist die UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG 
mit Sitz in 91154 Roth, Kellerweg 12, eingetragen im 
Handelsregister des Amtsgerichts Nürnberg unter 
HRA 15730. Persönlich haftende Gesellschafterin 
( Komplementärin ) ist die UDI Biomasse Verwaltungs 
GmbH mit Sitz in 91154 Roth, Kellerweg 12, vertreten 
durch die Geschäftsführer Georg Hetz und Harald Felker, 
eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Nürn-
berg unter HRB 24053. Gründungskommanditistin ist die 
UDI Bioenergie GmbH, Kellerweg 12, 91154 Roth.

2. Vermittler der Kapitalanlage
Vermittler der Kapitalanlage ist die UmweltDirektInvest-
Beratungsgesellschaft mbH, Lina-Ammon-Straße 30, 
90329 Nürnberg, vertreten durch den Geschäftsführer 
Georg Hetz, eingetragen im Handelsregister des Amtsge-
richts Nürnberg unter HRB 16352. Die unter 1. angegebe-
nen Personen unterliegen nicht der Aufsicht einer speziellen 
Aufsichtsbehörde. Hinsichtlich des Vermittlers beachten Sie 
bitte dessen Informationen.

II. Informationen zu Beteiligungsverhältnissen

1. Gegenstand der Gesellschaft und Hauptge-
schäftstätigkeit des Unternehmens
Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb und die Ver-
waltung von Beteiligungen an Gesellschaften, die Anlagen zur 
Erzeugung regenerativer Energie bauen und/oder betreiben 
und/oder die daraus erzeugte Wärme und/oder Energie ver-
äußern sowie die Erbringung von Beratungs- und sonstigen 
Dienstleistungen für andere Unternehmen aus dem Bereich 
der erneuerbaren Energien. Die Gesellschaft ist befugt, 
Tochterunternehmen zu gründen und diesen die Aufgaben 
nach Abs. 1 zu übertragen sowie gleichartige oder ähnliche 
Unternehmen zu erwerben, sich an solchen zu beteiligen, 
deren Vertretung zu übernehmen, Zweigniederlassungen im 
In- und Ausland zu errichten sowie alle Geschäfte zu betrei-
ben, die geeignet sind, die Unternehmungen der Gesell-
schaft zu fördern. Die Gesellschaft kann die zur Erreichung 
ihres Zwecks erforderlichen oder zweckmäßigen Handlun-
gen selbst vornehmen oder durch Dritte vornehmen lassen.

2. Wesentliche Merkmale der angebotenen 
Dienstleistung
Der Beitretende beteiligt sich als Kommanditist an der UDI 
Biogas 2011 GmbH & Co. KG. Der Beitretende ist ent-
sprechend seiner Beteiligung am wirtschaftlichen Erfolg 
der Gesellschaft beteiligt. Die wesentlichen Merkmale der 
Beteiligung ergeben sich aus dem Verkaufsprospekt mit 
Stand vom 17.12.2010, der dem Anleger vorliegt. Um der 
Fondsgesellschaft beizutreten, hat der Anleger eine voll-
ständig ausgefüllte Beitrittserklärung einzureichen und den 
Anlagebetrag zuzüglich Agio auf das Konto der Gesellschaft 
einzuzahlen. Der Beitritt zur Gesellschaft wird mit Annahme 
der Beitrittserklärung durch die Komplementärin und der 
rechtzeitigen Zahlung der Einlage wirksam.

3. Laufzeit / Kündigung
Die Beteiligung an der Fondsgesellschaft kann mit einer 
Frist von sechs Monaten zum Ende eines Geschäftsjahres, 
erstmals zum 31.12.2031, schriftlich gekündigt werden. Das 
Recht zur außerordentlichen Kündigung bleibt unberührt. 
Die Kündigung ist per Einschreiben zu richten an die UDI 
Biomasse Verwaltungs GmbH, Lina-Ammon-Straße 30, 
90329 Nürnberg.

4. Höhe und Kosten der Beteiligung
Die Kapitaleinlage muss mindestens € 5.000 betragen 
und durch 1.000 teilbar sein und ist in bar zu leisten. Es 
ist ein Agio von 5 % der Einlage zu zahlen. Die Einzah-
lung der Kommanditeinlage zuzüglich Agio muss innerhalb 
zwei Wochen nach Annahme der Beitrittserklärung auf das 
Konto der Gesellschaft erfolgen. Als Verwendungszweck 
ist anzugeben: Name, Vorname und Beteiligungsnummer. 
Weiterhin hat der Anleger die eventuellen eigenen Kosten 
( z. B. Porto, Überweisungskosten ) und die Kosten für die 
Beglaubigung der Handelsregistervollmacht zu tragen. 
Darüber hinaus entstehen für den Anleger keine weiteren 
Kosten. Im Falle einer späteren Übertragung seines Anteils 
hat der Verkäufer die hierdurch ausgelösten Kosten ein-
schließlich der Gebühr der Anmeldung zum Handelsregis-
ter und der Kosten der notariellen Beglaubigung zu tragen. 
Die exakte Höhe dieser Kosten ist von der Höhe der Ein-
lage abhängig.

5. Leistungsvorbehalte
Nach Annahme des in der Beitrittserklärung abgegebenen 
Angebots durch die Komplementärin der Beteiligungsge-
sellschaft bestehen keine Leistungsvorbehalte.

6. Weitere Vertragsbedingungen
Die konkreten Vertragsbedingungen ergeben sich aus dem 
im Verkaufsprospekt ab Seite 71 abgedruckten Gesell-
schaftsvertrag der Beteiligungsgesellschaft. Im Verkaufs-
prospekt finden sich weitere Informationen.



82

Hinwe i se  zu  Fe rnabsa t z ve r t r ägen

7. Risiken
Eine Beteiligung an der Beteiligungsgesellschaft ist, wie im 
Verkaufsprospekt dargestellt, wegen ihrer spezifischen Merk-
male ( unternehmerische Beteiligung ) mit spezifischen Risi-
ken behaftet; in der Vergangenheit erwirtschaftete Erträge 
sind keine Indikatoren für künftige Erträge. Zu den steuer-
lichen Auswirkungen der Beteiligung für den Anleger wird 
auf die Erläuterungen im Verkaufsprospekt, insbesondere 
im Kapitel „Steuerliche Grundlagen ab Seite 63“, verwiesen.

8. Anwendbares Recht/Sprache
Das Angebot richtet sich ausschließlich an im Inland ansäs-
sige, unbeschränkt steuerpflichtige Personen aus der Bun-
desrepublik Deutschland. Für die Verträge der Fondsgesell-
schaft und die Beziehung zwischen der Fondsgesellschaft, 
gegebenenfalls dem Vermittler und dem Beitretenden, gilt 
das Recht der Bundesrepublik Deutschland. Der Verkaufs-
prospekt, die Beitrittserklärung, die Widerrufsbelehrung 
sowie dieses Informationsblatt sind in deutscher Sprache 
abgefasst.

III. Informationen über Besonderheiten des Fern-
absatzvertrages – Widerrufsbelehrung

1. Widerrufsrecht
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von zwei 
Wochen ohne Angabe von Gründen in Textform ( z. B. 
Brief, Fax, E-Mail ) widerrufen. Die Frist beginnt frühestens 
mit dem Erhalt dieser Belehrung in Textform. Zur Wahrung 
der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des 
Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:

UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG
Lina-Ammon-Straße 30
90329 Nürnberg

2. Widerrufsfolgen
Im Falle des wirksamen Widerrufs sind die beiderseits 
empfangenen Leistungen zurückzugewähren und gegebe-
nenfalls gezogene Nutzungen ( z. B. Zinsen ) herauszuge-
ben. Können Sie uns die empfangene Leistung ganz oder 
teilweise nicht zurückgewähren, müssen Sie uns insoweit 
gegebenenfalls Wertersatz leisten. Dies kann dazu führen, 
dass Sie die vertraglichen Zahlungsverpflichtungen für den 
Zeitraum bis zum Widerruf gleichwohl erfüllen müssen. Ver-
pflichtungen zur Erstattung müssen innerhalb einer Frist 
von 30 Tagen erfüllt werden. Die Frist beginnt für Sie mit 
der Absendung Ihrer Widerrufserklärung, für uns mit deren 
Empfang.

3. Außergerichtliche Beschwerde und 
Rechtsbehelfsverfahren
Bei Streitigkeiten aus der Anwendung der Vorschrif-
ten des Bürgerlichen Gesetzbuches betreffend die 
Fernabsatzverträge über Finanzdienstleistungen können 

die Beteiligten unbeschadet ihres Rechts, die Gerichte 
anzurufen, auch eine Schlichtungsstelle anrufen, die bei 
der Deutschen Bundesbank eingerichtet ist. Ein Merkblatt 
sowie die Schlichtungsverfahrensverordnung sind erhältlich 
bei:

Deutsche Bundesbank Schlichtungsstelle
Postfach 11 12 32
60047 Frankfurt/Main

Der Beschwerdeführer hat zu versichern, dass er in dieser 
Streitigkeit noch kein Gericht, keine Streitschlichtungsstelle 
und keine Gütestelle angerufen und auch keinen außerge-
richtlichen Vergleich abgeschlossen hat.

IV. Einlagensicherung, Sprache, Gültigkeit der 
Informationen

Ein Garantiefonds oder andere Entschädigungsregelun-
gen bestehen nicht. Die Vertragsbedingungen sowie diese 
Informationen stehen nur in deutscher Sprache zur Verfü-
gung. Wir verpflichten uns, die Kommunikation während der 
Laufzeit des Vertragsverhältnisses in Deutsch zu führen. 
Die zur Verfügung gestellten Informationen gelten bis zur 
Mitteilung von Änderungen. Preisanpassungen sind nicht 
vorgesehen.

Besondere Hinweise
Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von 
beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollstän-
dig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. 
Wenn Sie das vorliegende Angebot annehmen und der 
Gesellschaft beitreten wollen, beachten Sie bitte folgende 
Punkte:

Beteiligungshöhe
Die Mindesthöhe der Zeichnungssumme beträgt € 5.000. 
Ein höherer Betrag muss ohne Rest durch 1.000 teilbar 
sein.

Beitrittserklärung mit Widerrufsbelehrung
Bitte füllen Sie die Beitrittserklärung vollständig aus und 
unterzeichnen Sie diese sowie die Widerrufsbelehrung. 
Senden Sie die Beitrittserklärung an die

UDI UmweltDirektInvest-
Beratungsgesellschaft mbH
Lina-Ammon-Straße 30	
90329 Nürnberg

Annahmeerklärung
Nach Eingang Ihrer Unterlagen erhalten Sie die Annahme-
bestätigung Ihres Beitritts sowie eine Registervollmacht per 
Post zugeschickt. Die Registervollmacht ist für die Eintra-
gung Ihrer Beteiligung im Handelsregister erforderlich.
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Einzahlungen
Die Kommanditeinlage ist zusammen mit 5 % Agio inner-
halb von 14 Tagen nach Vertragsannahme auf folgendes 
Konto zu überweisen:

Kontoinhaber:	 UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG
Kontonummer:	231 217 795
BLZ:	 764 500 00
Sparkasse Mittelfranken-Süd

Handelsregistereintragung
Ihre Beteiligung wird nach Annahme der Beitrittser-
klärung und nach Vorliegen der notariell beglaubigten 
Registervollmacht ins Handelsregister eingetragen.
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Wenn Sie das vorliegende Angebot annehmen und der 
Gesellschaft beitreten wollen, beachten Sie bitte folgende 
Punkte:

Beteiligungshöhe
Die Mindesthöhe der Zeichnungssumme beträgt € 5.000. 
Ein höherer Betrag muss ohne Rest durch 1.000 teilbar 
sein.

Beitrittserklärung mit Widerrufsbelehrung
Bitte füllen Sie die Beitrittserklärung vollständig aus und
unterzeichnen Sie diese sowie die Widerrufsbelehrung.

Senden Sie die Beitrittserklärung an die
UDI UmweltDirektInvest-
Beratungsgesellschaft mbH
Lina-Ammon-Straße 30
90329 Nürnberg

Annahmeerklärung
Nach Eingang Ihrer Unterlagen erhalten Sie die Annahme-
bestätigung Ihres Beitritts sowie eine Registervollmacht per 
Post zugeschickt. Die Registervollmacht ist für die Eintra-
gung Ihrer Beteiligung im Handelsregister erforderlich. 

Praktische Hinweise zum Beitritt

Einzahlungen
Die Kommanditeinlage ist zusammen mit 5 % Agio innerhalb
von 14 Tagen nach Vertragsannahme auf folgendes Konto 
zu überweisen:

Kontoinhaber:	 UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG
Kontonummer:	231 217 795
BLZ:	 764 500 00
Sparkasse Mittelfranken-Süd

Handelsregistereintragung
Ihre Beteiligung wird nach Annahme der Beitrittser-
klärung und nach Vorliegen der notariell beglaubigten 
Registervollmacht ins Handelsregister eingetragen.

Sie haben Fragen? Rufen Sie uns an
Unsere Experten sind Montag bis Freitag von 9.00 bis 
20.00 Uhr gerne für Sie da.

Telefon:	 0911 - 92 90 550
	 0800 - 834 1234 ( kostenfrei )

Telefax:	 0911 - 92 90 555
E-Mail:	 info@udi.de
Internet:	www.udi.de



Bitte Zeichnungsschein abtrennen, ausfüllen und senden an:
UDI UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH, Lina-Ammon-Str. 30, 90329 Nürnberg
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Beitrittserklärung zur UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG

Persönliche Angaben

Herr	 Frau	 Titel	 Geburtsdatum

Vorname	 ggf. Geburtsname

Name	 Beruf / ausgeübte Tätigkeit

Straße / Hausnummer

PLZ	 Wohnort	 Steuernummer / Steuer-ID-Nr.

Telefon 		  PLZ und Ort Ihres Wohnsitzfinanzamtes

Steuerliche Angaben:

Hiermit erkläre ich meinen Beitritt zur UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG als Kommanditist/-in
mit einer Kommanditeinlage von:
( Mindesteinlage € 5.000; höhere Beträge müssen durch 1.000 teilbar sein )

+ =,-
Beteiligungssumme in €

,-
5 % Agio in €

,-
Überweisungssumme gesamt in €

in Worten

Euro

Meine Bankverbindung für die Überweisung der Ausschüttungen lautet:
Kontonummer BLZ Bank

Ich bestätige, einen Prospekt der UDI Biogas 
2011 GmbH & Co. KG inkl. Gesellschaftsvertrag 
erhalten zu haben und erkenne den Inhalt für 
mich verbindlich an.

Mein Beitritt erfolgt ausschließlich aufgrund 
dieses Prospektes. Abweichende oder darü-
ber hinausgehende Erklärungen oder Zusiche-
rungen wurden nicht abgegeben. Ich bestätige, 
die Hinweise zu Fernabsatzverträgen erhalten 
und zur Kenntnis genommen zu haben. Mit der 
Verarbeitung, Speicherung und Nutzung meiner 
personenbezogenen Daten durch die Gesell-
schaft zum Zwecke der Betreuung und Verwal-
tung meiner Beteiligung bin ich einverstanden.

Ich bevollmächtige die UDI Biogas 2011 GmbH & 

Bis zur Eintragung bin ich als atypischer stiller 
Gesellschafter in Höhe meiner Einlage betei-
ligt. Ich verpflichte mich, die von mir zu leistende 
Kommanditeinlage zuzüglich 5 % Agio auf fol-
gendes Konto der UDI Biogas 2011 GmbH & Co. 
KG zu überweisen:
  
Kontonummer:	231 217 795
BLZ:	 764 500 00
Sparkasse Mittelfranken-Süd

Unterschrift

Co. KG, für mich den Beitritt zur Kommandit-
gesellschaft zu vollziehen. Ich verpflichte mich, 
auf meine Kosten eine notariell beglaubigte 
Registervollmacht für die Durchführung aller 
erforderlichen Handelsregistereintragungen 
zu erteilen. Diese Beitrittserklärung wird im 
Innenverhältnis mit der schriftlichen Annah-
me wirksam. Der Beitritt erlangt im Außen-
verhältnis erst Wirkung mit Eintragung in das 
Handelsregister.

Ort / Datum

Widerrufsrecht
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb 
von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in 
Textform ( z. B. Brief, Fax, E-Mail ) widerrufen. 
Die Frist beginnt nach Erhalt dieser Belehrung 
in Textform, jedoch nicht, bevor Ihnen auch 
eine Vertragsurkunde, Ihr schriftlicher Antrag 
oder eine Abschrift der Vertragsurkunde oder 
des Antrages zur Verfügung gestellt worden ist 
und auch nicht vor Vertragsschluss und auch 
nicht vor Erfüllung unserer Informationspflich-
ten gemäß Artikel 246 § 2 in Verbindung mit 
§ 1 Abs. 1 und 2 EGBGB. Zur Wahrung der Wi-
derrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung 
des Widerrufs.

Der Widerruf ist zu richten an:
UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KG
Lina-Ammon-Straße 30, 90329 Nürnberg

zum Widerruf gleichwohl erfüllen müssen. Ver-
pflichtungen zur Erstattung von Zahlungen müs-
sen innerhalb von 30 Tagen erfüllt werden. Die 
Frist beginnt für Sie mit der Absendung Ihrer 
Widerrufserklärung, für uns mit deren Empfang. 

Besondere Hinweise
Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der 
Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrück-
lichen Wunsch vollständig erfüllt ist, bevor Sie 
Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.

Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufs sind die bei-
derseits empfangenen Leistungen zurückzuge- 
währen und gegebenenfalls gezogene Nut-
zungen ( z. B. Zinsen ) herauszugeben. Können 
Sie uns die empfangene Leistung ganz oder 
teilweise nicht oder nur in verschlechtertem 
Zustand zurückgewähren, müssen Sie uns in-
soweit gegebenenfalls Wertersatz leisten. Dies 
kann dazu führen, dass Sie die vertraglichen 
Zahlungsverpflichtungen für den Zeitraum bis 

Ort / Datum Unterschrift

Die vorstehende Zeichnung wird hiermit angenommen.

UDI Biogas 2011 GmbH & Co. KGOrt / Datum
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Sie haben Fragen zu diesem Fonds oder zu ökologischen Kapitalanlagen im Allgemeinen?

Dann rufen Sie uns an:

Montag bis Freitag, 9.00 bis 20.00 Uhr,

gebührenfrei unter: 0800 - 834 12 34 oder
Telefon:	0911 - 92 90 550
Telefax:	0911 - 92 90 555

E-Mail:	 info@udi.de
Internet:	www.udi.de


